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Verwaltungsvorschrift des Ministeriums

der Finanzen zur Änderung der


Verwaltungsvorschriften zur

Landeshaushaltsordnung


(VV-LHO)


Vom 17. Mai 2000 

Gemäß § 5 der Landeshaushaltsordnung (LHO) wird folgende 
Verwaltungsvorschrift zur Änderung der VV-LHO vom 2. Sep­
tember 1992 (ABl. S. 1291) erlassen: 

Die VV-LHO – ohne Zuwendungs- und Kassenvorschriften – er­
halten nachstehende Fassung. 

Der Gruppierungsplan (§ 13 Abs. 2 Satz 3 und Abs. 3 LHO) und 
der Funktionenplan (§ 14 Abs. 2 LHO) werden in gesonderten 
Verwaltungsvorschriften zur Haushaltssystematik geregelt. 

Diese Verwaltungsvorschrift tritt mit Ausnahme der jeweils in 
Klammern angegebenen Wertgrenzen in Euro am Tag nach ihrer 
Veröffentlichung in Kraft. Die in Euro angegebenen Wertgren­
zen treten zum 1. Januar 2002 in Kraft. 

Verwaltungsvorschriften 

zur Landeshaushaltsordnung (VV-LHO)


Inhalt 

§§ Überschrift	 VV 

Teil I – Allgemeine Vorschriften zum Haushaltsplan 

1 Feststellung des Haushaltsplans -
2 Bedeutung des Haushaltsplans VV 
3 Wirkungen des Haushaltsplans -
4 Haushaltsjahr -
5 Verwaltungsvorschriften -
6 Notwendigkeit der Ausgaben und 

Verpflichtungsermächtigungen -
7 Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit, 

Kosten- und Leistungsrechnung VV Nrn. 1 bis 3 
und Anlage 

7 a Leistungsbezogene Planaufstellung 
und -bewirtschaftung 

8 Grundsatz der Gesamtdeckung VV Nrn. 1 bis 3 
9 Beauftragter für den Haushalt VV Nrn. 1 bis 5 
10 Unterrichtung des Landtags VV 

Teil II –	 Aufstellung des Haushaltsplans und des Finanz­
plans 

11 Vollständigkeit und Einheit, 
Fälligkeitsprinzip VV Nrn. 1 bis 3 

12 Geltungsdauer der Haushaltspläne ­

§§ Überschrift	 VV 

13 Einzelpläne, Gesamtplan, 
Gruppierungsplan VV und Anlage 

14 Übersicht zum Haushaltsplan, 
Funktionenplan VV Nrn. 1 und 

2 und Anlage 
15 Bruttoveranschlagung, Selbstbewirt­

schaftungsmittel VV Nrn. 1 bis 5 
16 Verpflichtungsermächtigungen VV Nrn. 

1 bis 10 
17 Einzelveranschlagung, Erläute­

rungen, Planstellen und Stellen VV Nrn. 
1 bis 10 

18 Kreditermächtigungen ­
19 Übertragbarkeit VV Nrn. 1 bis 4 
20 Deckungsfähigkeit VV Nrn. 1 bis 5 
21 Wegfall- und Umwandlungs­

vermerke VV Nrn. 1 bis 3 
22 Sperrvermerk VV Nrn. 1 bis 3 
23 Zuwendungen VV Nrn. 1 bis 3 

und Anlage 
24 Baumaßnahmen, größere Beschaf­

fungen und Entwicklungsvorhaben VV Nrn. 1 bis 3 
25 Überschuss, Fehlbetrag ­
26 Landesbetriebe, Sondervermögen, 

Zuwendungsempfänger VV Nrn. 1 bis 5 
27 Voranschläge und Unterlagen für 

die Finanzplanung VV Nrn. 1 bis 3 
28 Aufstellung des Entwurfs des Haus­

haltsplans und der Finanzplanung ­
29 Beschluss über den Entwurf des 

Haushaltsplans und der Finanzplanung ­
30 Vorlage des Haushalts ­
31 Übersendung des Finanzplans ­
32 Ergänzungen zum Entwurf des 

Haushalts ­
33 Nachtragshaushalt ­

Teil III – Ausführung des Haushaltsplans 

34 Erhebung der Einnahmen, Bewirt­
schaftung der Ausgaben VV 

Nrn. 1 bis 11 
Muster 1 bis 4 

35 Bruttonachweis, Einzelnachweis VV Nrn. 1 bis 5 
36 Aufhebung der Sperre VV Nrn. 1 bis 2 
37 Über- und außerplanmäßige 

Ausgaben	 VV Nrn. 1 bis 3 
Muster 

38 Verpflichtungsermächtigungen VV Nrn. 1 bis 6 
39 Gewährleistungen, Kreditzusagen VV Nrn. 

1 bis 12 
40 Andere Maßnahmen von 

finanzieller Bedeutung VV Nrn. 1 bis 4 
41 Haushaltswirtschaftliche Sperre VV Nr. 1 
42 Konjunkturpolitisch bedingte 

Maßnahmen ­
43 Kassenmittel, Betriebsmittel VV Nrn. 1 bis 8 

und 
Muster 1 bis 4 



667 Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 39 vom 4. Oktober 2000 

§§ Überschrift	 VV §§ Überschrift VV 

44 Zuwendungen, Verwaltung von 73 Vermögensbuchführung, -nachweis, 
Mitteln oder Vermögensgegenständen VV integrierte Buchführung VV Nrn. 1 bis 7 

Nrn. 1 bis 16 74 Buchführung bei Landesbetrieben VV Nrn. 
Vorbemer- 1 bis 22 
kungen und 75 Belegpflicht VV Nrn. 
Anlagen 1 bis 12 

45 Sachliche und zeitliche Bindung VV Nrn. 1 bis 9 76 Abschluss der Bücher ­
46 Deckungsfähigkeit VV Nrn. 1 bis 4 77 Kassensicherheit ­
47 Wegfall- und Umwandlungsvermerke VV Nrn. 1 bis 5 78 Unvermutete Prüfungen VV Nrn. 
48 Einstellung und Versetzung 1 bis 18 

von Beamten VV Nrn. 1 bis 2 79 Verwaltungsvorschriften VV Nrn. 
49 Einweisung in eine Planstelle VV Nrn. 1 bis 8 1 bis 20 
50 Umsetzung von Mitteln, Planstellen und Anlagen 

und Stellen VV Nrn. 1 bis 3 Nrn. 1 bis 4 
51 Besondere Personalausgaben VV Nrn. 1 bis 4 80 Rechnungslegung VV Nrn. 
52 Nutzungen und Sachbezüge VV Nrn. 1 und 3 1 bis 13 
53 Billigkeitsleistungen - 81 Gliederung der Haushaltsrechnung ­
54 Baumaßnahmen, größere 82 Kassenmäßiger Abschluss ­

Beschaffungen, größere 83 Haushaltsabschluss ­
Entwicklungsvorhaben VV Nrn. 1 und 2 84 Abschlussbericht ­

55 Öffentliche Ausschreibung VV Nrn. 85 Übersichten zur Haushaltsrechnung VV Nrn. 1 und 2 
1 bis 12 86 Vorlage des Vermögensnachweises ­

56 Vorleistungen VV Nrn. 1 bis 6 87 Rechnungslegung der Landesbetriebe ­
57 Verträge mit Angehörigen des 

öffentlichen Dienstes VV Nrn. 1 und 2 Teil V – Rechnungsprüfung 
58 Änderung von Verträgen, Vergleiche VV Nrn. 1 bis 4 
59 Veränderung von Ansprüchen VV Nrn. 1 bis 7 88 Aufgaben des Landesrechnungshofes ­

und Anlage 89 Prüfung ­
60 Vorschüsse, Verwahrungen - 90 Inhalt der Prüfung ­
61 Interne Verrechnungen VV Nrn. 1 bis 8 91 Prüfung bei Stellen außerhalb der 
62 Rücklagen - Landesverwaltung ­
63 Erwerb und Veräußerung von 92 Prüfung staatlicher Betätigung bei 

Vermögensgegenständen VV Nrn. 1 bis 6 privatrechtlichen Unternehmen ­
64 Grundstücke VV Nrn. 93 Gemeinsame Prüfung ­

1 bis 10 94 Zeit und Art der Prüfung ­
65 Beteiligung an privatrechtlichen 95 Auskunftspflicht ­

Unternehmen VV Nrn. 1 bis 4 96 Prüfungsergebnis ­
66 Unterrichtung des Landesrechnungs- 97 Jahresbericht über das Ergebnis 

hofes bei Mehrheitsbeteiligungen VV Nrn. 1 bis 3 der Prüfung ­
67 Prüfungsrecht durch Vereinbarung VV Nrn. 1 bis 3 98 Nichtverfolgung von Ansprüchen ­
68 Zuständigkeitsregelungen VV Nrn. 1 bis 3 99 Angelegenheiten von besonderer 

und Anlage Bedeutung ­
69 Unterrichtung des Landesrechnungs- 100 Prüfung durch staatliche Rechnungs­

hofes bei Beteiligungen VV Nrn. 1 bis 3 prüfungsämter ­
101 Rechnung des Landesrechnungshofes ­

Teil IV – Zahlungen, Buchführung, Rechnungslegung 102 Unterrichtung des Landes­
rechnungshofes VV Nrn. 1 und 2 

70 Zahlungen Vorbemer- 103 Anhörung des Landesrechnungshofes ­
kungen zu 104 Prüfung der juristischen Personen 
§§ 70 bis 80 des privaten Rechts ­
VV Nrn. 
1 bis 64 Teil VI – Landesmittelbare juristische Personen des öffent­
und Anlagen lichen Rechts 
Nrn. 1 bis 3 

71 Buchführung	 VV Nrn. 105 Grundsatz VV Nrn. 1 bis 6 
1 bis 29 106 Haushaltsplan ­
und Anlage 107 Umlagen, Beiträge ­

72 Buchung nach Haushaltsjahren	 - 108 Genehmigung des Haushaltsplans ­



668 Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 39 vom 4. Oktober 2000 

VV-LHO §§ 1 - 7 

§§ Überschrift VV 
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Landesrechnungshof ­
112 Sonderregelungen ­

Teil VII – Sondervermögen 
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bestimmungen 
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Amtsverhältnisse VV Nrn. 1 und 2 

116 Endgültige Entscheidung ­
118 Bestandsaufnahme des Vermögens 

und der Schulden ­
120 In-Kraft-Treten VV 

Verwaltungsvorschriften

zur Landeshaushaltsordnung


(VV-LHO)


Teil I

Allgemeine Vorschriften zum Haushaltsplan


§ 1 
Feststellung des Haushaltsplans 

Der Haushaltsplan wird vor Beginn des Haushaltsjahres durch 
das Haushaltsgesetz festgestellt. Mit dem Haushaltsgesetz wird 
nur der Gesamtplan (§ 13 Abs. 4) verkündet. 

§ 2 
Bedeutung des Haushaltsplans 

Der Haushaltsplan dient der Feststellung und Deckung des Fi­
nanzbedarfs, der zur Erfüllung der Aufgaben des Landes im Be­
willigungszeitraum voraussichtlich notwendig ist. Der Haushalts­
plan ist Grundlage für die Haushalts- und Wirtschaftsführung. Bei 
seiner Aufstellung und Ausführung ist den Erfordernissen des ge­
samtwirtschaftlichen Gleichgewichts Rechnung zu tragen. 

§ 3 
Wirkungen des Haushaltsplans 

(1) Der Haushaltsplan ermächtigt die Verwaltung, Ausgaben zu 
leisten und Verpflichtungen einzugehen. 

(2) Durch den Haushaltsplan werden Ansprüche oder Verbind­
lichkeiten weder begründet noch aufgehoben. 

§ 4 
Haushaltsjahr 

Haushaltsjahr (Rechnungsjahr) ist das Kalenderjahr. Das Minis­
terium1) der Finanzen kann für einzelne Bereiche etwas anderes 
bestimmen. 

§ 5 
Verwaltungsvorschriften 

Die allgemeinen Verwaltungsvorschriften zu diesem Gesetz und 
zur vorläufigen sowie endgültigen Haushalts- und Wirtschafts­
führung erlässt das Ministerium1) der Finanzen. 

§ 6 
Notwendigkeit der Ausgaben und Verpflichtungs­

ermächtigungen 

Bei der Aufstellung und Ausführung des Haushaltsplans sind 
nur die Ausgaben und die Ermächtigungen zum Eingehen von 
Verpflichtungen zur Leistung von Ausgaben in künftigen Jahren 
(Verpflichtungsermächtigungen) zu berücksichtigen, die zur Er­
füllung der Aufgaben des Landes notwendig sind. 

§ 7 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit, Kosten- und


Leistungsrechnung1)


(1) Bei Aufstellung und Ausführung des Haushaltsplans sind die 
Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu beachten.   

(2) Für alle finanzwirksamen Maßnahmen sind angemessene 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen durchzuführen. In geeigne­
ten Fällen ist privaten Anbietern die Möglichkeit zu geben dar­
zulegen, ob und inwieweit sie staatliche Aufgaben oder öffentli­
chen Zwecken dienende wirtschaftliche Tätigkeiten nicht eben­
so gut oder besser erbringen können (Interessenbekundungsver­
fahren).1) 

(3) In geeigneten Bereichen soll eine Kosten- und Leistungs­
rechnung eingeführt werden.1) 

Zu § 7 

1 Grundsatz der Wirtschaftlichkeit2) 

Die Ausrichtung jeglichen Verwaltungshandelns nach dem 
Grundsatz der Wirtschaftlichkeit soll die bestmögliche Nutzung 
von Ressourcen bewirken. Damit gehört zur Beachtung des 
Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit auch die Prüfung, ob eine 
Aufgabe durchgeführt und ob sie durch die staatliche Stelle 
durchgeführt werden muss. 

Nach dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit ist die günstigste 
Relation zwischen dem verfolgten Zweck und den einzusetzen­
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den Mitteln (Ressourcen) anzustreben. Der Grundsatz der Wirt­
schaftlichkeit umfasst das Sparsamkeits- und Ergiebigkeitsprin­
zip. Das Sparsamkeitsprinzip (Minimalprinzip) verlangt, ein be­
stimmtes Ergebnis mit möglichst geringem Mitteleinsatz zu er­
zielen. Das Ergiebigkeitsprinzip (Maximalprinzip) verlangt, mit 
einem bestimmten Mitteleinsatz das bestmögliche Ergebnis zu 
erzielen. Bei der Ausführung des Haushaltsplans, der in der Re­
gel die Aufgaben (Ergebnis, Ziele) bereits formuliert, steht der 
Grundsatz der Wirtschaftlichkeit in seiner Ausprägung als Spar­
samkeitsprinzip im Vordergrund. 

Der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit ist bei allen Maßnahmen 
des Landes, die die Einnahmen und Ausgaben des Landeshaus­
haltes unmittelbar oder mittelbar beeinflussen, zu beachten. 
Dies betrifft sowohl Maßnahmen, die nach einzelwirtschaftli­
chen Kriterien (z. B. Beschaffung für den eigenen Verwaltungs­
bereich und Organisationsänderungen in der eigenen Verwal­
tung), als auch Maßnahmen, die nach gesamtwirtschaftlichen 
Kriterien (z. B. Investitionsvorhaben im Verkehrsbereich, Sub­
ventionen und Maßnahmen der Sozialpolitik) zu beurteilen sind. 
Unter die Maßnahmen fallen auch Gesetzgebungsvorhaben. 

2	 Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen 

Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen sind Instrumente zur Umset­
zung des Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit. Es ist zwischen 
einzel- und gesamtwirtschaftlichen Wirtschaftlichkeitsuntersu­
chungen zu unterscheiden. 

Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen sind bei allen Maßnahmen 
durchzuführen. Sie sind daher bei der Planung neuer Maßnah­
men einschließlich der Änderung bereits in der Durchführung 
befindlicher Maßnahmen (Planungsphase) sowie während der 
Durchführung (im Rahmen einer begleitenden Erfolgskontrolle) 
und nach Abschluss von Maßnahmen (im Rahmen einer ab­
schließenden Erfolgskontrolle) vorzunehmen. 

2.1	 Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen als Planungsin­
strument 

Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen in der Planungsphase bilden 
die Grundlage für die begleitenden und abschließenden Erfolgs­
kontrollen. 

Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen müssen mindestens Aussa­
gen zu folgenden Teilaspekten enthalten: 

- Analyse der Ausgangslage und des Handlungsbedarfs, 
- Ziele, Prioritätsvorstellungen und mögliche Zielkonflikte, 
- Lösungsmöglichkeiten und deren Nutzen und Kosten (ein­

schließlich Folgekosten), auch soweit sie nicht in Geld aus­
zudrücken sind, 

- finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt, 
- Eignung der einzelnen Lösungsmöglichkeiten zur Errei­

chung der Ziele unter Einbeziehung der rechtlichen, organi­
satorischen und personellen Rahmenbedingungen, 

- Zeitplan für die Durchführung der Maßnahmen, 
- Kriterien und Verfahren für Erfolgskontrollen (vgl. 2.2). 

VV-LHO § 7 

Ist das angestrebte Ziel nach dem Ergebnis der Ermittlungen oder 
aus finanziellen Gründen nur eingeschränkt zu verwirklichen, so 
ist zu prüfen, ob das erreichbare Teilziel den Einsatz von Mitteln 
überhaupt rechtfertigt und ob die geplanten Maßnahmen besser 
zu einem späteren Zeitpunkt durchgeführt werden sollten. 

Besteht für den Erwerb oder die Nutzung von Vermögensge­
genständen eine Wahlmöglichkeit zwischen Kauf-, Miet-, Lea­
sing-, Mietkauf- und ähnlichen Verträgen, so ist vor dem Ver­
tragsabschluss zu prüfen, welche Vertragsart am wirtschaftlichs­
ten ist; ein Mangel an Haushaltsmitteln für den Erwerb durch 
Kauf reicht als Rechtfertigungsgrund für die Begründung von 
Dauerschuldverhältnissen nicht aus. Bei der Ausübung der 
Wahlmöglichkeit ist zu berücksichtigen, dass Leasingverträge 
hinsichtlich ihrer Wirtschaftlichkeit im Einzelfall einer beson­
ders eingehenden Prüfung bedürfen. 

In Fällen von finanzieller Bedeutung sind auch die Auswirkungen 
auf die Einnahmen der Gebietskörperschaften einzubeziehen. 

2.2	 Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen als Instrument 
der Erfolgskontrolle 

Die Erfolgskontrolle ist ein systematisches Prüfungsverfahren. 
Sie dient dazu, während der Durchführung (begleitende Er­
folgskontrolle) und nach Abschluss (abschließende Erfolgskon­
trolle) einer Maßnahme ausgehend von der Planung festzustel­
len, ob und in welchem Ausmaß die angestrebten Ziele erreicht 
wurden, ob die Maßnahme ursächlich für die Zielerreichung und 
ob sie wirtschaftlich war. 

Bei Maßnahmen, die sich über mehr als zwei Haushaltsjahre er­
strecken, und in sonstigen geeigneten Fällen sind nach indivi­
duell festzulegenden Laufzeiten oder zu Zeitpunkten, an denen 
abgrenzbare Ergebnisse oder Teilrealisierungen einer Maßnah­
me zu erwarten sind, begleitende Erfolgskontrollen durchzu­
führen. Sie liefern vor dem Hintergrund zwischenzeitlich ein­
getretener ökonomischer, gesellschaftlicher und technischer 
Veränderungen die notwendigen Informationen für die Ent­
scheidung, ob und gegebenenfalls wie die Maßnahme fortge­
führt werden soll. 

Von der begleitenden Erfolgskontrolle ist die ständige Beobach­
tung zu unterscheiden. Im Gegensatz zum systematisch ange­
legten umfassenden Prüfungsverfahren der Erfolgskontrolle ist 
sie eine fortlaufende gezielte Sammlung und Auswertung von 
Hinweisen und Daten zur ergänzenden Beurteilung der Ent­
wicklung von Maßnahmen. Alle Maßnahmen sind nach ihrer 
Beendigung einer abschließenden Erfolgskontrolle zur Über­
prüfung des erreichten Ergebnisses zu unterziehen. 

Methodisch besteht zwischen begleitender und abschließender 
Erfolgskontrolle kein Unterschied. Die Erfolgskontrolle umfasst 
grundsätzlich folgende Untersuchungen: 

- Zielerreichungskontrolle 

Mit der Zielerreichungskontrolle wird, durch den Vergleich 
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VV-LHO § 7 

der geplanten Ziele mit der tatsächlich erreichten Zielreali­
sierung (Soll-Ist-Vergleich), festgestellt, welcher Zielerrei­
chungsgrad zum Zeitpunkt der Erfolgskontrolle gegeben ist. 
Sie bildet gleichzeitig den Ausgangspunkt von Überlegun­
gen, ob die vorgegebenen Ziele unverändert Bestand haben. 

- Wirkungskontrolle 

Im Wege der Wirkungskontrolle wird ermittelt, ob die Maß­
nahme für die Zielerreichung geeignet und ursächlich war. 
Hierbei sind alle beabsichtigten und unbeabsichtigten Aus­
wirkungen der durchgeführten Maßnahme zu ermitteln. 

- Wirtschaftlichkeitskontrolle 

Mit der Wirtschaftlichkeitskontrolle wird untersucht, ob der 
Vollzug der Maßnahme im Hinblick auf den Ressourcenver­
brauch wirtschaftlich war (Vollzugswirtschaftlichkeit) und 
ob die Maßnahme im Hinblick auf übergeordnete Zielset­
zungen insgesamt wirtschaftlich war (Maßnahmenwirt­
schaftlichkeit). 

Erfolgskontrollen sind auch durchzuführen, wenn die Doku­
mentation in der Planungsphase unzureichend war. In diesem 
Fall sind die benötigten Informationen nachträglich zu beschaf­
fen. Die Zielerreichungskontrolle und die Wirkungskontrolle 
sind die Grundlagen für die Wirtschaftlichkeitskontrolle. Im Ge­
gensatz zur Wirtschaftlichkeitskontrolle lassen sie aber den Mit­
teleinsatz unberücksichtigt. 

2.3	 Methoden (Verfahren) der Wirtschaftlichkeitsunter­
suchungen 

2.3.1	 Allgemeines 

Bei der Durchführung von Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen 
ist die nach den Erfordernissen des Einzelfalls einfachste und 
wirtschaftlichste Methode anzuwenden. Zur Verfügung stehen 
einzelwirtschaftlich und gesamtwirtschaftlich orientierte Ver­
fahren. Welches Verfahren anzuwenden ist, bestimmt sich nach 
der Art der Maßnahme, dem mit ihr verfolgten Zweck und den 
mit der Maßnahme verbundenen Auswirkungen. 

Gesamtwirtschaftlich orientierte Verfahren sind für alle Maß­
nahmen mit erheblichen gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen 
geeignet. Einzelwirtschaftlich orientierte Verfahren sind geeig­
net für Maßnahmen, die sich in erster Linie auf den betrachteten 
Verwaltungsbereich (z. B. Ministerium, Behörde) beziehen. 

2.3.2	 Einzelwirtschaftliche Verfahren 

Für Maßnahmen mit nur geringen und damit zu vernachlässi­
genden gesamtwirtschaftlichen Nutzen und Kosten sind grund­
sätzlich die finanzmathematischen Methoden der Investitions­
rechnung (z. B. Kapitalwertmethode) zu verwenden. Für Maß­
nahmen mit nur geringer finanzieller Bedeutung können auch 
Hilfsverfahren der Praxis (z. B. Kostenvergleichsrechnungen, 
Angebotsvergleiche) durchgeführt werden. 

2.3.3	 Gesamtwirtschaftliche Verfahren 

Für Maßnahmen, die nicht zu vernachlässigende gesamtwirt­
schaftliche Auswirkungen haben, sind gesamtwirtschaftliche 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen durchzuführen. 

2.4	 Verfahrensvorschriften 

2.4.1	 Die Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen sind grund­
sätzlich von der Organisationseinheit durchzuführen, 
die mit der Maßnahme befasst ist. 

2.4.2	 Das Ergebnis der Untersuchung ist zu vermerken und zu 
den Akten zu nehmen. Bei Maßnahmen mit nur geringer 
finanzieller Bedeutung kann hiervon abgesehen werden. 

2.4.3	 Zu den Unterlagen nach § 24 gehören auch Wirtschaft­
lichkeitsuntersuchungen. 

2.4.4	 Der Beauftragte für den Haushalt entscheidet, über wel­
che Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen er zu unterrich­
ten ist. Er kann sich an den Wirtschaftlichkeitsuntersu­
chungen beteiligen und die Berücksichtigung einer Maß­
nahme bei der Aufstellung des Voranschlages und bei der 
Ausführung des Haushaltsplans von der Vorlage von 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen abhängig machen. 

2.5	 Für Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen gilt das Rund­
schreiben des Bundesministeriums der Finanzen vom 
31. August 1995 – II A 3 – H 1005 – 23/95 – (Anlage) 
entsprechend. 

3.	 Interessenbekundungsverfahren 

In geeigneten Fällen ist privaten Anbietern die Möglichkeit zu 
geben darzulegen, ob und inwieweit sie staatliche Aufgaben 
oder öffentlichen Zwecken dienende wirtschaftliche Tätigkeiten 
nicht ebenso gut oder besser erbringen können (Interessenbe­
kundungsverfahren). 

Ein Interessenbekundungsverfahren kommt bei der Planung 
neuer und der Überprüfung bestehender Maßnahmen oder Ein­
richtungen in Betracht. Es erfordert eine Erkundung des Mark­
tes nach wettbewerblichen Grundsätzen. Das Ergebnis der 
Markterkundung ist mit den sich bietenden staatlichen Lösungs­
möglichkeiten zu vergleichen, um eine wirtschaftliche Bewer­
tung zu gewährleisten. 

Das Interessenbekundungsverfahren ersetzt nicht das Verfahren 
zur Vergabe öffentlicher Aufträge. Wenn das Interessenbekun­
dungsverfahren ergibt, dass eine private Lösung voraussichtlich 
wirtschaftlich ist, ist ein Verfahren zur Vergabe öffentlicher Auf­
träge durchzuführen. 

Hinsichtlich des Interessenbekundungsverfahrens gilt das 
Rundschreiben des Bundesministeriums der Finanzen vom 
31. August 1995 – II A 3 – H 1005 – 22/95 – (Anlage) entspre­
chend. 
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Arbeitsanleitung Einführung

in Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen


- Rundschreiben des BMF vom 31.08.1995

– II A 3 – H 1005 – 23/95 ­


(GMBl 1995 S. 764) 

Als Anlage übersende ich eine Arbeitsanleitung zur Einführung 
in Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen. Die Arbeitsanleitung ist 
für die praktische Durchführung einzelwirtschaftlicher Untersu­
chungen bestimmt (vgl. Vorl. VV Nr. 2.3 zu § 7 BHO). Anhand 
von Beispielen und Mustern werden die Schritte einer Wirt­
schaftlichkeitsuntersuchung erläutert. Die Arbeitsanleitung 
richtet sich damit an jeden Beschäftigten und soll so der Umset­
zung des Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung 
(§ 7 BHO) dienen. 

Die Arbeitsanleitung wird bewusst nicht als Teil der Vorläufigen 
Verwaltungsvorschriften zu § 7 BHO herausgegeben. Sie ist ein 
Angebot und soll die Vorgaben für wirtschaftliches Handeln in 
der Verwaltung verbessern. 

Falls aufgrund von Erfahrungen bei der Anwendung Ergänzun­
gen oder Änderungen der Arbeitsanleitung notwendig sind, bit­
te ich um entsprechende Mitteilung, damit die Arbeitsanleitung 
angepasst werden kann. 

Anlage 

Arbeitsanleitung Einführung in Wirtschaftlichkeitsunter­
suchungen 

Inhaltsverzeichnis 

1. Übersicht 
2. Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen in der Planung 
2.1 Kostenvergleichsrechnung 
2.2 Kapitalwertmethode 
2.3 Nutzwertanalyse 
2.4 Kosten-Nutzen-Analyse 
3. Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen zur Erfolgskontrolle 
3.1 Kostenvergleichsrechnung 
3.2 Kapitalwertmethode 
3.3 Nutzwertanalyse 
4. Fachbegriffe 
5. Beispiele 
5.1 Kostenvergleichsrechnung 
5.2 Kapitalwertmethode 
5.3 Nutzwertanalyse 

Anlagen 
Ab-/Aufzinsungsfaktoren (Tabellen 1.1 und 1.2) 
Barwert-/Endwertfaktoren (Tabellen 2.1, 2.2 und 2.3) 
Formblätter 

VV-LHO § 7 
Anlage zu Nr. 2.5 zu § 7 LHO 

1. Übersicht 

Die Arbeitsanleitung zu den Vorl. VV zu § 7 BHO zeigt in knap­

per Form die Verfahren für Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen

auf und erläutert die Fachbegriffe. Sie ist für die praktische

Durchführung einer einzelwirtschaftlichen Wirtschaftlichkeits­

untersuchung bestimmt.


Gegenstand von Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen sind alle

haushaltswirksamen Maßnahmen, z. B.


- neue Investitionsvorhaben,

- Ersatzbeschaffungen,

- organisatorische Maßnahmen (z. B. Reorganisation der Ar­


beitsabläufe), 
- Gesetze mit finanziellen Auswirkungen, 
- Förderprogramme. 

Der Einsatz der Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen ist zu unter­
schiedlichen Zeitpunkten erforderlich: 

- bei der Planung einer Maßnahme, 
- bei der Durchführung einer Maßnahme zur begleitenden Er­

folgskontrolle und 
- zur abschließenden Erfolgskontrolle der Maßnahme. 

Je nach Umfang der Maßnahmewirkungen lassen sich die Ver­
fahren einteilen in: 

- einzelwirtschaftliche (z. B. Beschaffung für die eigene Ver­
waltung) und 

- gesamtwirtschaftliche Verfahren (z. B. bei Investitionen in 
die Infrastruktur). 

Zusätzlich unterscheiden sich die Verfahren hinsichtlich der Be­
wertung der Maßnahmewirkungen; die monetären Verfahren 
rechnen in Geldeinheiten, die nicht-monetären Verfahren ver­
gleichen anhand von Bewertungspunkten. 

Verfahren einzelwirtschaftliche gesamtwirtschaftliche 
Erfassung Erfassung 

monetäre 
Bewertung 

Kostenvergleichs­
rechnung 

Kosten-Nutzen-
Analyse 

Kapitalwertmethoden (Nutzen-Kosten-
Untersuchung i. S. 
von § 7 Abs. 2 BHO) 

nicht- Nutzwertanalyse Nutzwertanalyse 
monetäre 
Bewertung 

Der Kosten-Nutzen-Analyse liegt als Rechenverfahren die Ka­
pitalwertmethode zugrunde. In der Praxis wird die Kostenver­
gleichsrechnung/Kapitalwertmethode häufig mit der Nutzwert­
analyse kombiniert eingesetzt. 
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Diese Arbeitsanleitung behandelt die einzelwirtschaftlichen 
Verfahren. Die Kosten-Nutzen-Analyse wird nur knapp skiz­
ziert. Auf Verfahren zur Kostenermittlung wird nicht eingegan­
gen. Bei der Durchführung der Wirtschaftlichkeitsuntersuchun­
gen ist in geeigneten Fällen auf standardisierte Kosten- und 
Leistungsgrößen zurückzugreifen, um den Aufwand für Wirt­
schaftlichkeitsuntersuchungen möglichst gering zu halten (z. B. 
durch Verwendung von Personalkostensätzen und Sachkosten­
pauschalen, die mit jährlichem Rundschreiben des BMI bekannt 
gemacht werden). 

Sofern für einen Fachbereich besondere Regelungen zu Wirt­
schaftlichkeitsuntersuchungen bestehen, sind diese anzuwenden. 

2. Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen in der Planung 

Die Wirtschaftlichkeitsuntersuchung enthält im Allgemeinen 

- eine Problemdarstellung/Zielformulierung, 
- zu untersuchende Lösungsalternativen einschließlich dem 

„Fortführungsfall“ (d. h. wenn keine besondere Maßnahme 
erfolgt), 

- eine kurze verbale Erläuterung/Begründung der Ansätze 
einschließlich einer Risikoabschätzung (ggf. Berechnung 
mit alternativen Werten), 

- eine monetäre Wirtschaftlichkeitsberechnung,

- nicht-monetäre Aspekte,

- Ergebnis und

- Empfehlung.


Das rechnerische Ergebnis gibt dabei nicht zwangsläufig die 
Entscheidungsempfehlung vor. Bei einfachen Maßnahmen 
(z. B. kleinen Beschaffungsvorgängen) können einzelne Gliede­
rungspunkte entfallen. 

2.1 Kostenvergleichsrechnung 

In der Kostenvergleichsrechnung werden die Kosten der alterna­
tiven Lösungsvorschläge miteinander verglichen und die kos­
tengünstigste Alternative bestimmt. Die Kostenvergleichsrech­
nung setzt voraus, dass die untersuchten Alternativen leistungs­
gleich sind. Dabei sind grundsätzlich die Kosten je Zeitabschnitt 
(z. B. Kalenderjahr) oder die Kosten je Leistungseinheit (z. B. 
pro Vorgang) zum Vergleich heranzuziehen. 

Kostenvergleichsrechnungen sind geeignet für Maßnahmen mit 
geringer finanzieller Bedeutung ohne langfristige Auswirkun­
gen. 

Der Ablauf zur Berechnung sieht wie folgt aus: 

(1) Erfassung der laufenden jährlichen Kosten 

Hierzu zählen die Personalkosten und Sachkosten ein­
schließlich der Gemeinkosten. Vereinfacht wird die Ermitt­
lung der Kosten durch Verwendung der durchschnittlichen 
Personalkostensätze und Sachkostenpauschalen je Arbeits­
platz, die im Regelfall anzuwenden sind. 

(2) Erfassung der Einmalkosten 

Die Einmalkosten sind in laufende jährliche Kosten umzu­
rechnen, da ein beliebiges durchschnittliches Jahr im Verlauf 
der Maßnahme betrachtet wird. Die jährlichen Kapitalkos­
ten sind als kalkulatorische Abschreibungen und Zinsen ein­
zusetzen: 

- kalkulatorische Abschreibungen 

Kalkulatorische Abschreibungen sind anzusetzen, so­
fern nicht geringwertige Wirtschaftsgüter (bis 800 DM) 
vorliegen. Wird z. B. für eine Investition von einer wirt­
schaftlichen Nutzungsdauer von 5 Jahren ausgegangen, 
so sind für die Kostenvergleichsrechnung 20 % des An­
schaffungswertes als kalkulatorische Abschreibung zu 
übernehmen (Normalfall Abschreibung in gleichen Ra­
ten). 

Abschreibungsbetrag = Anschaffungswert – realisierbarer Restwert 
Nutzungsdauer 

- kalkulatorische Zinsen 

Die kalkulatorischen Zinsen für das eingesetzte Kapital 
können vereinfacht berechnet werden: 

kalk. Zinsen = Anschaffungswert x Kalkulationszinssatz 
2 x 100 

Der Kalkulationszinssatz wird im Anschreiben zu den 
Personalkostensätzen bekannt gemacht. 

(3) Ergebnisermittlung 

Die Gesamtkosten der Alternativen sind zu berechnen. So­
weit darüber hinaus unterschiedliche Leistungsmengen vor­
liegen, sind die Kosten je Leistungseinheit zusätzlich zu be­
rechnen (Gesamtkosten/Anzahl der Leistungseinheiten). 
Als Ergebnis liegt die kostengünstigere Alternative fest. 

Die Kostenvergleichsrechnung ist grundsätzlich unter Berück­
sichtigung aller Kosten (Vollkosten) vorzunehmen. In einzelnen 
Fällen kann zur rechnerischen Vereinfachung ein verkürztes Ver­
fahren angewandt werden, das nur die Mehr-/Minderkosten er­
fasst, die sich zwischen dem alten Verfahren („Fortführungsfall“) 
und der Lösungsalternative ergeben. 

Im Fall kurzfristiger Planungsentscheidungen sind nur diejeni­
gen Kostenarten in die Vergleichsrechnung aufzunehmen, die im 
Planungszeitraum tatsächlich veränderbar sind. 

Beispiel:	 Bei der kurzfristigen Entscheidung über die Vergabe 
eines einzelnen Druckauftrags (Hausdruckerei oder 
externe Vergabe) sind Kapitalkosten für die vorhan­
denen Maschinen nicht ansetzbar, da diese bei ex­
terner Vergabe nicht eingespart werden. 

Die Berechnung zeigen nachfolgende Schemata. Die Kostenar­
ten sind ggf. bedarfsgerecht weiter aufzugliedern. 
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Kostenarten Kosten in DM pro Jahr 

Alternative 1 
(ohne Investition) 

Alternative 2 
(mit Investition) 

1. Personalkosten 26.600 10.000 

2. Sachkosten 4.000 6.000 

3. Kalkulatorische Kosten 

3.1 kalkulatorische Abschreibung 
(30.000 DM/5 Jahre Nutzung) 

6.000 

3.2 kalkulatorische Zinsen (bei 7 % Kalkulations­
zinssatz von 30.000 DM/2) 

1.050 

4. Gemeinkosten 2.000 2.000 

Summe (1. – 4.) 32.600 25.050 

Ergebnis: Minderkosten Alternative 2 7.550 

Schema 1: Kostenvergleichsrechnung mit Vollkosten 

Kostenarten Kosten in DM pro Jahr 

Mehrkosten Minderkosten 
(der Neubeschaffung) 

1. Personalkosten 16.600 

2. Sachkosten 2.000 

3. Kalkulatorische Kosten 

3.1 kalkulatorische Abschreibung 
(30.000 DM/5 Jahre Nutzung) 

6.000 

3.2 kalkulatorische Zinsen (bei 7 % Kalkulations­
zinssatz von 30.000 DM/2) 

1.050 

Summe Mehr-/Minderkosten 9.050 16.600 

Ergebnis: Minderkosten 7.550 

Schema 2: Kostenvergleichsrechnung mit Mehrkosten/Minderkosten 

2.2 Kapitalwertmethode 

Bei größeren Maßnahmen, bei sehr unterschiedlichen Zah­
lungsströmen im Betrachtungszeitraum oder bei der Frage nach 
der optimalen Finanzierung einer Maßnahme (z. B. Kauf/Lea­
sing) ist grundsätzlich die Kapitalwertmethode anzuwenden, da 
sie gegenüber der Kostenvergleichsrechnung zusätzlich die un­
terschiedlichen Zeitpunkte der Ein- und Auszahlungen der Al­
ternativen berücksichtigt. 

Alle künftigen Einzahlungen und Auszahlungen werden auf den 
gleichen Zeitpunkt (i. d. R. das aktuelle Jahr) hin abgezinst und 
damit als Kapitalwert (Summe der Barwerte) vergleichbar ge­
macht. Der Abzinsungsfaktor (s. Tabelle 1.1) ergibt sich aus der 
Formel: 

Abzinsungsfaktor = 1/(1 + p/100)n 

mit p = Kalkulationszinssatz 
n = Anzahl der Jahre zwischen Basisjahr 

und Zahlung 

Barwert = Zeitwert x Abzinsungsfaktor 

Zahlungen, die vor dem Basisjahr fällig sind, müssen entspre­
chend aufgezinst werden (s. Tabelle 1.2). 

Die Berechnung des Kapitalwertes umfasst folgende Schritte: 

(1) Erfassung der einmaligen Einnahmen und Ausgaben 

Einmalige Ausgaben sind mit dem vollen Betrag im Jahr der 
Auszahlung anzusetzen. Einnahmen z. B. aus dem Verkauf von 
Gegenständen sind entsprechend einzutragen. Für jede der Ein-
und Auszahlungen ist der Barwert mittels des Abzinsungsfak­
tors aus Tabelle 1.1 zu ermitteln: 

Beispiel:	 Eine Zahlung über 100.000 DM, fällig in 2 Jahren, 
hat bei 7 % Kalkulationszinssatz einen Barwert von 
87.000 DM (100.000 DM x Abzinsungsfaktor 
0,87). 
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(2) Erfassung der laufenden jährlichen Einnahmen und Ausgaben 

Die Jahresbeträge der Einzahlungen und Auszahlungen sind für 
jedes Jahr des betrachteten Zeitraumes mit dem für das Jahr gel­
tenden Abzinsungsfaktor aus Tabelle 1.1 zu multiplizieren und 
ergeben wiederum den Barwert des betreffenden Jahres. Die 
Summe aller Barwerte der einzelnen Jahre ergibt den Barwert 
der betreffenden Position. Bei jährlich gleichbleibenden Beträ­
gen vereinfacht sich die Berechnung durch Benutzung des (Ren­
ten-)Barwertfaktors (s. Tabelle 2.1), der die Zwischenberech­
nung der Barwerte pro Jahr überflüssig macht. 

Beispiel:	 Eine Gehaltszahlung von 70.000 DM jährlich über 
10 Jahre hat bei 4 % Abzinsung einen Barwert von 
567.700 DM (70.000 DM x Barwertfaktor 8,11). 

(3) Ergebnisermittlung bei gleicher Nutzungsdauer (s. Schema 3) 

Der Kapitalwert der Maßnahme ergibt sich als Differenz der Ge­
samtbarwerte der Einzahlungen und Auszahlungen. Ist der Ka­
pitalwert positiv, so ist die Maßnahme wirtschaftlich. Sind zwei 
oder mehrere Alternativen zu vergleichen, so ist diejenige mit 
dem höchsten positiven Kapitalwert vorteilhafter. Werden nur 
Auszahlungen oder negative Kapitalwerte betrachtet, so ist die 
Alternative mit dem betragsmäßig niedrigsten Kapitalwert vor­
teilhafter. 

(4) Ergänzende Ergebnisberechnung bei unterschiedlicher Nut­
zungsdauer (s. Schema 4) 

Wenn sich die Alternativen in der Nutzungsdauer unterscheiden, 

sind die Kapitalwerte in eine Annuität, d. h. betragsgleiche Jah­
reszahlungen während der Nutzungsdauer, umzurechnen und 
anstelle der Kapitalwerte die Annuitäten der Alternativen zu ver­
gleichen. Die Berechnung der Annuität ergibt sich aus der Divi­
sion des Kapitalwerts durch den (Renten-)Barwertfaktor (aus 
Tabelle 2.1). 

Beispiel:	 Eine Einzahlung in eine Kapitallebensversicherung 
in Höhe von 567.700 DM führt bei 4 % Verzinsung 
zu einer Rente von 70.000 DM in den folgenden 
10 Jahren (567.700 DM/Barwertfaktor 8,11). 

Im Regelfall sind die zukünftigen Ein-/Auszahlungsbeträge auf­
grund der Preisentwicklung nicht ermittelbar. In diesem Fall 
sind die Zahlungsbeträge in Preisen des Basisjahres in die Rech­
nung einzustellen und der preisbereinigte Kalkulationszinssatz 
(Realzins) zu verwenden. Im Sonderfall liegen die zukünftigen 
Zahlungsbeträge fest (z. B. bei vertraglichen Festpreisen) und 
der Kalkulationszinssatz ist nominal zu benutzen. 

Beispiel:	 Sofern die Leasingrate fest für die Laufzeit verein­
bart ist, wird mit dem nominalen Kalkulationszins­
satz gerechnet. Bei 7 % Kalkulationszinssatz ergäbe 
sich in Schema 4 ein Barwert von 24.408 DM 
(7.200 DM x Barwertfaktor 3,39) anstelle von 
26.136 DM. Der niedrigere Barwert berücksichtigt 
damit den relativen Vorteil der über 4 Jahre gleich­
bleibenden Rate. 

Der Kalkulationszinssatz (nominal und real) wird mit den Per­
sonalkostensätzen bekannt gemacht. 

Art der Auszahlungen/ 
Einzahlungen 

Zeitangabe Abzinsungs­
jahre 

Betrag 

DM 

Abzinsungs-/ 
Barwertfaktor 

Barwert 
Ende 1994 

DM 

Alternative 1 (Kauf) 

1. einmalige Ausgaben Kauf 1994 0 40.000 1,00 40.000 

2. laufende Ausgaben 
Wartung 1995-1998 4 je 4.800 3,63 17.424 

Kapitalwert Alternative 1 (Summe der Barwerte) 57.424 

Alternative 2 (Leasing mit Kauf zum Restwert) 

1. einmalige Ausgaben 
Kauf zum Restwert 1998 4 12.000 0,85 10.200 

2. laufende Ausgaben 
Leasingrate 
Wartung 

1995-1998 
1995-1998 

4 
4 

je 9.600 
je 4.800 

3,63 
3,63 

34.848 
17.424 

Kapitalwert Alternative 2 (Summe der Barwerte) 62.472 

Differenz Kapitalwerte zugunsten Alternative 1 5.048 

Schema 3: Kapitalwertberechnung bei gleicher Nutzungsdauer 
(Auszahlungen sind positiv notiert; alle Zahlungen sind Ende des Jahres fällig, Leasingrate kann lt. Vertrag jährlich an die 
Preisentwicklung angepasst werden; Kalkulationszinssatz [real] 4 %) 
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Art der Auszahlungen/ 
Einzahlungen 

Zeitangabe Abzinsungs­
jahre 

Betrag 

DM 

Abzinsungs-/ 
Barwertfaktor 

Barwert 
Ende 1994 

DM 

Alternative 1 (Kauf, Nutzungsdauer 8 Jahre) 

1. einmalige Ausgaben Kauf 1994 0 40.000 1,00 40.000 

2. laufende Ausgaben 
Wartung 1995-2002 8 je 4.800 6,73 32.304 

Kapitalwert Alternative 1 (Summe der Barwerte) 
Jahreszahlung (Annuität) 72.304 DM/6,73 = 10.743 DM 

72.304 

Alternative 2 (Leasing ohne Ankauf, mit Anzahlung, Laufzeit 4 Jahre) 

1. einmalige Ausgaben 
Sonderzahlung 1994 0 5.000 1,00 5.000 

2. laufende Ausgaben 
Leasingrate 
Wartung 

1995-1998 
1995-1998 

4 
4 

je 7.200 
je 4.800 

3,63 
3,63 

26.136 
17.424 

Kapitalwert Alternative 2 (Summe der Barwerte) 
Jahreszahlung (Annuität) 48.560 DM/3,63 = 13.377 DM 

48.560 

Differenz Kapitalwerte zugunsten Alternative 1 2.634 DM 

Schema 4: Kapitalwertberechnung ergänzt um die Berechnung der Jahreszahlung bei unterschiedlichen Nutzungsdauern der Alternati­
ven (Auszahlungen sind positiv notiert; alle Zahlungen sind Ende des Jahres fällig, Leasingrate kann lt. Vertrag jährlich an 
die Preisentwicklung angepasst werden; Kalkulationszinssatz [real] 4 %) 

2.3 Nutzwertanalyse 

Zur Entscheidungsfindung bei Wirtschaftlichkeitsbetrachtun­
gen sind neben den direkt ermittelbaren Kosten häufig weitere 
Kosten- und Nutzenaspekte heranzuziehen (z. B. die Qualität, 
Sicherheit einer Maßnahme). Wenn diese Kosten-/Nutzen­
aspekte nicht monetär erfassbar sind, kann hilfsweise die Nutz­
wertanalyse Verwendung finden: 

(1) Festlegung der Bewertungskriterien 

Die Kriterien (auch Ziele), die zur Beurteilung der Maß­
nahme dienen, sind festzulegen und entsprechend ihrer Be­
deutung zu gewichten (Summe der Gewichte = 100 %). 

(2) Beurteilung der Maßnahme 

Für jede Maßnahme wird beurteilt, ob ein Kriterium zu­
trifft, teilweise zutrifft oder nicht zutrifft. Entsprechend sind 
zwischen 0 bis 10 Punkte zu vergeben. Der je Kriterium be­
nutzte Maßstab zur Beurteilung ist so genau wie möglich 
festzuhalten. Es ist empfehlenswert, die Beurteilung von 
mindestens zwei Personen(gruppen) unabhängig voneinan­

der durchführen zu lassen und die Ursachen von ggf. auf­
tretenden Abweichungen zu ermitteln. 

(3) Berechnung des Ergebnisses 

Der Teilnutzen einer Maßnahme hinsichtlich eines Kriteri­
ums ergibt sich durch Multiplikation der Punkte und der 
Gewichtung. Der Nutzwert einer Maßnahme errechnet sich 
aus der Addition aller zugehörigen Teilnutzen und dient als 
Vergleichsmaßstab zur Bewertung der Alternativen unter­
einander. 

Die Anwendung der Nutzwertanalyse erfordert für den jeweili­
gen Fachbereich die Vorgabe von eindeutig definierten Bewer­
tungskriterien und Beurteilungsmaßstäben. 

Zum Abschluss der Nutzwertanalyse sind die Ergebnisse mit 
der monetären Bewertung (nach der Kostenvergleichsrechnung 
oder Kapitalwertmethode) zusammenzufassen. Sofern die Ent­
scheidung nach Nutzwerten anders als die Entscheidung nach 
Kostengesichtspunkten ausfällt (s. Beispiel 3), ist die Auswahl 
im Einzelfall zu begründen (womit letztlich Punkte in DM be­
wertet werden). 
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Kriterium Gewicht Alternative 1 Alternative 2 

(%) Punkte Teilnutzen Punkte Teilnutzen 

Kriterium A 25 5 125 7 175 

Kriterium B 25 7 175 4 100 

Kriterium C 50 6 300 8 400 

Nutzwert 600 675 

Schema 5: Nutzwertanalyse (Teilnutzen = Gewicht x Punkte) 

Alternative 1 Alternative 2 

Kosten (DM) 100.000 80.000 

Nutzwert (in Punkten) 600 675 

Ergebnis: Alternative 2 ist zu wählen 

Schema 6: Zusammenfassung der monetären und der nicht-monetären Bewertung 

2.4	 Kosten-Nutzen-Analyse 

Die Kosten-Nutzen-Analyse ist das umfassendste Verfahren zur 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung. Anders als bei den einzelwirt­
schaftlichen Verfahren findet im Allgemeinen eine gesamtwirt­
schaftliche Betrachtung statt, d. h. alle positiven wie negativen 
Wirkungen der Maßnahme sind in Ansatz zu bringen, unabhän­
gig davon, wo und bei wem sie anfallen. Je nach dem Grad der 
Erfassbarkeit und der Möglichkeit zur Monetarisierung lassen 
sich die aufzunehmenden Positionen gliedern in: 

- direkte Kosten/Nutzen, 
die aufgrund verfügbarer Marktpreise direkt ermittelbar 
sind (z. B. die Investitionskosten beim Autobahnbau), 

- indirekte Kosten/Nutzen, 
die erst über Vergleichsabschätzungen monetär zu ermitteln 
sind (z. B. die Lärmbelästigung durch eine Autobahn), und 

- nicht monetarisierbare Kosten/Nutzen, 
die über eine Vorteils-/Nachteilsdarstellung oder eine Nutz­
wertanalyse zu bewerten sind 
(z. B. Veränderung des Landschaftsbildes). 

Zeitlich unterschiedlich anfallende Kosten und Nutzen sind durch 
die Rechnung mit Kapitalwerten bzw. Annuitäten (s. Nr. 2.2) zu 
berücksichtigen; der Kalkulationszinssatz wird in der Regel mit 
3 % bis 4 % angesetzt. 

Voraussetzung für den Einsatz der Kosten-Nutzen-Analyse ist 
eine für den Fachbereich spezifizierte Vorgabe, welche die Zie­
le, die zu erfassenden Maßnahmewirkungen, Bewertungsmaß­
stäbe etc. enthält, um die Erstellung einer Kosten-Nutzen-Ana­
lyse zu vereinfachen und eine übergreifende Vergleichbarkeit 
im Fachbereich sicherzustellen. Die Entwicklung dieser spezi­
fischen Vorgaben ist Aufgabe der jeweiligen Fachbereiche. 

3.	 Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen zur Erfolgskon­
trolle 

Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen zur begleitenden und ab­
schließenden Erfolgskontrolle überprüfen, ob 

- die mit der Maßnahme verbundenen Ziele durch die Maß­
nahme erreicht wurden (Zielerreichungskontrolle und Wir­
kungskontrolle), 

- die Maßnahme insgesamt wirtschaftlich war (Wirtschaft­
lichkeitskontrolle). 

Ausgangspunkt für die Zielerreichungskontrolle und Wirkungs­
kontrolle sind die in der Planung festgelegten Ziele der Maß­
nahme, die möglichst präzise anhand von Kennziffern, Indika­
toren o. Ä. zu beschreiben sind (z. B. Bearbeitungszeit je Vor­
gang etc.). Diese Vorgaben sind mit den tatsächlichen erreichten 
Werten zu vergleichen. Soweit die Nutzwertanalyse in der Pla­
nung angewandt wurde, kann die Gegenüberstellung des ge­
planten und des erreichten Nutzwertes erfolgen. 

Ausgangspunkt für die Wirtschaftlichkeitskontrolle ist die Kos­
tenvergleichsrechnung oder Kapitalwertberechnung der Pla­
nungsphase, die mit den tatsächlichen Daten erneut durchzu­
rechnen ist. Hierdurch entstehen die Vergleichsmöglichkeiten 
zwischen 

- den ursprünglichen Planungswerten der Maßnahme und den 
aktuellen Werten (Plan alt – Ist neu) und gegebenenfalls 

- den alten Istwerten und den aktuellen Werten (Ist alt – Ist 
neu). 

Das Gesamtergebnis ist als Soll-Ist-Vergleich festzuhalten. We­
sentliche Abweichungen sind zu erläutern. Bei begleitenden 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen sind gegebenenfalls gegen­
steuernde Maßnahmen zu ergreifen. 
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3.1 Kostenvergleichsrechnung 

Mittels der Kostenvergleichsrechnung wird die in der Planungs­
phase ermittelte Wirtschaftlichkeit der Maßnahme überprüft. 

Der Ablauf entspricht dem Ablauf der Planungsphase: 

(1) Erfassung der laufenden jährlichen Kosten 

Es sind die tatsächlich laufenden Kosten einzutragen. Soweit 
mit Pauschalen gearbeitet wurde, sind zwecks Vergleichbar­
keit die zum Zeitpunkt der Planung gültigen Pauschalsätze 
zu benutzen. 

(2) Erfassung der Einmalkosten 

Die Einmalkosten sind wiederum als kalkulatorische Ab­
schreibungen in jährliche Kosten umzusetzen. Soweit erfor-

VV-LHO § 7 
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derlich wird die in der Planung angenommene Nutzungs­
dauer den tatsächlichen Verhältnissen angepasst. Für die Be­
rechnung der kalkulatorischen Zinsen ist mit dem Kalkula­
tionszinssatz der Planungsphase zu arbeiten. 

(3) Ergebnisermittlung 

Das rechnerische Ergebnis ist festzuhalten und die aufgetre­
tenen Abweichungen sind zu erläutern. Soweit in der Pla­
nung Durchschnittspreise für Leistungseinheiten berechnet 
wurden, sind diese anhand der tatsächlichen Fallzahlen 
nachzukalkulieren. 

Zur Berechnung wird das Schema der Planung um eine Spalte 
für die aktuellen Istzahlen erweitert. Die in der Planung gewähl­
te Gliederung der Positionen ist beizubehalten, zusätzliche Posi­
tionen sind bei den betreffenden Kostenarten gegebenenfalls 
aufzunehmen. 

Kostenarten Kosten in DM pro Jahr 
Ist alt Plan 

(Neubeschaffung) 
Ist neu 

1. Personalkosten 26.600 10.000 12.000 

2. Sachkosten 4.000 6.000 5.000 

3. Kalkulatorische Kosten 

3.1 kalkulatorische Abschreibung 
(30.000 DM/5 Jahre Nutzung) 

6.000 6.000 

3.2 kalkulatorische Zinsen 
(bei 7 % Kalkulationszinssatz von 
30.000 DM/2) 

1.050 1.050 

4. Gemeinkosten 2.000 2.000 2.000 

Summe (1.-4.) 32.600 25.050 26.050 

Ergebnis: Von der geplanten Ersparnis in Höhe von 7.550 DM konnten aufgrund der höheren Personalkosten lediglich 6.550 DM 
(88 %) realisiert werden. 

Schema 7: Erfolgskontrolle anhand der Kostenvergleichsrechnung 

3.2 Kapitalwertmethode 

Die Wirtschaftlichkeit der Maßnahme wird kontrolliert durch 
Vergleich des geplanten Kapitalwertes mit dem zum Zeitpunkt 
der Kontrolle erreichten Kapitalwert. 

Die Berechnung des erreichten Kapitalwertes beinhaltet die 
gleichen Schritte wie in der Planung: 

- Erfassung der einmaligen Einnahmen und Ausgaben, 
- Erfassung der laufenden jährlichen Einnahmen und Ausga­

ben und 
- Ergebnisermittlung. 

Es sind die tatsächlichen Einzahlungs- und Auszahlungsbeträ­
ge im Jahr der Zahlung anzusetzen. Die Abzinsung erfolgt für 
das in der Planung gewählte Basisjahr mit dem für den Pla­
nungszeitpunkt geltenden nominalen Kalkulationszinssatz. Ab­
weichungen zwischen geplanten und tatsächlichen Kapitalwer­
ten resultieren aus 

- Mehr-/Minderausgaben in den einzelnen Positionen, 
- der zeitlichen Verschiebung von Zahlungen (z. B. bei ver­

zögerter Inbetriebnahme) 
und 

- über- oder unterdurchschnittlichen Preisveränderungen. 
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Art der Auszahlungen/ 
Einzahlungen 

Zeitangabe Abzinsungsjahre Betrag 

DM 

Abzinsungs-/ 
Barwertfaktor 

Barwert 
Ende 1994 
DM 

Planung 1990 

1. einmalige Ausgaben 
Anschaffung Rate 1 
Anschaffung Rate 2 
Anschaffung Rate 3 

1991 
1992 
1993 

1 
2 
3 

100.000 
100.000 
100.000 

0,96 
0,92 
0,89 

96.000 
92.000 
89.000 

2. laufende Ausgaben 
Personal 
Sachausgaben 

1991-1995 
1991-1995 

5 
5 

je 200.000 
je 50.000 

4,45 
4,45 

890.000 
222.500 

Kapitalwert geplant 1.389.500 

Ist 1995 

1. einmalige Ausgaben 
Anschaffung Rate 1 
Anschaffung Rate 2 
Anschaffung Rate 3 

1991 
1992 
1993 

1 
2 
3 

100.000 
120.000 
120.000 

0,93 
0,87 
0,82 

93.000 
104.400 
98.400 

2. laufende Ausgaben 
Personal 

Sachausgaben 

1991 
1992 
1993 
1994 
1995 

1991 
1992 
1993 
1994 
1995 

1 
2 
3 
4 
5 

1 
2 
3 
4 
5 

180.000 
200.000 
220.000 
220.000 
200.000 

50.000 
50.000 
55.000 
60.000 
60.000 

0,93 
0,87 
0,82 
0,76 
0,71 

0,93 
0,87 
0,82 
0,76 
0,71 

167.400 
174.000 
180.400 
167.200 
142.000 

46.500 
43.500 
45.100 
45.600 
42.600 

Kapitalwert Nachkalkulation 1.350.100 

Der 1990 berechnete Kapitalwert weicht um 3 % von dem 1995 ermittelten Kapitalwert ab.  

Schema 8: Kapitalwertberechnung zur Erfolgskontrolle (Kalkulationszinssatz nominal 7 % für die Nachkalkulation; Zahlungen am 
Ende des Jahres fällig; Auszahlungen werden positiv notiert, so dass ein geringerer Kapitalwert vorteilhafter ist). 

3.3 Nutzwertanalyse 

Mittels der Nutzwertanalyse wird in der Erfolgskontrolle der ge­
plante Nutzwert einer Maßnahme mit dem tatsächlichen Nutz­
wert verglichen. Die methodische Vorgehensweise sieht  wie 
folgt aus: 

(1) Beurteilung der Maßnahme 

Die Maßnahme wird anhand der aus der Planung zu über­

nehmenden Kriterien erneut beurteilt. Der Maßstab, der in 
der Planung zur Vergabe der Punkte zu den einzelnen Krite­
rien benutzt wurde, ist zu übernehmen. Entsprechend sind 
zwischen 0 bis 10 Punkte zu vergeben. 

(2) Berechnung des Ergebnisses 

Die Ergebnisermittlung erfolgt in gleicher Art und Weise 
wie bei der Planung. 
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Kriterium Gewicht Plan Ist 

(%) Punkte Teilnutzen Punkte Teilnutzen 

Kriterium A 25 7 175 7 175 

Kriterium B 25 4 100 4 100 

Kriterium C 50 8 400 9 450 

Nutzwert 675 725 

Ergebnis: Der geplante Nutzwert wurde übertroffen  

Schema 9: Nutzwertanalyse (Teilnutzen = Gewicht x Punkte) 

4. Fachbegriffe rekten (z. B. Beihilfen) Kosten, die durch den Personalein­
satz entstehen. Zu berücksichtigen sind neben den Lohn-/ 

Auszahlungen/Einzahlungen Gehaltsbestandteilen auch alle sonstigen geldlichen oder 
geldwerten Leistungen (z. B. Unterstützung, verbilligte 

Auszahlungen der Periode sind alle geleisteten Geldzahlungen, Wohnung). Die Kostenermittlung vereinfacht sich durch 
Einzahlungen sind alle Geldeingänge der Periode. Haushalts- Verwendung der durchschnittlichen Personalkostensätze 
mäßig spiegeln sich Einzahlungen und Auszahlungen in den (mit jährlichem Rundschreiben des BMI zu den Personalkos-
Istergebnissen der Titel wider. tensätzen und Sachkostenpauschalen bekannt gemacht). 

Ausgaben/Einnahmen - Sachkosten 

Ausgaben und Einnahmen (Soll) entsprechen den im Haus- Sachkosten sind alle Kosten, die durch den Einsatz von 
haltsplan festgestellten Ansätzen. Sachmitteln entstehen, z. B. Kosten für Raumnutzung, In­

standhaltung, Versicherungen, Verbrauchsmaterialien. Zur 
Ausgaben und Einnahmen (Ist) sind identisch mit den Auszah- Vereinfachung der Ermittlung dient die Sachkostenpauscha­
lungen bzw. Einzahlungen. le eines Arbeitsplatzes. Sie umfasst anteilig je Arbeitsplatz 

Raumkosten, laufende Sachkosten, Kapitalkosten der Büro-
Betriebswirtschaftlich sind Ausgaben und Einnahmen alle Ver­ ausstattung sowie einen Zuschlag für deren Unterhaltung so­
änderungen im Zahlungsmittelbestand und im Bestand der For- wie sonstige jährliche Investitionskosten. 
derungen und Verbindlichkeiten. 

- Kalkulatorische Kosten 
Kosten/Leistungen 

Kalkulatorische Kosten verrechnen in der Bezugsperiode 
Unter Kosten versteht man den Wert verbrauchter Güter und in Kosten, denen keine Ausgaben bzw. Auszahlungen entspre-
Anspruch genommener Dienstleistungen zur Erstellung von chen, so die Abnutzung vorhandenen Anlagevermögens, die 
Leistungen. Ob dabei „Geld“ ausgegeben wird oder nicht, ist für Nutzung eigener Gebäude sowie die Verzinsung des Eigen-
den Kostenbegriff unwesentlich. kapitals und des Fremdkapitals (soweit nicht in den Pau­

schalen bereits enthalten). 
Leistung ist Ausdruck für die Menge und den Wert der erzeug­
ten Güter und Dienstleistungen. Dazu zählen Leistungen für a) Kalkulatorische Abschreibung 
Dritte (andere Verwaltungseinheiten, Bürger), aber auch solche, 
die intern selbst benötigt werden (z. B. Produkte der Haus- Abschreibungen haben die Aufgabe, die tatsächliche Wert­
druckerei, des Archivs usw.). minderung des Vermögens (Sachanlagen) zu erfassen und 

als Kosten in der Abrechnungsperiode zu verrechnen. Die 
Kostenarten Wertminderung ergibt sich aus der Be- und Abnutzung des 

Sachmittels oder durch technische Überalterung. Abschrei-
Durch Gliederung der Kosten und Zusammenfassung gleicher bungen verteilen die Anfangsinvestition für ein Sachmittel 
Kosten entstehen Kostenarten. Die Kostenartenrechnung zeigt auf die gesamte Nutzungsdauer. So ergibt sich bei linearer 
die Struktur der Gesamtkosten einer Organisationseinheit auf. Abschreibung folgender jährlicher Abschreibungsbetrag: 
Wichtige Kostenarten sind Personalkosten, Sachkosten und kal­
kulatorische Kosten. Abschreibung pro Jahr = Anschaffungswert – Restwert 

Nutzungsdauer 

- Personalkosten b) Kalkulatorische Zinsen 

Personalkosten sind alle direkten (z. B. Gehälter) und indi- Die kalkulatorischen Zinsen sind alle Kosten, die für die Be­
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reitstellung des notwendigen Kapitals in Form von Zinsen, 
Gebühren usw. entstehen. Dabei ist es gleichgültig, ob es 
sich um das Eigenkapital des Verwaltungsträgers oder um 
aufgenommenes Fremdkapital handelt. Im öffentlichen Be­
reich ist mit einem einheitlichen Zinssatz für eigen- und 
fremdfinanziertes Kapital zu rechnen (Gesamtdeckungs­
prinzip des Haushalts). 

Einzelkosten/Gemeinkosten 

Als Einzelkosten werden diejenigen Kostenarten bezeichnet, die 
direkt und unmittelbar einer sie verursachenden Leistung zure­
chenbar sind. Gemeinkosten sind diejenigen Kosten, die sich 
einzelnen Leistungen nicht unmittelbar zurechnen lassen. Sie 
werden im Allgemeinen über bestimmte Pauschalbeträge oder 
Zuschlagsprozentsätze berücksichtigt, weil es zumeist schwie­
rig oder unwirtschaftlich ist, ihre Höhe exakt zu ermitteln. Bei­
spiele für Gemeinkosten sind vor allem die Kosten für die allge­
meinen Dienste (etwa Hausverwaltung, Telefondienst). 

Kostenstellen 

Kostenstellen sind abgegrenzte Bereiche einer Organisations­
einheit, in denen Kosten entstehen. Die Kostenstellenrechnung 
gliedert die Kostenarten nach Kostenstellen auf und beantwortet 
so die Frage „Wo entstehen die Kosten?“. 

Beispiel 1: Kostenvergleichsrechnung mit Mehr-/Minderkosten 

Kostenträger 

Kostenträger können alle Leistungen sein, die eine Organisati­
onseinheit erbringt. Die Kostenträgerrechnung baut auf der Kos­
tenstellenrechnung auf und gibt Antwort auf die Frage „Für wel­
che Aufgabe (Auftrag, Leistung) sind Kosten in welcher Höhe 
angefallen?“. 

5. Beispiele 

5.1 Kostenvergleichsrechnung 

Eine zentrale Telefonanlage soll erweitert werden, um die 
Selbstwahl für Ferngespräche vom Arbeitsplatz aus zu ermögli­
chen. Die Ausgaben für Beschaffung und Installation der Anla­
ge betragen 525.000 DM. Die technische Lebensdauer der An­
lage beträgt 15 Jahre. Aufgrund der Weiterentwicklung im Kom­
munikationsbereich ist jedoch damit zu rechnen, dass die Anla­
ge bereits nach 10 Jahren durch ein kostengünstigeres und leis­
tungsfähigeres System ersetzt wird. Nach 10 Jahren lässt sich 
das Einbauteil voraussichtlich nicht mehr verkaufen. 

Die Kostenvergleichsrechnung mit Mehr-/Minderkosten sieht 
wie folgt aus: 

Kostenarten Kosten in DM pro Jahr 

Mehrkosten Minderkosten 

1. Personalkosten 
- Auswertung/Kontrolle 
- Telefonzentrale 

5.200 
84.700 

2. Sachkosten 
- Auswertung/Kontrolle 
- Betrieb, Wartung 

800 
4.000 

3. Kalkulatorische Kosten 

3.1 kalkulatorische Abschreibung 
(525.000 DM/10 Jahre Nutzung) 

3.2 kalkulatorische Zinsen 
(bei 7 % Kalkulationszinssatz von 525.000 DM/2) 

52.500 

18.375 

4. Gemeinkosten 
- Auswertung/Kontrolle 
- Telefonzentrale 

1.600 
15.300 

Mehrkosten/Minderkosten (1. - 4.) 82.475 100.000 

Ergebnis: Jährliche Minderkosten 17.525 
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5.2 Kapitalwertmethode Beim Neubau an gleicher Stelle ist ein Ausweichgebäude anzu­
mieten und ein doppelter Umzug in Kauf zu nehmen, beim Neu-

Für den Neubau eines nicht mehr nutzbaren Dienstgebäudes be- bau an anderer Stelle steht nur ein relativ teueres Grundstück zur 
steht die Alternative, den Neubau auf dem vorhandenen Grund- Verfügung. 
stück oder einem neu zu beschaffenden Grundstück zu errichten. 

Art der Auszahlungen/ 
Einzahlungen 

Zeitangabe Abzinsungsjahre Betrag 

TDM 

Abzinsungs-/ 
Barwert­
faktor 

Barwert 
Ende 1994 
TDM 

Alternative 1 (Neubau an gleicher Stelle) 

1. einmalige Einnahmen/ 
Ausgaben 
Abbruch 
Umzug Provisorium 
Neubau Rate 1 
Neubau Rate 2 
Neubau Rate 3 
Umzug Neubau 

1995 
1995 
1995 
1996 
1997 
1997 

1 
1 
1 
2 
3 
3 

500 
500 

8.000 
8.000 
8.000 

500 

0,9615 
0,9615 
0,9615 
0,9246 
0,8890 
0,8890 

481 
481 

7.692 
7.397 
7.112 

445 

2. laufende Einnahmen/ 
Ausgaben 
Miete 1995-1997 3 je 1.000 2,7751 2.775 

Kapitalwert Alternative 1 (Summe der Barwerte) 26.383 

Alternative 2 (Neubau an anderer Stelle) 

1. einmalige Einnahmen/ 
Ausgaben 
Grundstückserwerb 
Neubau Rate 1 
Neubau Rate 2 
Neubau Rate 3 
Umzug Neubau 
Verkauf altes Gebäude 

1994 
1995 
1996 
1997 
1997 
1997 

0 
1 
2 
3 
3 
3 

5.000 
8.000 
8.000 
8.000 

500 
3.000 

1 
0,9615 
0,9246 
0,8890 
0,8890 
0,8890 

5.000 
7.692 
7.397 
7.112 

445 
- 2.667 

2. laufende Einnahmen/ 
Ausgaben 

Kapitalwert Alternative 2 (Summe der Barwerte) 24.979 

Differenz Kapitalwerte zugunsten Alternative 2 1.404 

Beispiel 2: Kapitalwertmethode (Kalkulationszinssatz 4 %; Preisangaben 1994; Auszahlungen positiv notiert; alle Zahlungen Ende des 
Jahres fällig) 

Sofern die Miete zu Beginn des Monats fällig ist, ist der Barwert sichtlich der Qualität der Lösung. Die einzelnen Bewertungskri­
mittels des Korrekturfaktors aus Tabelle 2.2 (hier 1,0217) anzu- terien sind zu Hauptgruppen zusammengefasst. Die Vergabe der 
passen, so dass der Barwert der Position Miete 2.835 TDM be- Punkte in der Nutzwertbetrachtung erfolgt unabhängig sowohl 
trägt. durch die zukünftigen Anwender wie auch durch den Systembe­

treuer. Das Ergebnis zeigt die nachfolgende Nutzwertanalyse: 
5.3 Nutzwertanalyse 

Die Angebote einer Ausschreibung für die Ersatzbeschaffung 
von Textsystemen unterscheiden sich neben dem Preis auch hin­
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Kriterium Gewicht (%) Angebot 1 Angebot 2 Angebot 3 

Punkte Teilnutzen Punkte Teilnutzen Punkte Teilnutzen 

Qualität der Hardware 25 8 200 8 200 10 250 

Qualität der Software 50 8 400 4 200 6 300 

Dokumentation 15 9 135 6 90 5 75 

Serviceleistung des 
Bieters 10 5 50 7 70 9 90 

Nutzwert 785 560 715 

Beispiel 3.1: Nutzwertanalyse (Teilnutzen = Gewicht x Punkte) 

Zusammen mit den Ergebnissen der Kostenvergleichsrechnung 
(Kosten je Arbeitsplatz) ergibt sich die Gesamtbeurteilung: 

Angebot 1 Angebot 2 Angebot 3 

Kosten (DM) 6.150 5.998 7.500 

Nutzwert (in Punkten) 785 560 715 

Ergebnis: Aus Kostengesichtspunkten heraus ist Angebot 2 am günstigsten. Dem Entscheidungsträger wird vorgeschlagen, 
aufgrund der deutlich besseren Qualität bei geringfügig höherem Preis Angebot 1 den Zuschlag zu geben. 

Beispiel 3.2: Zusammenfassung der Kostenvergleichsrechnung mit der Nutzwertanalyse 
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Tabelle 2.2:	 Korrekturfaktoren für Barwerte (i = Zinssatz 
p/100) 

Sofern die laufenden Zahlungen nicht zum Ende des Jahres fäl­
lig sind, kann dies durch Multiplikation des Barwertes mit einem 
Korrekturfaktor berücksichtigt werden: 

Fälligkeit Korrekturfaktor z. B. 6 % 

zu Beginn eines Jahres 

zu Beginn eines Vierteljahres 

Mitte jedes Vierteljahres 

Ende jedes Vierteljahres 

Beginn jeden Monats 

Ende jeden Monats 

1 + i 

1 + 5/8i 

1 + 1/2i 

1 + 3/8i 

1 + 13/24i 

1 + 11/24i 

1,06 

1,0375 

1,03 

1,0225 

1,0325 

1,0275 
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Durchführung des Interessenbekundungsverfahrens

nach § 7 Abs. 2 Satz 2 BHO ­


Rundschreiben des BMF vom 31.8.1995

– II A 3 – H 1005 – 22/95 –


(GMBl 1995 S. 764) 

Bei der Durchführung des Interessenbekundungsverfahrens (vgl. 
Vorl. VV Nr. 3 zu § 7 BHO) bitte ich Folgendes zu beachten: 

Beschreibung 

Die staatliche Aufgabe oder die öffentlichen Zwecken dienende 
wirtschaftliche Tätigkeit wird so genau beschrieben, dass ein In­
teressent auf der Grundlage dieser Beschreibung den Umfang 
und die Kosten dieser Aufgabe oder Tätigkeit berechnen kann. 
Insbesondere ist anzugeben, 

-	 inwieweit die Interessenten Planung, Bau, Betrieb und Fi­
nanzierung einer Maßnahme übernehmen sollen, 

- wie die Eigentumsverhältnisse geregelt werden sollen, 
- auf welchen Zeitraum sich die Maßnahme oder Tätigkeit er­

strecken soll, 
- welche Kriterien für die Entscheidung im Interessenbekun­

dungsverfahren maßgeblich sind und 
- welche Rechte sich der Staat bei der Maßnahme selbst sowie 

zur Kontrolle über die Ausführung der Aufgaben vorbehält. 

Die Beschreibung sollte funktional orientiert sein, damit die In­
teressenten alle technischen und organisatorischen Neuerungen 
einbeziehen können. 

In der Beschreibung kann festgelegt werden, dass die Interes­
senten eine bestimmte Rechtsform annehmen und über eine be­
stimmte Kapitalausstattung verfügen, wenn dies sachlich erfor­
derlich ist und ausländische Interessenten nicht diskriminiert. 

Ist zu erwarten, dass im Verlauf des für die Aufgabenerfüllung 
vorgesehenen Zeitraums eine Anpassung des Preises notwendig 
wird, sind in der Beschreibung die Methoden der Preisanpas­
sung vorzugeben. 

Bekanntmachung 

Die Aufforderung zur Teilnahme an einem Interessenbekun­
dungsverfahren wird öffentlich bekannt gemacht. 

Die Bekanntmachung enthält einen Hinweis auf die Stelle, bei 
der die Beschreibung der Aufgabe erhältlich ist. 

Es ist ausdrücklich darauf hinzuweisen, dass es sich nicht um die 
Vergabe eines öffentlichen Auftrages handelt und Teilnehmer 
nicht an ihre Angebote gebunden sind. 

Für die Abgabe von Interessenbekundungen ist eine Frist von 
mindestens 1 Monat zu gewähren. 

Interessenbekundung 

Die Interessenbekundung soll die Art der Aufgabenerfüllung 
darlegen und den Preis angeben, zu dem die Interessenten bereit 
wären, die Aufgabe zu erfüllen. 

Kostenerstattung, Wettbewerb 

Kosten werden im Interessenbekundungsverfahren nicht erstat­
tet. Es können jedoch ein Wettbewerb ausgeschrieben, Preise für 
die beste Lösung einer Aufgabe ausgelobt und die Gewinner 
durch ein Preisgericht bestimmt werden. 

§ 7 a 
Leistungsbezogene Planaufstellung 

und -bewirtschaftung3) 

(1) Die Einnahmen, Ausgaben und Verpflichtungsermächtigun­
gen können im Rahmen eines Systems der dezentralen Verant­
wortung einer Organisationseinheit veranschlagt werden. Dabei 
wird die Finanzverantwortung auf der Grundlage der Haushalts­
ermächtigung auf die Organisationseinheiten übertragen, die die 
Fach- und Sachverantwortung haben. Voraussetzung sind eine 
Kosten- und Leistungsrechnung oder andere geeignete Informa­
tions- und Steuerungsinstrumente, mit denen insbesondere si­
chergestellt wird, dass das jeweils verfügbare Ausgabevolumen 
nicht überschritten wird. Art und Umfang der zu erbringenden 
Leistungen sind durch Gesetz oder Haushaltsplan festzulegen. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 soll durch Gesetz oder Haus­
haltsplan für die jeweilige Organisationseinheit bestimmt wer­
den, welche 

1.	 Einnahmen für bestimmte Zwecke verwendet werden sollen, 

2.	 Ausgaben übertragbar sind und 

3.	 Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen jeweils ge­
genseitig oder einseitig deckungsfähig sind. 

§ 8 
Grundsatz der Gesamtdeckung 

Alle Einnahmen dienen als Deckungsmittel für alle Ausgaben. 
Auf die Verwendung für bestimmte Zwecke dürfen Einnahmen 
beschränkt werden, soweit dies durch Gesetz vorgeschrieben 
oder im Haushaltsplan zugelassen ist.1) 

Zu § 8 

1	 Eine Beschränkung der Einnahmen auf die Verwendung für 
bestimmte Zwecke (Zweckbindung) durch Gesetz liegt vor, 
wenn eine Zweckbindung im Gesetz ausdrücklich vorge­
schrieben oder im Haushaltsplan zugelassen ist. Wegen der 
Kenntlichmachung der Zweckbindung im Haushaltsplan 
wird auf Nr. 3 zu § 17 hingewiesen. 

2 Bei einer Zweckbindung dürfen Ausgaben bis zur Höhe der 
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zweckgebundenen Einnahmen geleistet werden. Mehraus­
gaben aus zweckgebundenen Mehreinnahmen sind keine 
überplanmäßigen oder außerplanmäßigen Ausgaben (vgl. 
§ 37 Abs. 1 Satz 7). 

3	 Überplanmäßige Einnahmen können zur Verstärkung der 
Ausgabetitel, bei denen ein Verstärkungsvermerk ausge­
bracht ist, verwendet werden. 

§ 9 
Beauftragter für den Haushalt 

(1) Bei jeder Dienststelle, die Einnahmen oder Ausgaben be­
wirtschaftet, ist ein Beauftragter für den Haushalt zu bestellen, 
soweit der Leiter der Dienststelle diese Aufgabe nicht selbst 
wahrnimmt. Der Beauftragte soll dem Leiter der Dienststelle un­
mittelbar unterstellt werden. 

(2) Dem Beauftragten obliegen die Aufstellung der Unterlagen 
für die Finanzplanung und der Unterlagen für den Entwurf des 
Haushaltsplans (Voranschläge) sowie die Ausführung des Haus­
haltsplans. Im Übrigen ist der Beauftragte bei allen Maßnahmen 
von finanzieller Bedeutung zu beteiligen. Er kann Aufgaben bei 
der Ausführung des Haushaltsplans übertragen. 

Zu § 9 

1	 Bestellung des Beauftragten für den Haushalt 

1.1	 Bei obersten Landesbehörden ist der Beauftragte für den 
Haushalt der Leiter des Haushaltsreferates. 

1.2	 Die obersten Landesbehörden bestimmen, in welchen 
Dienststellen ihres Geschäftsbereichs die Leiter die Auf­
gabe des Beauftragten für den Haushalt nicht selbst 
wahrnehmen. In diesen Fällen ist für diese Aufgabe der 
für Haushaltsangelegenheiten zuständige Bedienstete 
oder einer seiner Vorgesetzten zu bestellen. 

1.3	 Der Beauftragte für den Haushalt wird vom Leiter der 
Dienststelle bestellt. Der Beauftragte für den Haushalt 
ist dem Leiter der Dienststelle unmittelbar zu unterstel­
len; sein Widerspruchsrecht nach Nr. 5.4 bleibt un­
berührt. 

Bei den obersten Landesbehörden ist der Beauftragte für 
den Haushalt als Referatsleiter dem zuständigen Abtei­
lungsleiter zu unterstellen. Mit der Bestellung ist ihm 
ein unmittelbares Vortragsrecht beim Staatssekretär ein­
zuräumen. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für den Land­
tag und den Landesrechnungshof. 

1.4	 Die Bestellung zum Beauftragten für den Haushalt ist 
der zuständigen Kasse mitzuteilen. 

1.5	 Das Ministerium der Finanzen kann abweichend von 
Nr. 1.3 Satz 3, 1. Halbsatz in begründeten Ausnahmefäl­
len weitere Sonderregelungen zulassen. 

2	 Aufstellung der Unterlagen für die Finanzplanung 
und den Entwurf des Haushaltsplans 

Der Beauftragte für den Haushalt hat 

2.1	 im Hinblick auf die Finanzplanung bereits an der Auf­
gabenplanung mitzuwirken, 

2.2	 dafür zu sorgen, dass die Beiträge zu den Unterlagen für 
die Finanzplanung und den Entwurf des Haushaltspla­
nes (Unterlagen) nach Form und Inhalt richtig aufge­
stellt und rechtzeitig vorgelegt werden, 

2.3	 zu prüfen, ob alle zu erwartenden Einnahmen, alle vo­
raussichtlich zu leistenden Ausgaben und alle voraus­
sichtlich benötigten Verpflichtungsermächtigungen so­
wie alle notwendigen Planstellen und anderen Stellen in 
den Voranschlag aufgenommen worden sind; soweit die 
Beträge nicht genau errechnet werden können, hat er für 
eine möglichst zutreffende Schätzung zu sorgen; dies 
gilt auch für die Fälle des § 26 (Landesbetriebe, Sonder­
vermögen, Zuwendungsempfänger), 

2.4	 insbesondere zu prüfen, ob die Anforderungen an Aus­
gaben und Verpflichtungsermächtigungen sowie an 
Planstellen und andere Stellen dem Grunde und der 
Höhe oder der Anzahl nach zu dem vorgesehenen Zeit­
punkt notwendig sind, 

2.5	 die Unterlagen gegenüber der Stelle zu vertreten, für die 
sie bestimmt sind. 

3	 Ausführung des Haushaltsplans 

3.1	 Übertragung der Bewirtschaftungsbefugnis 

3.1.1	 Der Beauftragte für den Haushalt kann, soweit es sach­
dienlich ist, die Einnahmen, Ausgaben, Verpflichtungs­
ermächtigungen, Planstellen und anderen Stellen des 
von ihm bewirtschafteten Einzelplans oder der von ihm 
bewirtschafteten Teile eines Einzelplans anderen Be­
diensteten der Dienststelle (Titelverwaltern) oder ande­
ren Dienststellen zur Bewirtschaftung übertragen. Der 
Beauftragte für den Haushalt kann diese Befugnis auf 
die nach Satz 1 Beauftragten delegieren; in diesem Fal­
le wirkt er bei der Übertragung mit, soweit er nicht da­
rauf verzichtet. Der Beauftragte für den Haushalt sowie 
die nach Satz 1 Beauftragten haben einen Nachweis über 
die Einnahmen, Ausgaben, Verpflichtungsermächtigun­
gen, Planstellen und anderen Stellen zu führen, deren 
Bewirtschaftung sie übertragen haben. 

3.1.2	 Bei der Bewirtschaftung von Einnahmen, Ausgaben und 
Verpflichtungsermächtigungen durch die nach Nr. 3.1.1 
Beauftragten hat der Beauftragte für den Haushalt bei al­
len wichtigen Haushaltsangelegenheiten, insbesondere 
- bei Anforderung weiterer Ausgabemittel, 
- bei überplanmäßigen und außerplanmäßigen Aus­

gaben und Verpflichtungsermächtigungen, 
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- bei der Gewährung von Zuwendungen, 
- beim Abschluss von Verträgen - auch für laufende 

Geschäfte -, insbesondere der Verträge, die zu Aus­
gaben in künftigen Haushaltsjahren oder zu über­
planmäßigen oder außerplanmäßigen Ausgaben 
führen können, 

- bei der Änderung von Verträgen und bei Verglei­
chen, 

- bei Stundung, Niederschlagung und Erlass sowie 
- bei Abweichung von den in § 24 bezeichneten Un­

terlagen 
mitzuwirken, soweit er nicht darauf verzichtet. 

3.1.3	 Die nach Nr. 3.1.1 Beauftragten haben die Annahmean­
ordnungen und Auszahlungsanordnungen dem Beauf­
tragten für den Haushalt zur Zeichnung vorzulegen, so­
weit er nicht darauf verzichtet. 

3.2	 Verteilung der Einnahmen, Ausgaben usw. 

Der Beauftragte für den Haushalt verteilt die Einnah­
men, Ausgaben, Verpflichtungsermächtigungen, Plan­
stellen und anderen Stellen, die er weder selbst bewirt­
schaftet noch zur Bewirtschaftung nach Nr. 3.1.1 über­
tragen hat, auf andere Dienststellen. Er kann diese Be­
fugnis auf die Titelverwalter delegieren; in diesem Fall 
wirkt er bei der Verteilung mit, soweit er nicht darauf 
verzichtet. Der Beauftragte für den Haushalt und die 
nach Nr. 3.1.1 Beauftragten haben einen Nachweis über 
die Einnahmen, Ausgaben, Verpflichtungsermächtigun­
gen, Planstellen und anderen Stellen zu führen, die sie 
verteilt haben. 

3.3	 Weitere Aufgaben 

3.3.1	 Der Beauftragte für den Haushalt hat darüber zu wa­
chen, dass die Einnahmen, Ausgaben und Verpflich­
tungsermächtigungen sowie die Planstellen und anderen 
Stellen nach den für die Haushalts- und Wirtschafts­
führung geltenden Vorschriften und Grundsätzen be­
wirtschaftet werden. Er hat insbesondere darauf hinzu­
wirken, dass die Einnahmen rechtzeitig und vollständig 
erhoben werden, die zugewiesenen Ausgabemittel nicht 
überschritten und die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit 
und Sparsamkeit beachtet werden. Er hat bei dem Weg­
fall und der Umsetzung von Mitteln, Planstellen und an­
deren Stellen sowie bei der Umwandlung von Planstel­
len und anderen Stellen mitzuwirken. 

3.3.2	 Der Beauftragte für den Haushalt hat darauf hinzuwir­
ken, dass die Bestimmungen der Landeshaushaltsord­
nung, die eine Zustimmung, Anhörung oder Unterrich­
tung des Landtags, des zuständigen Ministeriums, des 
Ministeriums der Finanzen oder des Landesrechnungs­
hofs vorsehen, eingehalten und die erforderlichen Un­
terlagen rechtzeitig beigebracht werden. 

3.3.3	 Der Beauftragte für den Haushalt hat den Bedarf an Be­
triebsmitteln festzustellen, die Betriebsmittel anzufor­
dern, sie zu verteilen und sich über den Stand der Be­

triebsmittel auf dem Laufenden zu halten, soweit es nach 
§ 43 erforderlich ist. 

3.3.4 Der Beauftragte für den Haushalt hat dafür zu sorgen, 
dass der Nachweis über die zur Bewirtschaftung über­
tragenen (Nr. 3.1.1) und die verteilten (Nr. 3.2) Einnah­
men, Ausgaben, Verpflichtungsermächtigungen, Plan­
stellen und anderen Stellen und dass die Haushaltsüber­
wachungslisten, die Planstellenüberwachungsliste und 
das Verzeichnis über die Besetzung der Planstellen so­
wie die sonst vorgeschriebenen Nachweise und Listen 
ordnungsgemäß geführt werden. 

3.3.5 Der Beauftragte für den Haushalt hat beim Jahresab­
schluss festzustellen, in welcher Höhe übertragbare 
Ausgaben des Haushaltsplans nicht geleistet worden 
sind, und zu entscheiden, ob und in welcher Höhe Aus­
gabereste gebildet werden sollen; er hat ferner die Un­
terlagen zur Haushaltsrechnung und zum Vermögens­
nachweis aufzustellen und die Prüfungsmitteilungen des 
Landesrechnungshofs und der staatlichen Rechnungs­
prüfungsämter (§ 100 LHO) zu erledigen oder, wenn er 
die Bearbeitung einer anderen Stelle übertragen hat, an 
der Erledigung mitzuwirken. 

3.3.6 Ergeben sich bei der Ausführung des Haushaltsplans 
haushaltsrechtliche Zweifel, ist die Entscheidung des 
Beauftragten für den Haushalt einzuholen. 

4 Mitwirkung bei Maßnahmen von finanzieller Be­
deutung 

Maßnahmen von finanzieller Bedeutung im Sinne des 
§ 9 Abs. 2 Satz 2, bei denen der Beauftragte für den 
Haushalt zu beteiligen ist, sind alle Vorhaben, insbeson­
dere auch organisatorischer und verwaltungstechnischer 
Art, die sich unmittelbar oder mittelbar auf Einnahmen 
oder Ausgaben auswirken können. Hierzu gehören auch 
Erklärungen gegenüber Dritten, aus denen sich finanzi­
elle Verpflichtungen ergeben können. Der Beauftragte 
für den Haushalt ist möglichst frühzeitig zu beteiligen. 

5 Allgemeine Bestimmungen 

5.1 Der Beauftragte für den Haushalt hat bei der Wahrneh­
mung seiner Aufgaben auch die Gesamtbelange des 
Landeshaushalts zur Geltung zu bringen und den fi­
nanz- und gesamtwirtschaftlichen Erfordernissen Rech­
nung zu tragen. 

5.2 Unterlagen, die der Beauftragte für den Haushalt zur Er­
füllung seiner Aufgaben für erforderlich hält, sind ihm 
auf Verlangen vorzulegen oder innerhalb einer bestimm­
ten Frist zu übersenden. Ihm sind die erbetenen Aus­
künfte zu erteilen. 

5.3 Schriftverkehr, Verhandlungen und Besprechungen mit 
dem Ministerium der Finanzen und dem Landesrech­
nungshof sind durch den Beauftragten für den Haushalt 
zu führen, soweit er nicht darauf verzichtet. Im Übrigen 
ist der Beauftragte für den Haushalt zu beteiligen. 
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5.4	 Der Beauftragte für den Haushalt kann bei der Aus­
führung des Haushaltsplans oder bei Maßnahmen im 
Sinne von Nr. 4 Widerspruch erheben. 

5.4.1	 Widerspricht der Beauftragte für den Haushalt bei einer 
obersten Landesbehörde einem Vorhaben, so darf dieses 
nur auf ausdrückliche Weisung des Leiters der Behörde 
oder seines ständigen Vertreters weiterverfolgt werden. 

5.4.2	 Widerspricht der Beauftragte für den Haushalt bei einer 
anderen Dienststelle des Geschäftsbereichs einem Vor­
haben und tritt ihm der Leiter nicht bei, so ist die Ent­
scheidung der nächsthöheren Dienststelle einzuholen. 
In dringenden Fällen kann das Vorhaben auf schriftliche 
Weisung des Leiters der Dienststelle begonnen oder aus­
geführt werden, wenn die Entscheidung der nächsthöhe­
ren Dienststelle nicht ohne Nachteil für das Land abge­
wartet werden kann. Die getroffene Maßnahme ist der 
nächsthöheren Dienststelle unverzüglich anzuzeigen. 

§ 10 
Unterrichtung des Landtags 

(1) Die Landesregierung fügt ihren Gesetzesvorlagen und 
Staatsverträgen einen Überblick über die Auswirkungen auf die 
Haushalts- und Finanzwirtschaft des Landes, der Gemeinden 
(Gemeindeverbände) und des Bundes bei. Außerdem soll ange­
geben werden, auf welche Weise für die vorgesehenen Mehraus­
gaben oder Mindereinnahmen des Landes ein Ausgleich gefun­
den werden kann. 

(2) Die Landesregierung unterrichtet den Landtag über erhebli­
che Änderungen der Haushaltsentwicklung und deren Auswir­
kungen auf die Finanzplanung. 

(3) Die Landesregierung legt dem für den Haushalt zuständigen 
Ausschuss des Landtags die Entwürfe der Anmeldungen für die 
gemeinsame Rahmenplanung nach Artikel 91 a des Grundge­
setzes so rechtzeitig vor dem Termin der Anmeldung vor, dass 
eine Sachberatung erfolgen kann. Entsprechendes gilt, wenn die 
Landesregierung beabsichtigt, in den Planungsausschüssen we­
sentlichen Abweichungen von den eingereichten Anmeldungen 
zuzustimmen sowie für Anmeldungen zur Änderung der Rah­
menpläne. 

(4) Die Landesregierung legt dem für den Haushalt zuständigen 
Ausschuss des Landtags die Entwürfe für Vereinbarungen nach 
Artikel 91 b des Grundgesetzes vor, die haushaltsmäßige Aus­
gaben zur Folge haben. 

(5) Die Landesregierung leistet den Mitgliedern des Landtags, 
die einen einnahmemindernden oder ausgabeerhöhenden Antrag 
zu stellen beabsichtigen, Hilfe bei der Ermittlung der finanziel­
len Auswirkungen. 

Zu § 10 

Die Vorlagen an den für den Haushalt zuständigen Ausschuss 
leitet das Ministerium der Finanzen dem Ausschuss für Haushalt 

VV-LHO §§ 9 - 12 

und Finanzen zu. Vorlagen nach § 114 leitet das Ministerium der 
Finanzen dem für Haushaltskontrolle zuständigen Ausschuss zu. 

Teil II

Aufstellung des Haushaltsplans und des Finanzplans


§ 11 
Vollständigkeit und Einheit, Fälligkeitsprinzip 

(1) Für jedes Haushaltsjahr ist ein Haushaltsplan aufzustellen. 

(2) Der Haushaltsplan enthält alle im Haushaltsjahr 

1. zu erwartenden Einnahmen, 
2. voraussichtlich zu leistenden Ausgaben und 
3. voraussichtlich benötigten Verpflichtungsermächtigungen. 

Zu § 11 

1	 Fälligkeitsprinzip 

1.1	 Im Haushaltsplan dürfen nur diejenigen Einnahmen und 
Ausgaben veranschlagt werden, die im Haushaltsjahr 
voraussichtlich kassenwirksam werden. 

1.2	 Die Einnahmen, Ausgaben und Verpflichtungsermächti­
gungen sind mit größtmöglicher Genauigkeit zu ermit­
teln. 

2	 Leertitel 

Ein Titel mit Zweckbestimmung und ohne Ansatz (Leertitel) 
kann insbesondere aus folgenden Gründen in den Haushaltsplan 
eingestellt werden: 

2.1	 für den Haushalt in Einnahmen und Ausgaben durchlau­
fende Posten (§ 14 Abs. 1 Nr. 2), 

2.2	 für den Fall der Abwicklung übertragbarer Ausgaben 
über das Jahr der Schlussbewilligung hinaus, 

2.3	 aus sonstigen zwingenden haushaltswirtschaftlichen 
Gründen. 

Die Einstellung von Leertiteln ist bei der Übernahme in den 
Haushaltsplan des nächstfolgenden Haushaltsjahres kritisch zu 
überprüfen. 

§ 12 
Geltungsdauer der Haushaltspläne 

(1) Der Haushaltsplan kann für zwei Haushaltsjahre, nach Jah­
ren getrennt, aufgestellt werden. 

(2) Der Haushaltsplan kann in einen Verwaltungshaushalt und in 
einen Finanzhaushalt gegliedert werden; beide können jeweils 
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für zwei Haushaltsjahre, nach Jahren getrennt, aufgestellt wer­
den. Die Bewilligungszeiträume für beide Haushalte können in 
aufeinander folgenden Haushaltsjahren beginnen. 

(3) Wird der Haushaltsplan in einen Verwaltungshaushalt und ei­
nen Finanzhaushalt gegliedert, so enthält der Verwaltungshaus­
halt 

1.	 die zu erwartenden Verwaltungseinnahmen, 
2.	 die voraussichtlich zu leistenden Verwaltungsausgaben (Per­

sonalausgaben und sächliche Verwaltungsausgaben), 
3.	 die voraussichtlich benötigten Verpflichtungsermächtigun­

gen zur Leistung von Verwaltungsausgaben. 

§ 13 
Einzelpläne, Gesamtplan, Gruppierungsplan 

(1) Der Haushaltsplan besteht aus den Einzelplänen und dem 
Gesamtplan. 

(2) Die Einzelpläne enthalten die Einnahmen, Ausgaben und 
Verpflichtungsermächtigungen eines einzelnen Verwaltungs­
zweigs oder bestimmte Gruppen von Einnahmen, Ausgaben und 
Verpflichtungsermächtigungen. Die Einzelpläne sind in Kapitel 
und Titel einzuteilen. Die Einteilung in Titel richtet sich nach 
Verwaltungsvorschriften über die Gruppierung der Einnahmen 
und Ausgaben des Haushaltsplans nach Arten (Gruppierungs­
plan). 

(3) In dem Gruppierungsplan sind mindestens gesondert darzu­
stellen 

1.	 bei den Einnahmen: Steuern, Verwaltungseinnahmen, Ein­
nahmen aus Vermögensveräußerungen, Darlehensrückflüs­
se, Zuweisungen und Zuschüsse, Einnahmen aus Krediten, 
wozu nicht Kredite zur Aufrechterhaltung einer ordnungs­
mäßigen Kassenwirtschaft (Kassenverstärkungskredite) 
zählen, Entnahmen aus Rücklagen; 

2.	 bei den Ausgaben: Personalausgaben, sächliche Verwal­
tungsausgaben, Zinsausgaben, Zuweisungen an Gebietskör­
perschaften, Zuschüsse an Unternehmen, Tilgungsausga­
ben, Schuldendiensthilfen, Zuführungen an Rücklagen, 
Ausgaben für Investitionen. Ausgaben für Investitionen sind 
die Ausgaben für 
a) Baumaßnahmen, 
b) den Erwerb von beweglichen Sachen, soweit sie nicht als 

sächliche Verwaltungsausgaben veranschlagt werden, 
c) den Erwerb von unbeweglichen Sachen, 
d) den Erwerb von Beteiligungen und sonstigem Kapital­

vermögen, von Forderungen und Anteilsrechten an Un­
ternehmen, von Wertpapieren sowie für die Heraufset­
zung des Kapitals von Unternehmen, 

e) Darlehen,

f) die Inanspruchnahme aus Gewährleistungen,

g) Zuweisungen und Zuschüsse zur Finanzierung von Aus­


gaben für die in den Buchstaben a bis f genannten 
Zwecke. 

(4) Der Gesamtplan enthält 

1.	 eine Zusammenfassung der Einnahmen, Ausgaben und Ver­
pflichtungsermächtigungen der Einzelpläne (Haushalts­
übersicht), 

2.	 eine Berechnung des Finanzierungssaldos (Finanzierungs­
übersicht), 

3.	 eine Darstellung der Einnahmen aus Krediten und der Til­
gungsausgaben (Kreditfinanzierungsplan). 

Der Finanzierungssaldo ergibt sich aus einer Gegenüberstellung 
der Einnahmen mit Ausnahme der Einnahmen aus Krediten vom 
Kreditmarkt, der Entnahmen aus Rücklagen sowie der Einnah­
men aus Überschüssen einerseits und der Ausgaben mit Aus­
nahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der 
Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung ei­
nes Fehlbetrages andererseits. 

Zu § 13 

Der Gruppierungsplan (§ 13 Abs. 2 Satz 3 und Abs. 3) ist in den 
Verwaltungsvorschriften zur Haushaltssystematik des Landes 
Brandenburg enthalten; er ist in der jeweils geltenden Fassung 
anzuwenden. 

§ 14 
Übersicht zum Haushaltsplan, Funktionenplan 

(1) Der Haushaltsplan hat folgende Anlagen: 

1.	 Darstellungen der Einnahmen und Ausgaben1) 

a) in einer Gruppierung nach bestimmten Arten (Gruppie­
rungsübersicht), 

b) in einer Gliederung nach bestimmten Aufgabengebieten 
(Funktionenübersicht) 

c)	 in einer Zusammenfassung nach Buchstabe a und Buch­
stabe b (Haushaltsquerschnitt); 

2.	 eine Übersicht über die den Haushalt in Einnahmen und 
Ausgaben durchlaufenden Posten; 

3.	 eine Übersicht über die Planstellen der Beamten und die 
Stellen der Angestellten und Arbeiter. 

Die Anlagen sind dem Entwurf des Haushaltsplans beizufügen. 

(2) Die Funktionenübersicht richtet sich nach Verwaltungsvor­
schriften über die Gliederung der Einnahmen und Ausgaben des 
Haushaltsplans nach Aufgabengebieten (Funktionenplan). 

Zu § 14 

1	 Durchlaufende Posten 

Durchlaufende Posten (§ 14 Abs. 1 Nr. 2) sind Beträge, die 
im Landeshaushalt für einen anderen vereinnahmt und in 
gleicher Höhe an diesen weitergeleitet werden, ohne dass 
das Land an der Bewirtschaftung der Mittel beteiligt ist 
(Obergruppen 38 und 98). 
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Funktionenplan 

Der Funktionenplan (§ 14 Abs. 2) ist in den Verwaltungs­
vorschriften zur Haushaltssystematik des Landes Branden­
burg enthalten; er ist in der jeweils geltenden Fassung anzu­
wenden. 

§ 15 
Bruttoveranschlagung, Selbstbewirtschaftungsmittel 

(1) Die Einnahmen und Ausgaben sind in voller Höhe und ge­
trennt voneinander zu veranschlagen. Dies gilt nicht für die Ver­
anschlagung der Einnahmen aus Krediten am Kreditmarkt und 
den hiermit zusammenhängenden Tilgungsausgaben. Darüber 
hinaus können Ausnahmen im Haushaltsgesetz oder im Haus­
haltsplan zugelassen werden, insbesondere für Nebenkosten 
und Nebenerlöse bei Erwerbs- oder Veräußerungsgeschäften. 
Ferner kann das Ministerium1) der Finanzen zulassen, dass Be­
träge, die von einer Verwaltung zugunsten anderer Verwaltun­
gen oder Dritter verauslagt worden sind, bei ihrer Erstattung 
von der Ausgabe abgesetzt werden können. In den Fällen des 
Satzes 3 ist die Berechnung des veranschlagten Betrages dem 
Haushaltsplan als Anlage beizufügen oder in die Erläuterungen 
aufzunehmen. 

(2) Ausgaben können zur Selbstbewirtschaftung veranschlagt 
werden, wenn hierdurch eine sparsame Bewirtschaftung geför­
dert wird. Selbstbewirtschaftungsmittel stehen über das laufen­
de Haushaltsjahr hinaus zur Verfügung. Bei der Bewirtschaf­
tung aufkommende Einnahmen fließen den Selbstbewirtschaf­
tungsmitteln zu. Bei der Rechnungslegung ist nur die Zuwei­
sung der Mittel an die beteiligten Stellen als Ausgabe nachzu­
weisen. 

Zu § 15 

1 Grundsatz 

Bei der Veranschlagung von Einnahmen und Ausgaben 
dürfen weder Ausgaben von Einnahmen abgezogen 
noch Einnahmen auf Ausgaben angerechnet werden 
(Bruttoprinzip). 

2 Einnahmen aus Krediten und Tilgungsausgaben 

Die Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt und die 
hiermit zusammenhängenden Tilgungsausgaben sind in 
den Obergruppen 32 und 59 festgelegt. 

3 Ausnahmen 

3.1 Ausnahmen von der Bruttoveranschlagung können im 
Haushaltsgesetz oder durch Haushaltsvermerk zugelas­
sen werden (Abs. 1 Satz 3). Dies gilt insbesondere für 
Nebenkosten im Zusammenhang mit Veräußerungsge­
schäften. Nebenkosten sind die Kosten für Versteigerun­
gen, Vermessungen, Schätzungen, Versicherungen, Ver­
mittlungen, Beurkundungen, Transporte sowie die Kos-

VV-LHO §§ 14 - 16 

ten der Herrichtung eines zu veräußernden Gegenstan­
des. 

3.2 Darüber hinaus wird zugelassen (Abs. 1 Satz 4), dass in 
den nachstehend genannten Fällen die zu erwartenden 
Einnahmen aus Erstattungen anderer Verwaltungen oder 
Dritter auf die Ausgaben angerechnet werden dürfen: 

3.2.1 
3.2.2 

3.2.3 

3.2.4 

3.2.5 

3.2.6 

3.2.7 

Erstattungen aufgrund von § 61 Abs. 1 Satz 2, 
Einnahmen aus abgetretenen Rentenansprüchen im Zu­
sammenhang mit der Zahlung von Übergangsgeldern an 
Angestellte und Arbeiter, 
Erstattungen von Post- und Telekommunikationsge­
bühren aus der privaten Inanspruchnahme dienstlicher 
Telekommunikationsanlagen, 
Einnahmen aus der entgeltlichen Nutzung von Kopie­
rern, 
Einnahmen aus Schadensersatzleistungen Dritter für 
Sachschäden, 
Einnahmen aus der Abgabe von Betriebsstoffen (z. B. 
Treibstoffe, Schmierstoffe) an Inhaber privateigener 
Kraftfahrzeuge und besonders berechtigte Einrichtun­
gen, Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öf­
fentlichen Rechts, 
Einnahmen aus Schadensersatzleistungen Dritter für 
Schäden, die bei der Durchführung von Baumaßnahmen 
entstehen und zu deren Beseitigung Baumittel verwen­
det werden. 

4 Erläuterungen 

In den Fällen der Nrn. 3.1 und 3.2 ist nur der Saldo aus 
den Einnahmen und Ausgaben in einem Einnahme- oder 
Ausgabetitel in den Haushaltsplan einzustellen. Die Be­
rechnung des veranschlagten Betrages ist in den Fällen 
der Nr. 3.1 im Haushaltsplan zu erläutern (§ 15 Abs. 1 
Satz 5). 

5 Selbstbewirtschaftungsmittel 

Mittel zur Selbstbewirtschaftung sind getrennt von an­
deren Ausgaben zu veranschlagen. Die Ausgaben sind 
durch Haushaltsvermerk ausdrücklich als zur Selbstbe­
wirtschaftung bestimmt zu bezeichnen. 

§ 16 
Verpflichtungsermächtigungen 

Die Verpflichtungsermächtigungen sind bei den jeweiligen 
Ausgaben gesondert zu veranschlagen. Wenn Verpflichtungen 
zu Lasten mehrerer Haushaltsjahre eingegangen werden kön­
nen, sollen die Jahresbeträge im Haushaltsplan angegeben wer­
den. 

Zu § 16 

1	 Verpflichtungsermächtigungen sind zu veranschlagen, 
wenn die Ermächtigung zum Eingehen von Verpflich­
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tungen zur Leistung von Ausgaben in künftigen Jahren 
erst durch den Haushaltsplan begründet werden soll 
(vgl. §§ 3 Abs. 1 und 38 Abs. 1 Satz 1). 

2	 Für bereits in früheren Haushaltsjahren eingegangene 
Verpflichtungen sind Ermächtigungen nicht nochmals 
zu veranschlagen. 

3	 Von einer Veranschlagung von Verpflichtungsermächti­
gungen ist bei Titeln der Obergruppen 41 bis 43 des 
Gruppierungsplans abzusehen. 

4	 Einer Veranschlagung von Verpflichtungsermächtigun­
gen bedarf es nicht 

4.1	 bei Verpflichtungen für laufende Geschäfte sowie bei 
Eingehen von Verpflichtungen zu Lasten übertragbarer 
Ausgaben, wenn die Verpflichtungen im folgenden Jahr 
zu Ausgaben führen (§ 38 Abs. 4), 

4.2	 bei Maßnahmen nach § 40, 

4.3	 für die Übernahme von Hypotheken, Grund- und Ren­
tenschulden unter Anrechnung auf den Kaufpreis (§ 64 
Abs. 5), 

4.4	 in den Fällen des § 18 Abs. 2 und des § 39 Abs. 1. 

5	 Ist abzusehen, dass die im Haushaltsplan ausgebrachten 
Verpflichtungsermächtigungen voraussichtlich im lau­
fenden Haushaltsjahr nicht in Anspruch genommen wer­
den und deshalb verfallen, sind sie, soweit notwendig, in 
späteren Haushaltsjahren erneut zu veranschlagen. Wer­
den solche doppelt veranschlagten Verpflichtungser­
mächtigungen doch noch im laufenden Haushaltsjahr 
oder gemäß § 45 Abs. 1 Satz 2 nach Ablauf  des Haus­
haltsjahres und vor Verkündung des neuen Haushaltsge­
setzes in Anspruch genommen, dürfen die im neuen 
Haushaltsplan ausgebrachten Verpflichtungsermächti­
gungen insoweit nicht in Anspruch genommen werden. 
Entsprechendes gilt für Verpflichtungsermächtigungen 
gemäß § 38 Abs. 1 Satz 2, soweit sie bis zur Verkündung 
des neuen Haushaltsgesetzes in Anspruch genommen 
werden. 

6	 Die nach § 11 Abs. 2 Nr. 3 in den Haushaltsplan aufzu­
nehmenden Verpflichtungsermächtigungen sind bei 
dem nach der Zweckbestimmung in Betracht kommen­
den Ausgabetitel gesondert zu veranschlagen. 

7	 Innerhalb einer Titelgruppe sind Verpflichtungsermäch­
tigungen grundsätzlich bei dem jeweiligen Einzeltitel zu 
veranschlagen. 

8	 Ist das Eingehen von Verpflichtungen vorgesehen, die 
zu Ausgaben in mehreren Haushaltsjahren führen kön­
nen, ist der Gesamtbetrag der benötigten Verpflich­
tungsermächtigung auszubringen; außerdem sollen die 

voraussichtlich fällig werdenden Zahlungsverpflichtun­
gen betragsmäßig nach Jahren getrennt im Haushalts­
plan bei der Zweckbestimmung angegeben werden (Jah­
resbeträge/„Jahresscheiben“). 

9	 In den Fällen, in denen eine den allgemeinen Veran­
schlagungsgrundsätzen entsprechende Ermittlung der 
Jahresbeträge nicht möglich ist, verbleibt es bei der 
Veranschlagung nur des Gesamtbetrages der benötigten 
Verpflichtungsermächtigung. 

§ 17 
Einzelveranschlagung, Erläuterungen,


Planstellen und Stellen


(1) Die Einnahmen sind nach dem Entstehungsgrund, die Aus­
gaben und die Verpflichtungsermächtigungen nach Zwecken ge­
trennt zu veranschlagen und, soweit erforderlich, zu erläutern. 
Erläuterungen können ausnahmsweise für verbindlich erklärt 
werden. 

(2) Bei Ausgaben für eine sich auf mehrere Jahre erstreckende 
Maßnahme sind bei der ersten Veranschlagung im Haushalts­
plan die voraussichtlichen Gesamtkosten und bei jeder folgen­
den Veranschlagung außerdem die finanzielle Abwicklung dar­
zulegen. 

(3) Zweckgebundene Einnahmen und die dazugehörigen Ausga­
ben sind kenntlich zu machen, soweit  sich die Bindung nicht be­
reits aus der Zweckbestimmung ergibt. 

(4) Für denselben Zweck sollen weder Ausgaben noch Ver­
pflichtungsermächtigungen bei verschiedenen Titeln veran­
schlagt werden. 

(5) Planstellen sind nach Besoldungsgruppen und Amtsbezeich­
nungen im Haushaltsplan auszubringen. Sie dürfen nur für Auf­
gaben eingerichtet werden, zu deren Wahrnehmung die Be­
gründung eines Beamtenverhältnisses zulässig ist und die in der 
Regel Daueraufgaben sind. Jede Planstelle kann mit mehreren 
teilzeitbeschäftigten Beamten oder Richtern entsprechend dem 
Umfang ihrer Teilzeitbeschäftigung besetzt werden. 

(6) Andere Stellen als Planstellen sind in den Erläuterungen aus­
zuweisen. Im Haushaltsgesetz oder im Haushaltsplan kann be­
stimmt werden, dass die in den Erläuterungen bei den einzelnen 
Besoldungs-, Vergütungs- und Lohngruppen ausgewiesenen 
Stellen nach Satz 1 verbindlich sind und die Einrichtung von 
weiteren Stellen der Einwilligung des für den Haushalt zustän­
digen Ausschusses des Landtages bedarf. 

Zu § 17 

1	 Einzelveranschlagung 

1.1	 Die Veranschlagung der Einnahmen, Ausgaben und Ver­
pflichtungsermächtigungen richtet sich nach den Ver­
waltungsvorschriften zur Haushaltssystematik des Lan­
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des Brandenburg und den jeweiligen Rundschreiben des 
Ministeriums der Finanzen über die Aufstellung der Vor­
anschläge. 

1.2 Bei der Abgrenzung des Entstehungsgrundes für die 
Einnahmen und der Zwecke für die Ausgaben und Ver­
pflichtungsermächtigungen ist von der Gruppierung des 
Gruppierungsplans auszugehen. Der Zweck einer Aus­
gabe oder einer Verpflichtungsermächtigung wird durch 
das Ziel bestimmt, das durch die Ausgabe oder Ver­
pflichtungsermächtigung erreicht werden soll. Verschie­
dene Zwecke können auch im Rahmen derselben Maß­
nahme verwirklicht werden. 

1.3 Zweckgebundene Einnahmen und die daraus zu leisten­
den Ausgaben sind in der Regel getrennt von anderen 
Einnahmen und Ausgaben zu veranschlagen. 

2 Erläuterungen 

Erläuterungen sind auf das sachlich Notwendige zu be­
grenzen, sie müssen jedoch die für die Bemessung und 
Überprüfung der Einnahmen, Ausgaben und Verpflich­
tungsermächtigungen wesentlichen Gesichtspunkte ent­
halten. Ferner sollen sie im Zusammenhang mit der 
Zweckbestimmung einen ausreichenden Aufschluss 
über den Verwendungszweck geben und für die Haus­
haltsführung eine geeignete Grundlage darstellen. So­
weit das Verständnis nicht leidet, kann auf Erläuterun­
gen an anderer Stelle des Haushaltsplans verwiesen wer­
den. 

3 Zweckgebundene Einnahmen und die dazugehöri­
gen Ausgaben 

Soweit sich die Zweckbindung nicht bereits aus der 
Zweckbestimmung (Disposition) ergibt, ist eine Bin­
dung im Haushaltsplan durch Haushaltsvermerk oder ei­
ne Bindung durch Gesetz in den Erläuterungen kennt­
lich zu machen (vgl. auch § 8). 

4 Stellen, Begriffsbestimmung 

Stellen sind sowohl Planstellen (§ 17 Abs. 5) als auch an­
dere Stellen (§ 17 Abs. 6). 

5 Planstellen 

5.1 Planstellen dürfen nur mit solchen Amtsbezeichnungen 
ausgebracht werden, die in den für Beamte und Richter 
des Landes maßgebenden Besoldungsordnungen oder 
durch die Landesregierung festgelegt worden sind. Die 
im Haushaltsplan ausgebrachten Planstellen bilden den 
Stellenplan; er ist verbindlich, soweit nicht durch Haus­
haltsgesetz oder den Haushaltsplan etwas anderes be­
stimmt oder zugelassen ist. 

5.2 Planstellen, denen ein Amt zugeordnet ist, dessen zu-

VV-LHO § 17 

grunde liegende Funktion nicht teilbar ist, sollen aus be­
amtenrechtlichen Gründen nicht mit mehreren Teilzeit­
beamten oder Teilzeitrichtern besetzt werden. 

6 Leerstellen 

Für Beamte und Richter, die ohne Dienstbezüge beur­
laubt werden, können besondere, als Leerstellen zu be­
zeichnende Planstellen ausgebracht werden, wenn ein 
unabweisbares Bedürfnis besteht, die Planstellen der 
Beurlaubten neu zu besetzen. Satz 1 ist auf Beamte und 
Richter, die zu einer Stelle außerhalb der Landesverwal­
tung abgeordnet werden, entsprechend anzuwenden. 
Die Leerstellen sind im Haushaltsplan nach Besol­
dungsgruppen und Amtsbezeichnungen gesondert von 
den übrigen Planstellen auszubringen. In den Erläute­
rungen ist anzugeben, welchem Zweck die Leerstelle 
dient. Für Leerstellen sind keine Ausgaben zu veran­
schlagen (vgl. Nr. 5 zu § 49). 

7 Andere Stellen als Planstellen 

7.1 Andere Stellen als Planstellen sind Stellen für 

7.1.1 Beamte, die in eine Planstelle der betreffenden Verwal­
tung nicht oder noch nicht eingewiesen werden (beam­
tete Hilfskräfte). Hierzu gehören insbesondere 

7.1.1.1 Beamte vor der Anstellung (z. B. Regierungsräte z. A., Re­
gierungsinspektoren z. A., Regierungsassistenten z. A.), 

7.1.1.2 Beamte, die von anderen Dienststellen zur Hilfeleistung 
abgeordnet sind, 

7.1.1.3 Beamte, die nur nebenbei oder vorübergehend für Auf­
gaben im Sinne des § 4 Abs. 1 Landesbeamtengesetz 
verwendet werden sollen; 

7.1.2	 Beamte im Vorbereitungsdienst; 
7.1.3	 Angestellte und Arbeiter. 

7.2	 Andere Stellen als Planstellen sind in den Erläuterungen 
auszuweisen und dort in gesonderten Stellenübersichten 
zusammenzufassen; die Möglichkeit, alle Planstellen 
und Stellen in einem besonderen Band des Haushalts­
planes zu veranschlagen, bleibt davon unberührt. Die 
Stellenübersichten sind nach Besoldungsgruppen und 
Amts- bzw. Dienstbezeichnungen sowie Vergütungs­
bzw. Lohngruppen und Funktionsbezeichnungen (u. a. 
Dienstarten) zu gliedern. In den Fällen der Nr. 7.1.1.2 ist 
nur die im Haushaltsjahr durchschnittlich erforderliche 
Anzahl beamteter Hilfskräfte nach Laufbahnen getrennt 
anzugeben. Andere als in Nr. 7.1.2 genannte Kräfte zur 
Ausbildung sind in den Erläuterungen nur zahlenmäßig 
anzugeben. 

7.3	 Bei Stellen für Angestellte und Arbeiter gelten § 17 
Abs. 5 Satz 3 und Nr. 5.2 entsprechend. Nr. 6 gilt ent­
sprechend mit der Maßgabe, dass Leerstellen für Ange­
stellte und Arbeiter in den Erläuterungen des Haushalts­
plans ausgewiesen werden. 
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8	 Einrichtung von Stellen 

8.1	 Die Einrichtung von Stellen ist nur zulässig, wenn dies 
zur Erfüllung von Aufgaben des Landes notwendig ist. 
Kann ein Stellenmehrbedarf durch Rationalisierungs­
maßnahmen usw. nicht aufgefangen werden, so ist zu 
prüfen, ob und inwieweit durch Übertragung von Stellen 
aus anderen Haushaltskapiteln oder Umwandlung von 
Stellen der zusätzliche Stellenbedarf befriedigt werden 
kann. 

8.2	 Stellen, die entbehrlich sind oder nicht nur vorüberge­
hend nicht besetzt werden können und für die auch eine 
Umsetzung nicht in Betracht kommt, dürfen im Haus­
haltsplan für das nächste Haushaltsjahr nicht wieder 
ausgebracht werden (vgl. §§ 21 und 47 und die VV da­
zu). 

9	 Stellenbesetzung und -überwachung 

Für die Stellenbesetzung und -überwachung gelten die 
VV zu § 49. 

10	 Mitwirkung des Ausschusses für Haushalt und Fi­
nanzen 

Vorlagen an den für den Haushalt zuständigen Aus­
schuss (§ 17 Abs. 6) leitet das Ministerium der Finanzen 
dem Ausschuss für Haushalt und Finanzen zu. 

§ 18 
Kreditermächtigungen 

(1) Einnahmen aus Krediten dürfen nur bis zur Höhe der Sum­
me der Ausgaben für Investitionen in den Haushaltsplan einge­
stellt werden. Ausnahmen sind nur zulässig zur Abwehr einer 
Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts; in diesen 
Fällen ist im Gesetzgebungsverfahren zur Feststellung des 
Haushaltsplans insbesondere darzulegen, dass 

1.	 das gesamtwirtschaftliche Gleichgewicht ernsthaft und 
nachhaltig gestört ist oder eine solche Störung unmittel­
bar bevorsteht, 

2.	 die erhöhte Kreditaufnahme dazu bestimmt und geeig­
net ist, die Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleich­
gewichts abzuwehren. 

(2) Das Haushaltsgesetz bestimmt, bis zu welcher Höhe das Mi­
nisterium1) der Finanzen Kredite aufnehmen darf 

1.	 zur Deckung von Ausgaben, 
2.	 zur Aufrechterhaltung einer ordnungsmäßigen Kassen­

wirtschaft (Kassenverstärkungskredite). Soweit diese 
Kredite zurückgezahlt sind, kann die Ermächtigung wie­
derholt in Anspruch genommen werden. Kassenverstär­
kungskredite dürfen nicht später als sechs Monate nach 

Ablauf des Haushaltsjahres, für das sie aufgenommen 
worden sind, fällig werden. 

(3) Die Ermächtigungen nach Absatz 2 Nr. 1 gelten bis zum En­
de des nächsten Haushaltsjahres und, wenn das Haushaltsgesetz 
für das zweitnächste Haushaltsjahr nicht rechtzeitig verkündet 
wird, bis zur Verkündung dieses Haushaltsgesetzes. Die Er­
mächtigungen nach Absatz 2 Nr. 2 gelten bis zum Ende des lau­
fenden Haushaltsjahres und, wenn das Haushaltsgesetz für das 
nächste Haushaltsjahr nicht rechtzeitig verkündet wird, bis zur 
Verkündung dieses Haushaltsgesetzes. 

§ 19 
Übertragbarkeit 

(1) Ausgaben für Investitionen und Ausgaben aus zweckgebun­
denen Einnahmen sind übertragbar. Andere Ausgaben können 
im Haushaltsgesetz oder im Haushaltsplan für übertragbar er­
klärt werden, wenn dies ihre wirtschaftliche und sparsame Ver­
wendung fördert.1) 

(2) Übertragene Ausgaben (Ausgabereste) sind vorrangig aus 
haushaltsmäßigen oder kassenmäßigen Minderausgaben zu 
decken. Soweit solche Deckungsmittel im nächsten Haushalts­
jahr voraussichtlich nicht bereitgestellt werden können, sind zur 
Deckung der Ausgaben, die übertragen werden sollen, Ausgabe­
mittel in ausreichender Höhe zu veranschlagen. 

(3) Verpflichtungsermächtigungen dürfen nicht für übertragbar 
erklärt werden. 

Zu § 19 

1	 Übertragbarkeit ist die Möglichkeit, Ausgaben, die am 
Ende des Haushaltsjahres noch nicht geleistet worden 
sind, für die jeweilige Zweckbestimmung über das 
Haushaltsjahr hinaus als Ausgaberest (§ 45 Abs. 2 und 3) 
verfügbar zu halten. 

2	 Bei Ausgaben für Investitionen (Nr. 2.1 Zuordnungs­
richtlinie zum Gruppierungsplan) und bei Ausgaben aus 
zweckgebundenen Einnahmen, die kraft Gesetzes über­
tragbar sind (§ 19 Abs. 1 Satz 1), ist ein Übertragbar­
keitsvermerk im Haushaltsplan nicht auszubringen. 

3	 Andere Ausgaben können im Haushaltsgesetz oder im 
Haushaltsplan immer dann für übertragbar erklärt wer­
den, wenn dies ihre wirtschaftliche und sparsame Ver­
wendung fördert. 

4	 Verpflichtungsermächtigungen dürfen nicht für über­
tragbar erklärt werden (§ 19 Abs. 3). Wegen der Wei­
tergeltung von nicht in Anspruch genommenen Ver­
pflichtungsermächtigungen während der vorläufigen 
Haushalts- und Wirtschaftsführung, vgl. § 45 Abs. 1 
Satz 2. 
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§ 20 
Deckungsfähigkeit 

(1) Deckungsfähig sind innerhalb desselben Kapitels 

1.	 gegenseitig 
die Ausgaben für Vergütungen der Angestellten und 
Löhne der Arbeiter, 

2. einseitig 
a) die Ausgaben für Bezüge der Beamten zugunsten 

der Ausgaben für Vergütungen der Angestellten und 
Löhne der Arbeiter, 

b)	 die Ausgaben für Unterstützungen zugunsten der 
Ausgaben für Beihilfen. 

(2) Im Haushaltsgesetz oder im Haushaltsplan können Ausgaben 
und Verpflichtungsermächtigungen jeweils für gegenseitig oder 
einseitig deckungsfähig erklärt werden, wenn ein verwaltungs­
mäßiger oder sachlicher Zusammenhang besteht oder eine wirt­
schaftliche und sparsame Verwendung gefördert wird.1) 

(3) Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen1), die ohne 
nähere Angabe des Verwendungszwecks veranschlagt sind, dür­
fen nicht für deckungsfähig erklärt werden. 

Zu § 20 

1	 Deckungsfähigkeit ist die durch § 20 Abs. 1, durch 
Haushaltsgesetz oder Haushaltsvermerk gemäß § 20 
Abs. 2 begründete Möglichkeit, bei einem Titel höhere 
Ausgaben als veranschlagt aufgrund von Einsparungen 
bei einem oder mehreren Ausgabetiteln zu leisten. Ge­
genseitige Deckungsfähigkeit liegt vor, wenn die 
Ausgabetitel wechselseitig zur Verstärkung der jeweili­
gen Ansätze herangezogen werden dürfen. Einseitige 
Deckungsfähigkeit liegt vor, wenn der eine Ansatz 
(deckungspflichtiger Ansatz) nur für die Verstärkung 
des deckungsberechtigten Ansatzes herangezogen wer­
den darf. 

2	 Die Aufzählung der Fälle der Deckungsfähigkeit im Per­
sonalbereich nach § 20 Abs. 1 ist nicht abschließend; 
weitere Ausgaben können nach Absatz 2 für deckungs­
fähig erklärt werden. 

3	 Ein verwaltungsmäßiger oder sachlicher Zusammen­
hang (§ 20 Abs. 2 Satz 1) ist anzunehmen, wenn die Aus­
gaben der Erfüllung ähnlicher oder verwandter Zwecke 
dienen. 

4	 Verpflichtungsermächtigungen dürfen für deckungs­
fähig erklärt werden, wenn deren Jahresfälligkeiten über­
einstimmen. 

5	 Zu den Ausgaben im Sinne des § 20 Abs. 3, die nicht für 
deckungsfähig erklärt werden dürfen, gehören insbe­
sondere die Verfügungsmittel (Dispositionsfonds). 

§ 21 
Wegfall- und Umwandlungsvermerke 

(1) Ausgaben und Planstellen sind als künftig wegfallend zu be­
zeichnen, soweit sie in den folgenden Haushaltsjahren voraus­
sichtlich nicht mehr benötigt werden. 

(2) Planstellen sind als künftig umzuwandeln zu bezeichnen, so­
weit sie in den folgenden Haushaltsjahren voraussichtlich in 
Planstellen einer niedrigeren Besoldungsgruppe oder in Stellen 
für Angestellte oder Arbeiter umgewandelt werden können. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für andere Stellen als Planstellen 
entsprechend. 

Zu § 21 

1	 Planstellen und Stellen 

1.1	 Planstellen/Leerstellen, die als künftig wegfallend be­
zeichnet werden sollen, erhalten den Vermerk „kw“. 

1.2	 Planstellen, die als künftig umzuwandeln bezeichnet 
werden sollen, erhalten den Vermerk „ku“ unter der An­
gabe der Art der Stelle und der Besoldungsgruppe, in die 
sie umgewandelt werden. 

1.3	 Kw- und ku-Vermerke werden zu dem in § 47 und den 
dazu ergangenen Verwaltungsvorschriften genannten 
Zeitpunkt wirksam. 

1.4	 Die Nrn. 1.1 bis 1.3 gelten für Stellen für Angestellte 
und Arbeiter entsprechend. 

2	 Ausgaben, die als künftig wegfallend bezeichnet werden 
sollen, erhalten den Vermerk „kw“ oder „davon kw ... 
DM/Euro“. 

3	 Im Haushaltsplan ausgebrachte kw- und ku-Vermerke 
bei Ausgaben oder Stellen sind solange in den nachfol­
genden Haushaltsplänen zu veranschlagen, bis die Vo­
raussetzungen des Wegfalls oder der Umwandlung ein­
getreten sind oder sich die in den Erläuterungen zu be­
gründende Notwendigkeit ergibt, die Vermerke zu strei­
chen. 

§ 22 
Sperrvermerk 

Ausgaben, die aus besonderen Gründen zunächst noch nicht ge­
leistet oder zu deren Lasten noch keine Verpflichtungen einge­
gangen werden sollen, sowie Planstellen oder Stellen, die 
zunächst nicht besetzt werden sollen, sind im Haushaltsgesetz 
oder im Haushaltsplan als gesperrt zu bezeichnen. Entsprechen­
des gilt für Verpflichtungsermächtigungen. In Ausnahmefällen 
kann durch Sperrvermerk bestimmt werden, dass die Leistung 
von Ausgaben, die Besetzung von Planstellen oder Stellen oder 
die Inanspruchnahme von Verpflichtungsermächtigungen der 
Einwilligung des für den Haushalt zuständigen Ausschusses des 
Landtags bedarf. 
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Zu § 22 

1	 Können Ausgaben, Planstellen oder andere Stellen für 
ein späteres Haushaltsjahr zurückgestellt werden, dür­
fen sie auch mit Sperrvermerk nicht veranschlagt wer­
den. Entsprechendes gilt für Verpflichtungsermächti­
gungen. 

2	 Die Aufhebung von Sperren richtet sich nach § 36. 

3	 Vorlagen an den für den Haushalt zuständigen Aus­
schuss leitet das Ministerium der Finanzen dem Aus­
schuss für Haushalt und Finanzen zu. 

§ 24 
Baumaßnahmen, größere Beschaffungen, 

größere Entwicklungsvorhaben 

(1) Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen für Baumaß­
nahmen dürfen erst veranschlagt werden, wenn Pläne, Kostener­
mittlungen1) und Erläuterungen vorliegen, aus denen die Art der 
Ausführung, die Kosten der Baumaßnahme, des Grunderwerbs 
und der Einrichtungen sowie die vorgesehene Finanzierung und 
ein Zeitplan ersichtlich sind. Den Unterlagen ist eine Schätzung 
der nach Fertigstellung der Maßnahme entstehenden jährlichen 
Haushaltsbelastungen beizufügen. 

(2) Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen für größere 
Beschaffungen und größere Entwicklungsvorhaben dürfen erst 
veranschlagt werden, wenn Planungen und Schätzungen der 
Kosten und Kostenbeteiligungen vorliegen. Absatz 1 Satz 2 gilt 
entsprechend. 

(3) Ausnahmen von den Absätzen 1 und 2 sind nur zulässig, 
wenn es im Einzelfall nicht möglich ist, die Unterlagen recht­
zeitig fertig zu stellen, und aus einer späteren Veranschlagung 
dem Land ein Nachteil erwachsen würde. Die Notwendigkeit 
einer Ausnahme ist in den Erläuterungen zu begründen. Die 
Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen für Maßnah­
men, für welche die Unterlagen noch nicht vorliegen, sind ge­
sperrt. 

(4) Auf einzeln veranschlagte Ausgaben und Verpflichtungser­
mächtigungen für Zuwendungen sind die Absätze 1 bis 3 ent­
sprechend anzuwenden, wenn insgesamt mehr als 50 vom Hun­
dert der Kosten durch Zuwendungen von Bund, Ländern und 
Gemeinden gedeckt werden. Das Ministerium der Finanzen 
kann Ausnahmen zulassen.1) 

Zu § 24 

1	 Baumaßnahmen, Bauunterlagen 

1.1	 Zu den Baumaßnahmen gehören alle Maßnahmen, die 
nach den Zuordnungsrichtlinien zum Gruppierungsplan 
der Hauptgruppe 7 zuzuordnen sind. 

1.2	 Nähere Bestimmungen über Form und Inhalt der Bau­

unterlagen werden durch die für Baumaßnahmen des 
Landes ergangenen Richtlinien getroffen. 

1.3	 Ausgaben für Hochbaumaßnahmen mit einem Mittelbe­
darf von mehr als 2.000.000 DM (1.000.000 Euro) im 
Einzelfall sind einzeln zu veranschlagen, es sei denn, 
dass das Ministerium der Finanzen durch Erlass über die 
Aufstellung der Voranschläge (§ 27) etwas anderes be­
stimmt. Bei den Ausgaben für Tiefbaumaßnahmen kann 
von einer Einzelveranschlagung abgesehen werden. 

1.4	 Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen für Bau­
maßnahmen dürfen erst veranschlagt werden, wenn ab­
schließende Entscheidungen zu den Eigentumsverhält­
nissen (Negativattest) für die Grundstücke und Gebäude 
vorliegen, in denen Baumaßnahmen vorgesehen sind. 

2	 Planungsunterlagen für größere Beschaffungen und 
größere Entwicklungsvorhaben 

2.1	 Größere Beschaffungen sind Anschaffungen von Sachen 
mit einem Mittelbedarf von mehr als 1.000.000 DM 
(500.000 Euro) im Einzelfall, für die Ausgaben und Ver­
pflichtungsermächtigungen in der Hauptgruppe 8 des 
Gruppierungsplans im Haushaltsplan veranschlagt wer­
den. 

2.2	 Größere Entwicklungsvorhaben sind Vorhaben mit einem 
Mittelbedarf von mehr als 1.000.000 DM (500.000 Euro) 
im Einzelfall, die der zweckgerichteten Auswertung und 
Anwendung von Forschungsergebnissen und Erfahrun­
gen vor allem technischer oder wirtschaftlicher Art die­
nen, um zu neuen Systemen, Verfahren, Stoffen, Gegen­
ständen und Geräten zu gelangen (Neuentwicklung) oder 
um vorhandene zu verbessern (Weiterentwicklung); hier­
zu zählen auch Forschungsvorhaben, die der Erreichung 
des Entwicklungsziels dienen, sowie die Erprobung. 

2.3	 Die Wertgrenzen der Nrn. 2.1 und 2.2 gelten auch für 
Beschaffungsprogramme und Entwicklungsvorhaben, 
die sich auf mehrere Haushaltsjahre erstrecken. 

2.4	 Bei größeren Beschaffungen und größeren Entwick­
lungsvorhaben kann das Ministerium der Finanzen im 
Einvernehmen mit der für den Einzelplan zuständigen 
Stelle in begründeten Fällen von der Wertgrenze Aus­
nahmen zulassen. 

2.5	 Die Unterlagen müssen eine Beschreibung des Gegen­
standes oder eine Erläuterung des Vorhabens (gegebe­
nenfalls mit Plänen und Skizzen), einen Zeitplan, eine 
Darlegung der Notwendigkeit der Beschaffung oder 
Entwicklung, eine Schätzung der Kosten und Folgekos­
ten und eine Darlegung der Finanzierung enthalten. 
Nr. 2.4.3 zu § 7 ist zu beachten. 

3	 Kostenermittlungen 

Kostenermittlungen ermöglichen es, die vorzulegenden 
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Unterlagen tatsächlich anders als auf Kostenberechnun­
gen begrenzt auszugestalten. Für die Haushaltsaufstel­
lung ist nicht in jedem Fall eine Gliederung in der Tiefe 
der Kostenberechnung nach DIN 276 (Ausgabe Juni 
1993) erforderlich. Für die Haushaltsausführung bleibt 
es bei den strengeren Anforderungen des § 54 Abs. 1. 

4	 Bereitstellung der Unterlagen 

Die Unterlagen müssen rechtzeitig zur Aufstellung des 
Entwurfs des Haushaltsplans dem Ministerium der Fi­
nanzen vorliegen, soweit es nicht darauf verzichtet. 

5	 Sperre nach Absatz 3 Satz 3 

Für die Sperre nach § 24 Abs. 3 Satz 3 ist ein Sperrver­
merk nicht auszubringen. 

6	 Baumaßnahmen, größere Beschaffungen, größere 
Entwicklungsvorhaben aufgrund von Zuwendungen 

Werden mehr als 50 vom Hundert der Kosten durch Zu­
wendungen von Bund, Ländern und Gemeinden ge­
deckt, ist auf einzeln veranschlagte Ausgaben und Ver­
pflichtungsermächtigungen für Zuwendungen § 24 
Abs. 1 bis 3 anzuwenden. Ausnahmen bedürfen der Ein­
willigung des Ministeriums der Finanzen (§ 24 Abs. 4). 

§ 25 
Überschuss, Fehlbetrag 

(1) Der Überschuss oder der Fehlbetrag ist der Unterschied zwi­
schen den tatsächlich eingegangenen Einnahmen (Ist-Einnah­
men) und den tatsächlich geleisteten Ausgaben (Ist-Ausgaben). 

(2) Ein Überschuss ist zur Verminderung des Kreditbedarfs oder 
zur Tilgung von Schulden zu verwenden oder einer Rücklage 
nach § 62 zuzuführen. Ein danach noch verbleibender Über­
schuss ist in den nächsten festzustellenden Haushaltsplan als 
Einnahme einzustellen. § 6 Abs. 1 Satz 3 in Verbindung mit § 14 
des Gesetzes zur Förderung der Stabilität und des Wachstums 
der Wirtschaft vom 8. Juni 1967 (BGBl. I S. 582) bleibt un­
berührt. 

(3) Ein Fehlbetrag ist spätestens in den Haushaltsplan für das 
zweitnächste Haushaltsjahr einzustellen. Er darf durch Einnah­
men aus Krediten nur gedeckt werden, soweit die Möglichkeiten 
einer Kreditaufnahme nicht ausgeschöpft sind. 

§ 26 
Landesbetriebe, Sondervermögen, Zuwendungsempfänger 

(1) Landesbetriebe haben einen Wirtschaftsplan aufzustellen, 
wenn ein Wirtschaften nach Einnahmen und Ausgaben des 
Haushaltsplans nicht zweckmäßig ist. Der Wirtschaftsplan oder 
eine Übersicht über den Wirtschaftsplan ist dem Haushaltsplan 
als Anlage beizufügen oder in die Erläuterungen aufzunehmen. 
Im Haushaltsplan sind nur die Zuführungen oder die Abliefe-

VV-LHO §§ 24 - 26 

rungen zu veranschlagen. Planstellen sind nach Besoldungs­
gruppen und Amtsbezeichnungen im Haushaltsplan auszubrin­
gen. 

(2) Bei Sondervermögen sind nur die Zuführungen oder die Ab­
lieferungen im Haushaltsplan zu veranschlagen. Über die Ein­
nahmen, Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen der Son­
dervermögen sind Übersichten dem Haushaltsplan als Anlagen 
beizufügen oder in die Erläuterungen aufzunehmen. 

(3) Über die Einnahmen und Ausgaben von 

1.	 juristischen Personen des öffentlichen Rechts, die vom 
Land ganz oder zum Teil zu unterhalten sind, und 

2.	 Stellen außerhalb der Landesverwaltung, die vom Land 
Zuwendungen zur Deckung der gesamten Ausgaben 
oder eines nicht abgegrenzten Teils der Ausgaben erhal­
ten, 

sind Übersichten dem Haushaltsplan als Anlagen beizufügen 
oder in die Erläuterungen aufzunehmen. Das Ministerium1) der 
Finanzen kann Ausnahmen zulassen. 

Zu § 26 

1	 Landesbetriebe 

1.1	 Landesbetriebe sind rechtlich unselbständige, organisa­
torisch abgesonderte Teile der Landesverwaltung, deren 
Tätigkeit erwerbswirtschaftlich ausgerichtet ist. 

1.2	 Ein Wirtschaften nach Einnahmen und Ausgaben des 
Haushaltsplans ist in der Regel nicht zweckmäßig, wenn 
es sich um einen Betrieb handelt, der sich den 
Erfordernissen des freien Wettbewerbs anzupassen hat. 
Ob diese Voraussetzung vorliegt, stellt das für den Lan­
desbetrieb zuständige Ministerium im Einvernehmen 
mit dem Ministerium der Finanzen fest. 

1.3	 Der als Anlage zum Haushaltsplan aufzunehmende 
Wirtschaftsplan umfasst einen Erfolgs- und einen Fi­
nanzplan sowie eine Stellenübersicht. Im Erfolgsplan 
sind die im Wirtschaftsjahr voraussichtlich anfallenden 
Aufwendungen und Erträge nach Art einer Gewinn- und 
Verlustrechnung zu veranschlagen. 

1.4	 Im Finanzplan sind die geplanten Maßnahmen zur Ver­
mehrung des Anlage- und Umlaufvermögens, Schul­
dentilgungen, Verlustrechnungen, Rücklagenbildungen, 
Gewinn- und Kapitalabführungen sowie die zu erwar­
tenden Deckungsmittel (Gewinne, Abschreibungen, 
Darlehen, Kapitalausstattungen usw.) darzustellen. 

1.5	 In die Stellenübersicht sind alle für den Landesbetrieb 
erforderlichen Stellen, getrennt nach Beamten, Ange­
stellten, Arbeitern und Sonstigen (Volontären, Prakti­
kanten usw.) aufzunehmen. 
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1.6	 Zu den Zuführungen zählen die Zuweisungen zur 
Deckung von Betriebsverlusten und die rückzahlbaren 
und nicht rückzahlbaren Zuweisungen zur Kapitalaus­
stattung; zu den Ablieferungen zählen die Gewinnablie­
ferungen und die Kapitalrückzahlungen. 

1.7	 Nach welchen Grundsätzen die Zuweisungen und Ab­
lieferungen zu ermitteln sind, bestimmt das zuständige 
Ministerium im Einvernehmen mit dem Ministerium der 
Finanzen. 

1.8	 Das Ministerium der Finanzen kann allgemeine Verwal­
tungsvorschriften über die Aufstellung der Wirtschafts­
pläne, die Wirtschaftsführung sowie die Buchführung 
und Rechnungslegung der Landesbetriebe erlassen. 

2	 Sondervermögen 

2.1	 Sondervermögen sind rechtlich unselbständige und ab­
gesonderte Teile des Landesvermögens, die durch Ge­
setz oder aufgrund eines Gesetzes entstanden und zur 
Erfüllung einzelner Aufgaben des Landes bestimmt 
sind. Bisher als Sondervermögen behandelte Teile des 
Landesvermögens (z. B. unselbständige Stiftungen) 
bleiben hiervon unberührt. 

2.2	 Wegen des Haushaltsrechts der Sondervermögen vgl. 
§ 113 Abs. 1. 

2.3	 Die Ablieferungen der Sondervermögen fließen, soweit 
nicht eine anderweitige rechtliche Zweckbindung vor­
liegt, dem Landeshaushalt als allgemeine Deckungsmit­
tel zu. 

3	 Juristische Personen des öffentlichen Rechts 

Juristische Personen des öffentlichen Rechts im Sinne 
von § 26 Abs. 3 Nr. 1 sind solche, die vom Land auf­
grund einer gesetzlichen oder sonstigen Rechtsver­
pflichtung ganz oder zum Teil zu unterhalten sind. 

4	 Zuwendungsempfänger 

Zuwendungsempfänger im Sinne von § 26 Abs. 3 Nr. 2 
sind die institutionell geförderten Zuwendungsempfän­
ger (Nr. 2.2 zu § 23). 

5	 Form der Übersichten 

Das Ministerium der Finanzen bestimmt die Form der 
Übersichten über die Haushalts- und Wirtschaftspläne 
der Landesbetriebe und Sondervermögen sowie der ju­
ristischen Personen des öffentlichen Rechts und der Zu­
wendungsempfänger. 

§ 27 
Voranschläge und Unterlagen für die Finanzplanung 

nanzplanung sind von der für den Einzelplan zuständigen Stelle 
dem Ministerium1) der Finanzen zu dem von ihm zu bestimmen­
den Zeitpunkt zu übersenden. Das Ministerium1) der Finanzen 
kann verlangen, dass den Voranschlägen und Unterlagen Orga­
nisationspläne und Stellenübersichten beigefügt werden; ihm 
sind die erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 

(2) Die für den Einzelplan zuständige Stelle übersendet die Vor­
anschläge auch dem Landesrechnungshof. Er kann hierzu Stel­
lung nehmen. 

Zu § 27 

1	 Voranschläge und Unterlagen für die fünfjährige Fi­
nanzplanung 

1.1	 Voranschläge sind die von den für den Einzelplan zu­
ständigen Stellen für die Aufstellung des Entwurfs des 
Haushaltsplans gefertigten Zusammenstellungen der in 
einem Haushaltsjahr in ihrem Geschäftsbereich zu er­
wartenden Einnahmen, der Ausgaben, Verpflichtungser­
mächtigungen, Planstellen und anderen Stellen. 

1.2	 Unterlagen sind die von den für den Einzelplan zustän­
digen Stellen für die fünfjährige Finanzplanung zu ferti­
genden Angaben über die in dem Planungszeitraum in 
dem Geschäftsbereich zu erwartenden Einnahmen, die 
Ausgaben, Planstellen und anderen Stellen. 

1.3	 Die formale Gestaltung der Voranschläge und der Un­
terlagen für die fünfjährige Finanzplanung richtet sich 
nach den für die Aufstellung des Haushaltsplans veröf­
fentlichten Haushaltstechnischen Richtlinien des Lan­
des Brandenburg (HRL-Bbg) in Verbindung mit dem 
jährlichen Rundschreiben des Ministeriums der Finan­
zen über die Aufstellung des Haushaltsplanentwurfs und 
der Finanzplanung. 

2	 Aufstellung der Voranschläge 

2.1	 Die für den Einzelplan zuständige Stelle bestimmt die 
Form und die Anzahl der ihr von den insoweit nachge­
ordneten Dienststellen zu übersendenden Beiträge zum 
Voranschlag und zu den Unterlagen für die Finanzpla­
nung. Sie prüft die Beiträge, ergänzt oder ändert sie ge­
gebenenfalls, fasst sie mit dem eigenen Beitrag zusam­
men und übersendet den Voranschlag und die Unterla­
gen der Finanzplanung für ihren Geschäftsbereich dem 
Ministerium der Finanzen. 

2.2	 Die Beiträge für den Einzelplan „Allgemeine Finanz­
verwaltung“ sind dem Beauftragten für den Haushalt 
des Ministeriums der Finanzen von den ihm insoweit 
nachgeordneten Dienststellen unmittelbar zu übersen­
den. Ein Exemplar dieser Beiträge ist dem zuständigen 
Ministerium zuzuleiten. 

(1) Die Voranschläge und die Unterlagen für die fünfjährige Fi­
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Voranmeldungen 

Soweit eine Unterrichtung nach § 38 Abs. 3 nicht erfolgt 
ist oder nicht erforderlich war, sind erstmalige Anforde­
rungen von grundsätzlicher oder erheblicher finanziel­
ler Bedeutung, insbesondere solche, die voraussichtlich 
längere Verhandlungen und gegebenenfalls örtliche Be­
sichtigungen erfordern, dem Ministerium der Finanzen 
mitzuteilen, bevor ihm die Voranschläge übersandt wer­
den. VV Nr. 4 zu § 38 gilt entsprechend. 

§ 28 
Aufstellung des Entwurfs des Haushaltsplans 

und der Finanzplanung 

(1) Das Ministerium1) der Finanzen prüft die Voranschläge und 
Unterlagen. Es stellt den Entwurf des Haushaltsplans und die 
fünfjährige Finanzplanung auf. Es kann die Voranschläge und 
Unterlagen nach Benehmen mit den beteiligten Stellen ändern. 

(2) Über Angelegenheiten von grundsätzlicher oder erheblicher 
finanzieller Bedeutung kann der zuständige Minister die Ent­
scheidung der Landesregierung einholen. Entscheidet die Lan­
desregierung gegen oder ohne die Stimme des für Finanzen zu­
ständigen Mitglieds der Landesregierung1), so steht ihm ein 
Widerspruchsrecht zu. Wird Widerspruch erhoben, ist über die 
Angelegenheit in einer weiteren Sitzung der Landesregierung 
erneut abzustimmen. Einnahmen, Ausgaben, Verpflichtungser­
mächtigungen und Vermerke, die den Widerspruch des für Fi­
nanzen zuständigen Mitglieds der Landesregierung1) betreffen, 
dürfen in den Entwurf des Haushaltsplans nicht aufgenommen 
werden, wenn sie nicht in der neuen Abstimmung in Anwesen­
heit des für Finanzen zuständigen Mitglieds der Landesregie­
rung1) von der Mehrheit sämtlicher Mitglieder der Landesregie­
rung beschlossen werden und der Ministerpräsident mit der 
Mehrheit gestimmt hat. 

(3) Abweichungen von den Voranschlägen und Unterlagen des 
Präsidenten des Landtags, des Verfassungsgerichtes4) und des 
Landesrechnungshofes sind vom Ministerium1) der Finanzen der 
Landesregierung mitzuteilen, soweit den Änderungen nicht zu­
gestimmt worden ist. 

§ 29 
Beschluss über den Entwurf des Haushaltsplans 

und der Finanzplanung 

(1) Der Entwurf des Haushaltsgesetzes wird mit dem Entwurf 
des Haushaltsplans von der Landesregierung beschlossen. Die 
Landesregierung beschließt auch die fünfjährige Finanzpla­
nung. 

(2) Einnahmen, Ausgaben, Verpflichtungsermächtigungen und 
Vermerke, die das für Finanzen zuständige Mitglied der Landes­
regierung1) in den Entwurf des Haushaltsplans nicht aufgenom­
men hat, unterliegen auf Antrag des zuständigen Ministers der Be­
schlussfassung der Landesregierung, wenn es sich um Angele­
genheiten von grundsätzlicher oder erheblicher finanzieller Be-

VV-LHO §§ 27 - 34 

deutung handelt. Dasselbe gilt für Vorschriften des Entwurfs des 
Haushaltsgesetzes und für die fünfjährige Finanzplanung. Ent­
scheidet die Landesregierung gegen die Stimme des für Finanzen 
zuständigen Mitglieds der Landesregierung1), so steht ihm ein Wi­
derspruchsrecht zu. Auf die Beschlussfassung der Landesregie­
rung ist § 28 Abs. 2 Satz 3 und 4 entsprechend anzuwenden. 

(3) Weicht der Entwurf des Haushaltsplans von den Voranschlä­
gen des Präsidenten des Landtags, des Verfassungsgerichtes4) 

und des Landesrechnungshofs ab und ist der Änderung nicht zu­
gestimmt worden, so sind die Teile, über die kein Einvernehmen 
erzielt worden ist, unverändert dem Entwurf des Haushaltsplans 
beizufügen. 

§ 30 
Vorlage des Haushalts 

Der Entwurf des Haushaltsgesetzes soll mit dem Entwurf des 
Haushaltsplans dem Landtag bis zum 30. September vor Beginn 
des Haushaltsjahres zur Beschlussfassung vorgelegt werden. 
Dem Landesrechnungshof sind die Entwürfe zu übersenden. 

§ 31 
Übersendung des Finanzplans 

Der von der Landesregierung beschlossene Finanzplan ist dem 
Landtag spätestens im Zusammenhang mit dem Entwurf des 
Haushaltsgesetzes zuzuleiten und zu erläutern. 

§ 32 
Ergänzungen zum Entwurf des Haushalts 

Auf Ergänzungen zum Entwurf des Haushaltsgesetzes und 
des Haushaltsplans sind die Teile I und II sinngemäß anzuwen­
den. 

§ 33 
Nachtragshaushalt 

Auf Nachträge zum Haushaltsgesetz und zum Haushaltsplan 
sind die Teile I und II mit der Maßgabe sinngemäß anzuwenden, 
dass sich der Nachtrag auf einzelne Einnahmen, Ausgaben, Ver­
pflichtungsermächtigungen und Planstellen beschränken kann. 
Der Entwurf ist bis zum Ende des Haushaltsjahres einzubrin­
gen. 

Teil III

Ausführung des Haushaltsplans


§ 34 
Erhebung der Einnahmen, Bewirtschaftung der Ausgaben 

(1) Einnahmen sind rechtzeitig und vollständig zu erheben. 

(2) Ausgaben dürfen nur soweit und nicht eher geleistet werden, 
als sie zur wirtschaftlichen und sparsamen Verwaltung erforder­
lich sind. Die Ausgabemittel sind so zu bewirtschaften, dass sie 
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zur Deckung aller Ausgaben ausreichen, die unter die einzelne 
Zweckbestimmung fallen. 

(3) Absatz 2 gilt für die Inanspruchnahme von Verpflichtungser­
mächtigungen entsprechend. 

(4) Die Leistung von Ausgaben, die durch Einnahmen aus Kre­
diten gedeckt werden sollen und als solche im Haushaltsgesetz 
oder im Haushaltsplan bezeichnet sind, und das Eingehen von 
Verpflichtungen zur Leistung solcher Ausgaben bedürfen der 
vorherigen Zustimmung (Einwilligung) des Ministeriums1) der 
Finanzen. Stehen Kreditmittel nicht rechtzeitig zur Verfügung, 
darf das Ministerium1) der Finanzen die Einwilligung nur ertei­
len, wenn durch das Unterlassen oder Hinausschieben der Aus­
gabe schwerwiegende Nachteile für das Land entstehen würden 
oder wenn die Ausgabe oder die Verpflichtung im Hinblick auf 
die Entwicklung der Einnahmen oder Ausgaben vertretbar ist. 

(5) Das Ministerium1) der Finanzen kann in begründeten Fällen 
unter Fristsetzung die Vorlage von Vertragsentwürfen und ande­
ren Unterlagen sowie Informationen verlangen, die für die Be­
obachtung der Bewirtschaftung von Einnahmen, Ausgaben, Ver­
pflichtungsermächtigungen, Planstellen und anderen Stellen als 
Planstellen bei der Ausführung des Haushaltsplans erforderlich 
sind. Es1) kann örtliche Erhebungen durchführen. 

Zu § 34 

1	 Verteilung der Einnahmen,Ausgaben usw. 

1.1	 Nach Feststellung des Haushaltsplans (§ 1 Satz 1) gibt 
das Ministerium der Finanzen die Feststellung durch 
Rundschreiben bekannt, in dem es Regelungen zur end­
gültigen Haushalts- und Wirtschaftsführung (§ 5) trifft. 

1.2	 Die für den Einzelplan zuständige Stelle verteilt die ver­
anschlagten Einnahmen, Ausgaben, Verpflichtungser­
mächtigungen, Planstellen und anderen Stellen, soweit 
sie diese nicht selbst bewirtschaftet, auf die ihr für das 
Verfahren nach § 27 nachgeordneten Dienststellen, in­
dem sie diesen 

1.2.1	 den für sie maßgebenden Teil des Einzelplans oder 
1.2.2	 eine Zusammenstellung der für sie maßgebenden Ein­

nahmen, Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen, 
getrennt nach den einzelnen Titeln des Haushaltsplans 
sowie der für sie bestimmten Planstellen und anderen 
Stellen (Kassenanschlag) oder 

1.2.3	 eine besondere Verfügung übersendet. 

1.3	 Über die verteilten Einnahmen, Ausgaben und Ver­
pflichtungsermächtigungen, Planstellen und anderen 
Stellen ist ein Nachweis zu führen (Nr. 3.2 zu § 9). 

1.4	 Mit der Übersendung des Haushaltsplans nach Nr. 1.1 
und der Verteilung nach den Nrn. 1.2 und 1.3 ist die Er­
mächtigung zur Bewirtschaftung (Bewirtschaftungsbe­
fugnis) erteilt. Sie schließt insbesondere auch die Be­

fugnis ein, deckungsberechtigte Ansätze zu Lasten 
deckungspflichtiger Ansätze zu überschreiten. Soweit 
die verteilende Dienststelle etwas anderes bestimmt, hat 
sie davon die Landeshauptkasse in geeigneter Form zu 
unterrichten. 

1.5	 Die Dienststellen, auf die Einnahmen, Ausgaben, Ver­
pflichtungsermächtigungen, Planstellen und andere 
Stellen nach Nr. 1.2 verteilt worden sind, verteilen die­
se, soweit sie sie nicht selbst bewirtschaften, auf die für 
die Bewirtschaftung vorgesehenen Dienststellen. Die 
Nrn. 1.2.2 und 1.2.3 sind entsprechend anzuwenden. 

1.6	 Soweit die Zentrale Bezügestelle des Landes Branden­
burg (ZBB) für die Zahlbarmachung der Besoldungs-, 
Vergütungs-, Lohn- und Versorgungsfälle zuständig ist, 
sind - abweichend von den Nrn. 1.2 und 1.5 - die dafür 
maßgebenden Einnahmen und Ausgaben nach Kapitel 
und Titel gegliedert von den zuständigen Ministerien auf 
die ZBB zu verteilen. 

1.7	 Die durch Kassenanschlag oder besondere Verfügung zu 
verteilenden Ausgaben und Verpflichtungsermächtigun­
gen sollen grundsätzlich nicht sogleich in voller Höhe 
verteilt werden; ein Teil soll für etwaige Nachforderun­
gen zurückbehalten werden. 

1.8	 Sind bei der Verteilung der Ausgaben durch Kassenan­
schlag oder besondere Verfügung die Ausgabereste ge­
bildet und freigegeben (§ 45 Abs. 2 und 3), sind sie in der 
Weise zu berücksichtigen, dass die Ausgabereste den zu 
verteilenden Ausgaben zugesetzt, die Vorgriffe von ih­
nen vorweg abgesetzt werden. Einsparungsauflagen und 
Sperren (z. B. auch globale Minderausgaben und kon­
junkturpolitisch bedingte Maßnahmen) sind zu beach­
ten. 

1.9	 Wegen der Zuständigkeit bei der Verteilung nach den 
Nrn. 1.2 und 1.3, der Einzelheiten des Verfahrens und 
der Führung eines Nachweises vgl. Nr. 3.2 zu § 9. 

1.10	 Das Ministerium der Finanzen kann für einzelne Berei­
che Sonderregelungen zulassen. 

2	 Grundsätze der Bewirtschaftung 

2.1	 Anordnungsbefugnis 

2.1.1	 Die Bewirtschaftungsbefugnis der Dienststelle schließt 
grundsätzlich die Befugnis ein, Kassenanordnungen zu 
erteilen (Anordnungsbefugnis). 

2.1.2	 Der Beauftragte für den Haushalt ist befugt, Annah­
meanordnungen und Auszahlungsanordnungen zu ertei­
len (Anordnungsbefugnis). Er kann die Anordnungsbe­
fugnis ganz oder teilweise übertragen (Nr. 3.1.3 zu § 9). 

2.1.3	 Der Beauftragte für den Haushalt teilt der zuständigen 
Kasse und Zahlstelle nach beiliegendem Muster 1 die 
Namen, Amts- oder Dienstbezeichnungen und die Un­
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terschriftsproben der Anordnungsbefugten mit; dies gilt 
auch für ihn selbst. Soweit sich die Anordnungsbefugnis 
nicht auf alle Titel der Dienststelle erstreckt, kann auch 
der Umfang der Anordnungsbefugnis mitgeteilt werden. 
Die Mitteilung ist vom Beauftragten für den Haushalt zu 
unterschreiben und mit dem Abdruck des Dienstsiegels 
zu versehen. Ändern sich Angaben in Bezug auf den An­
ordnungsbefugten, den Umfang der Anordnungsbefug­
nis oder erlischt die Anordnungsbefugnis, so ist dies der 
zuständigen Kasse und Zahlstelle unverzüglich mitzu­
teilen. Kasse und Zahlstelle haben diese Mitteilung dem 
Beauftragten für den Haushalt unverzüglich schriftlich 
zu bestätigen. Im Übrigen haben die Kassen und Zahl­
stellen die Unterschriftsmitteilungen jährlich mit ihm 
abzustimmen. 

2.2	 Anforderung weiterer Ausgabemittel und Verpflich­
tungsermächtigungen 

Reichen trotz sparsamer Wirtschaftsführung gemäß §§ 7 
Abs. 1 und 34 Abs. 2 und 3 die zugeteilten Ausgabemit­
tel und Verpflichtungsermächtigungen auch unter 
Berücksichtigung der zunächst zurückbehaltenen Aus­
gabemittel und Verpflichtungsermächtigungen (Nr. 1.7) 
nicht aus, so ist rechtzeitig nach den §§ 37 und 38 zu ver­
fahren. 

2.3	 Kleinbeträge 

Für die Behandlung von Kleinbeträgen gilt Nr. 2.6 zu 
§ 59. 

3	 Grundsätze für die Erhebung von Einnahmen 

3.1	 Die dem Land zustehenden Einnahmen sind bei Fällig­
keit zu erheben, unabhängig davon, ob sie im Haus­
haltsplan überhaupt oder in entsprechender Höhe veran­
schlagt sind. Entstehen Ansprüche und ihre Fälligkeiten 
nicht unmittelbar durch Rechtsvorschriften, sind dafür 
die notwendigen Voraussetzungen unverzüglich zu 
schaffen. 

3.2	 Ausnahmen von Nr. 3.1 sind bei Vorliegen der gesetzli­
chen Voraussetzungen (insbesondere §§ 58, 59) zuläs­
sig. In diesen Fällen ist zu prüfen, ob neben dem An­
spruchsgegner oder an seiner Stelle Dritte als Gesamt­
schuldner, Bürgen oder sonstige Haftende zur Erfüllung 
herangezogen werden können. 

3.3	 Die für den Einzelplan zuständige Stelle teilt dem Mi­
nisterium der Finanzen jede außerplanmäßige Einnah­
me unter Angabe der Buchungsstelle mit. Dies gilt nicht 
für außerplanmäßige Einnahmen aus Anlass von Titel­
verwechslungen (Nr. 4.4.2 zu § 35). 

4	 Geltendmachung von Verzugsschäden 

VV-LHO § 34 

die privatrechtliche Forderungen des Landes begründen, 
sind zugunsten des Landes für den Fall des Verzuges 
Verzugszinsen in Höhe von 3 v. H. über dem jeweils gel­
tenden Basiszinssatz nach § 1 des Diskontsatz-Überlei­
tungs-Gesetzes (DÜG) vom 9. Juni 1998 (BGBl. I 
S. 1242) sowie Ersatz des sonstigen nachweisbaren Ver­
zugsschadens zu vereinbaren. Bei der Zahlungsregelung 
von Forderungen aus sonstigen privatrechtlichen 
Schuldverhältnissen (z. B. ungerechtfertigte Bereiche­
rung, unerlaubte Handlung), ist eine entsprechende Re­
gelung anzustreben. Der am ersten eines Monats gelten­
de Basiszinssatz ist für jeden Zinstag dieses Monats zu­
grunde zu legen. Den Basiszinssatz teilt die zuständige 
Kasse auf Anfrage mit. 

4.2	 Besteht bei privatrechtlichen Schuldverhältnissen keine 
Vereinbarung mit dem Schuldner und kommt auch eine 
Vereinbarung nicht zustande, ist über den Anspruch auf 
die gesetzlichen Verzugszinsen von 4 v. H. gemäß § 288 
Abs. 1 BGB hinaus ein weiter gehender Verzugsscha­
den gemäß § 288 Abs. 2 BGB geltend zu machen. Die­
ser bemisst sich nach dem Zinssatz für Kredite des Lan­
des zur Deckung von Ausgaben zur Zeit des Verzugs. Er 
ist nur geltend zu machen, soweit er über die gesetzli­
chen Verzugszinsen von 4 v. H. gemäß § 288 Abs. 1 
BGB hinausgeht. Die Höhe des Zinssatzes für Kredite 
des Landes teilt das Ministerium der Finanzen auf An­
frage mit. 

4.3	 Besteht für Forderungen aus einem öffentlich-rechtli­
chen Rechtsverhältnis eine Sonderregelung, so sind die 
sich daraus ergebenden Verzugszinsen und Ersatz des 
sonstigen nachweisbaren Verzugsschadens zu verlan­
gen. Besteht keine Sonderregelung, kann jedoch eine 
Vereinbarung getroffen werden, so ist Nr. 4.1 entspre­
chend anzuwenden. 

4.4	 Sofern neben einer Forderung auch ein Anspruch auf 
Verzugszinsen durch ein Grundpfandrecht gesichert 
wird, ist im Hinblick auf die Besonderheiten des Grund­
buchrechts ein Höchstzinssatz von mindestens 10 v. H. 
eintragen zu lassen. 

4.5	 Wird einem nach Eintritt des Verzugs (§ 284 BGB) ge­
stellten Antrag auf Stundung (§ 59) entsprochen, so ist 
der Beginn der Stundungsfrist frühestens auf den Tag 
des Eingangs des Stundungsantrags festzulegen. Für die 
Zeit ab Verzugseintritt bis zum Beginn der Stundung 
sind Verzugszinsen zu erheben. 

4.6	 Verzugszinsen sind grundsätzlich nicht zu stunden oder 
zu erlassen. 

4.7	 Das Ministerium der Finanzen kann zulassen, dass für 
bestimmte Bereiche bestehende Sonderregelungen wei­
ter angewendet oder neue Sonderregelungen getroffen 
werden. 

4.1 Beim Abschluss und bei der Änderung von Verträgen, 
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5	 Sicherung von Ansprüchen 

Zur Sicherung von Ansprüchen sind, wenn es üblich 
oder zur Vermeidung von Nachteilen notwendig oder 
zweckmäßig ist, Sicherheiten, Vorauszahlungen oder 
Vertragsstrafen zu vereinbaren. Als Sicherheitsleistun­
gen kommen die in Nr. 1.5.1 zu § 59 genannten Sicher­
heiten in Betracht. Im Übrigen ist von der Möglichkeit 
der Aufrechnung oder von Zurückbehaltungsrechten 
Gebrauch zu machen. 

6	 Haushaltsüberwachungsliste für angeordnete Ein­
nahmen (HÜL-E) 

6.1	 Für angeordnete Einnahmen ist nach Titeln getrennt ei­
ne Haushaltsüberwachungsliste (HÜL-E) zu führen, de­
ren Mindestangaben in dem beigefügten Muster 2 ent­
halten sind. Das zuständige Ministerium kann im Ein­
vernehmen mit dem Ministerium der Finanzen zulassen, 
dass für bestimmte Einnahmen von der Führung der 
HÜL-E abgesehen wird, soweit dies nach der Natur der 
Einnahmen möglich ist; die zuständige Kasse und Zahl­
stelle sind zu unterrichten. 

6.2	 Den Bediensteten der Kassen und Zahlstellen darf die 
Führung der HÜL-E nicht übertragen werden. Ausnah­
men bedürfen der Einwilligung des zuständigen Minis­
teriums und des Ministeriums der Finanzen. 

6.3	 Die Haushaltsüberwachung kann auch in einem auto­
matisierten Verfahren erfolgen. Das Nähere regelt das 
Ministerium der Finanzen. 

7	 Haushaltsüberwachungsliste für Ausgaben (HÜL-A) 

7.1	 Für Ausgaben ist nach Titeln getrennt eine Haushalts­
überwachungsliste (HÜL-A) zu führen, deren Mindest­
angaben in dem beigefügten Muster 3 enthalten sind. 
Sind in den Erläuterungen des Haushaltsplanes aus­
nahmsweise verbindliche Unterteile gebildet (§ 17 
Abs. 1 Satz 2), so ist die HÜL-A entsprechend dieser 
Gliederung zu führen. Im Übrigen kann sie in Untertei­
le aufgegliedert werden, soweit das im Einzelfall zweck­
mäßig erscheint. 

7.2	 Für auf Rechtsvorschriften oder Tarifvertrag beruhende 
Personalausgaben (Hauptgruppe 4) braucht die HÜL-A 
nicht geführt zu werden, wenn ein einfacher Nachweis 
über noch verfügbare Haushaltsmittel erbracht wird. Für 
Beihilfen nach der Beihilfenverordnung wird auf den 
einfachen Nachweis verzichtet. In den Fällen der Nr. 1.6 
hat die Zentrale Bezügestelle des Landes Brandenburg 
einen einfachen Nachweis über Einnahmen und Ausga­
ben in haushaltsmäßiger Ordnung zu führen. Das zu­
ständige Ministerium kann im Einvernehmen mit dem 
Ministerium der Finanzen zulassen, dass auch für be­
stimmte andere Ausgaben von der Führung der HÜL-A 
abgesehen wird, soweit dies nach der Natur der Ausga­

ben möglich ist; die zuständige Kasse und Zahlstelle 
sind zu unterrichten. 

7.3	 In die HÜL-A sind jeweils gesondert einzutragen 

7.3.1	 die Festlegungen (Aufträge, Zuwendungsbescheide 
usw.) zu Lasten der Ausgaben des laufenden Haushalts­
jahres und 

7.3.2	 die Abwicklung der Festlegungen durch Leistung der 
Ausgaben (Erteilung der Zahlungsanordnung). 

7.4	 Bei Ausgaben für laufende Geschäfte (Nr. 5.1 zu § 38) 
kann der Beauftragte für den Haushalt zulassen, dass 
von der Eintragung der Festlegung nach Nr. 7.3.1 ab­
gesehen wird, wenn anderweitig gewährleistet ist, dass 
die zugeteilten Ausgabemittel nicht überschritten wer­
den. 

7.5	 Fällt eine Festlegung ganz oder teilweise weg (z. B. 
durch Leistung der Ausgabe, Rücktritt vom Vertrag), so 
ist diese durch Roteintragung auszugleichen. Verschiebt 
sich der Zeitpunkt der Leistung der Ausgabe in ein spä­
teres Haushaltsjahr, so ist die Festlegung in der HÜL-VE 
(Nr. 8) des laufenden Haushaltsjahres oder in der 
HÜL-A des folgenden Haushaltsjahres nachzuweisen. 

7.6	 In die HÜL-A sind auch Abschlagsauszahlungen einzu­
tragen; sie sind in der Vermerksspalte besonders zu 
kennzeichnen. Werden Abschlagsauszahlungen abge­
wickelt, so ist der Betrag der Schlusszahlung unter Hin­
weis auf die Eintragung der Abschlagsauszahlung ein­
zutragen. Nr. 7.5 ist dabei zu beachten. 

7.7	 Nach dem Ende des Haushaltsjahres sind in die HÜL-A 
für das abgelaufene Haushaltsjahr nur noch Beträge auf­
zunehmen, die in der Rechnung für das abgelaufene 
Haushaltsjahr nachzuweisen sind. Beträge, die in die 
HÜL-A für das abgelaufene Haushaltsjahr aufgenom­
men sind, aber erst nach Abschluss der Bücher ausge­
zahlt werden und somit in der Rechnung des laufenden 
Haushaltsjahres nachgewiesen werden, sind in der 
HÜL-A für das abgelaufene Haushaltsjahr wieder abzu­
setzen und in die HÜL-A für das laufende Haushaltsjahr 
einzutragen (vgl. Nr. 4.6 und Nr. 4.7 zu § 70). 

7.8	 Die HÜL-A ist monatlich aufzurechnen und mit den 
Sachbüchern der Kasse abzugleichen. Dabei ist gleich­
zeitig Abschnitt B der Titelseite auszufüllen, insbeson­
dere ist der noch verfügbare Betrag festzustellen. Verzö­
gerungen zwischen HÜL-Eintrag und Buchung bei der 
Kasse sind zu berücksichtigen. 

7.9	 Für die Führung der HÜL-A durch Bedienstete der Kas­
sen und Zahlstellen gilt Nr. 6.2 entsprechend. 

7.10	 Die Haushaltsüberwachung kann auch in einem auto­
matisierten Verfahren erfolgen. Das Nähere regelt das 
Ministerium der Finanzen. 
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8	 Haushaltsüberwachungsliste für Verpflichtungser­
mächtigungen (HÜL-VE) 

8.1	 Dienststellen, denen Verpflichtungsermächtigungen zur 
Bewirtschaftung zugeteilt sind, haben nach Titeln ge­
trennt eine Haushaltsüberwachungsliste für Verpflich­
tungsermächtigungen (HÜL-VE) zu führen, deren Min­
destangaben in dem beigefügten Muster 4 enthalten 
sind. Nr. 7.1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 

8.2	 Ändert sich der Betrag einer in Anspruch genommenen 
Verpflichtungsermächtigung, so ist der Unterschiedsbe­
trag unter Hinweis auf die Eintragung der Verpflichtung 
auszugleichen. Verschiebt sich bei einer in Anspruch ge­
nommenen Verpflichtungsermächtigung der Zeitpunkt, 
zu dem voraussichtlich der Betrag kassenwirksam wird, 
in ein anderes Haushaltsjahr, so ist die Änderung in die 
HÜL-VE einzutragen. Bei Verschiebung des Zeitpunk­
tes in das laufende Haushaltsjahr ist die entsprechende 
Ausgabe in der HÜL-A nachzuweisen. Die HÜL-VE ist 
entsprechend auszugleichen. 

8.3	 Die HÜL-VE ist monatlich aufzurechnen. Dabei ist 
gleichzeitig der Abschnitt B des Musters 4 auszufüllen, 
insbesondere ist durch Kontrolle gegenüber dem Ab­
schnitt A der noch verfügbare Rahmen an Verpflich­
tungsermächtigungen festzustellen. 

8.4	 Am Ende eines Haushaltsjahres nicht in Anspruch ge­
nommene Verpflichtungsermächtigungen verfallen 
(vgl. Nr. 4 zu § 19); auf die Sonderregelung in § 45 
Abs. 1 Satz 2 und in den dazu ergangenen Verwaltungs­
vorschriften wird hingewiesen. 

8.5	 Die Haushaltsüberwachung kann auch in einem auto­
matisierten Verfahren erfolgen. Das Nähere regelt das 
Ministerium der Finanzen. 

9	 Konjunkturpolitisches Schnellmeldeverfahren 

Für konjunkturpolitisch bedeutsame Festlegungen und 
Verpflichtungen kann das Ministerium der Finanzen ein 
Schnellmeldeverfahren anordnen. 

10	 Übertragung der Bewirtschaftungsbefugnis auf 
Landesdienststellen, auf Gemeinden und Gemeinde­
verbände und auf andere Stellen 

10.1	 Werden Bundesmittel zur selbständigen Bewirtschaf­
tung auf Landesdienststellen verteilt, so sind bei der Be­
wirtschaftung der Haushaltsmittel die haushaltsrechtli­
chen Vorschriften des Landes anzuwenden. Dies gilt 
nicht für 
- den haushaltsmäßigen Nachweis der Einnahmen 

und Ausgaben (§ 35 BHO), 
- die Betriebsmittelbewirtschaftung (§ 43 BHO), 

- die Vermögensbuchführung (§ 73 BHO). 
Ferner sind für Kassenanordnungen an die Bundeskas­
sen die Vordrucke des Bundes zu verwenden. 

10.2	 Werden Bundes- oder Landesmittel zur selbständigen 
Bewirtschaftung auf Gemeinden (GV) verteilt, so sind 
bei der Bewirtschaftung der Haushaltsmittel die Vor­
schriften der Gemeinden (GV) anzuwenden. Dies gilt 
nicht für 
- den haushaltsmäßigen Nachweis der Einnahmen 

und Ausgaben (§ 35 BHO/LHO), 
- über- und außerplanmäßige Ausgaben (§ 37 BHO/ 

LHO), 
- Verpflichtungsermächtigungen (§ 38 BHO/LHO), 
- die Betriebsmittelbewirtschaftung (§ 43 BHO/ 

LHO), 
- die Bewirtschaftung von Zuwendungen (§ 44 BHO/ 

LHO), 
- die Änderung von Verträgen, für Vergleiche und für 

die Veränderung von Ansprüchen (§§ 58, 59 BHO/ 
LHO), 

- die Vermögensbuchführung (§ 73 BHO). 
Ferner sind für Kassenanordnungen an die Bundeskas­
se/Landeshauptkasse die vorgeschriebenen Vordrucke 
zu verwenden. 

10.3	 Werden Landesmittel zur selbständigen Bewirtschaf­
tung auf andere Stellen der öffentlichen Verwaltung 
übertragen, so sind bei der Bewirtschaftung der Haus­
haltsmittel die haushaltsrechtlichen Vorschriften des 
Landes anzuwenden. Die Übertragung der selbständi­
gen Bewirtschaftung der Haushaltsmittel an Stellen 
außerhalb der öffentlichen Verwaltung bedarf der Ein­
willigung des Ministeriums der Finanzen. 

11	 Grundsatz der Selbstversicherung 

11.1	 Das Land versichert seine Risiken nicht (Grundsatz 
der Selbstversicherung). Dies gilt nicht, soweit durch Ge­
setz oder Ortsstatut ein Versicherungszwang besteht. 

11.2	 Insbesondere ist das bewegliche und unbewegliche Ver­
mögen des Landes weder gegen Feuersgefahr noch ge­
gen Schäden anderer Art zu versichern, selbst wenn die­
ses miet-, pacht- oder leihweise von Dritten übernom­
men wird. 

11.3	 Mit Einwilligung des Ministeriums der Finanzen kann 
für besonders gefährdete Gegenstände des beweglichen 
und unbeweglichen Vermögens des Landes sowie für an­
dere Schadensrisiken eine Versicherung abgeschlossen 
werden, wenn es dringend geboten erscheint. 

11.4	 Für Landesbetriebe und Sondervermögen nach § 26 
Abs. 1 und 2 gilt der Grundsatz der Selbstversicherung 
nicht. 
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§ 35 
Bruttonachweis, Einzelnachweis 

(1) Alle Einnahmen und Ausgaben sind mit ihrem vollen Betrag 
bei dem hierfür vorgesehenen Titel zu buchen, soweit sich aus 
§ 15 Abs. 1 Satz 2 und 3 nichts anderes ergibt. Soweit das Land 
zuviel erhobene Einnahmen oder der Empfänger zuviel geleistete 
Ausgaben zurückzahlen muss, kann darüber hinaus das Ministe­
rium1) der Finanzen im Einvernehmen mit dem Landesrech­
nungshof die Fälle festlegen, in denen die Rückzahlung bei dem 
Einnahmetitel oder bei dem Ausgabetitel abgesetzt werden kann. 

(2) Für denselben Zweck dürfen Ausgaben aus verschiedenen 
Titeln nur geleistet werden, soweit der Haushaltsplan dies zu­
lässt. Entsprechendes gilt für die Inanspruchnahme von Ver­
pflichtungsermächtigungen. 

Zu § 35 

1	 Grundsatz 

Bei Buchung von Einnahmen und Ausgaben dürfen we­
der Ausgaben von Einnahmen abgezogen, noch Einnah­
men auf Ausgaben angerechnet werden (vgl. Nr. 1 zu 
§ 15). Außerdem sind Einnahmen und Ausgaben ge­
trennt voneinander nachzuweisen. 

2	 Ausnahmen 

Absetzungen (Ausnahmen vom Bruttonachweis) dürfen 
- soweit in Nr. 3 nicht geregelt - nur vorgenommen wer­
den, wenn sich die Absetzung zwangsläufig aus einer 
Nettoveranschlagung im Haushaltsplan ergibt. In den 
Fällen der Nr. 3.2 zu § 15 ist eine Absetzung der erstat­
teten Beträge von der Ausgabe auch dann zulässig, wenn 
die Rückeinnahmen nicht veranschlagt wurden, weil sie 
im Zeitpunkt der Aufstellung des Haushaltsplans nicht 
vorhergesehen worden sind. Auch nach Abschluss der 
Bücher (§ 76 Abs. 2) sind Absetzungen in den Fällen der 
Nr. 3.2 zu § 15 zulässig, sofern im Haushaltsplan des 
laufenden Haushaltsjahres ein entsprechender Ausgabe­
titel vorhanden ist. 

3	 Absetzung zuviel erhobener Einnahmen oder zuviel 
geleisteter Ausgaben 

3.1	 Die Rückzahlung zuviel erhobener Einnahmen ist stets 
beim jeweiligen Einnahmetitel abzusetzen. 

3.2	 Auch nach Abschluss der Bücher für das Haushaltsjahr, 
in dem die Einnahmen erhoben oder die Ausgaben ge­
leistet wurden, sind, sofern auch im Haushaltsplan des 
laufenden Haushaltsjahres ein entsprechender Titel ein­
gerichtet ist oder - bei übertragbaren Ausgaben - Ausga­
bereste übertragen sind, abzusetzen 

3.2.1	 bei den Einnahmen 

3.2.1.1 zurückzuzahlende Steuern und steuerähnliche Abgaben 
(Hauptgruppe 0 des GPl.), Gebühren und sonstige Entgel­
te (Gruppe 111 des GPl.) sowie Geldstrafen und Geld­
bußen - einschließlich der damit zusammenhängenden 
Gerichts- und Verwaltungskosten - (Gruppe 112 des GPl.), 

3.2.1.2 Beträge, die zusammen mit Verwaltungseinnahmen der 
Gruppen 111 und 112 des Gruppierungsplans (GPl.) er­
hoben werden, dem Land nicht zustehen und deshalb an 
den Berechtigten weiterzuleiten sind, 

3.2.1.3 zurückzuzahlende Miet- und Pachteinnahmen sowie 
Dienstwohnungsvergütungen (Gruppe 124 des GPl.), 

3.2.1.4 Rückzahlungen von Zuweisungen und Erstattungen 
(Obergruppen 21, 23, 28 und 33 des GPl.), 

3.2.2	 bei den Ausgaben 
3.2.2.1 vom Empfänger zurückgezahlte Beträge, die aus Mitteln 

eines übertragbaren Ausgabetitels geleistet wurden, 
wenn hierfür zweckgebundene Einnahmen zur Verfü­
gung gestellt wurden und diese nicht zurückgeführt wer­
den müssen bzw. weiter verwendet werden können. Dies 
gilt auch für die dafür notwendigen Kofinanzierungs­
mittel des Landes sowie die Mittel des kommunalen Fi­
nanzausgleichs, 

3.2.2.2 vom 	Empfänger zurückgezahlte Personalausgaben 
(Hauptgruppe 4 des GPl.). 

3.3	 In den Fällen, in denen eine Absetzung nach den Nrn. 2 
und 3.2 nach Abschluss der Bücher nicht zulässig ist, ist 
wie folgt zu verfahren: 

3.3.1	 Zuviel erhobene und daher zurückzuzahlende Einnah­
men sind, falls nicht ausnahmsweise ein besonderer 
Ausgabetitel hierfür vorgesehen ist, bei einem Titel der 
Gruppe 546 des GPl. außerplanmäßig nachzuweisen. 
Die außerplanmäßige Ausgabe bedarf der Einwilligung 
des Ministeriums der Finanzen gemäß § 37 Abs. 1. 

3.3.2	 Zuviel geleistete und daher an das Land zurückgezahlte 
Ausgaben sind, falls nicht ausnahmsweise ein besonde­
rer Einnahmetitel hierfür vorgesehen ist, bei Titel 119 10 
(Vermischte Einnahmen) nachzuweisen. Fehlt dieser Ti­
tel, ist er außerplanmäßig einzurichten. 

4	 Titelverwechslungen 

4.1	 Ist eine Einnahme oder Ausgabe bei einer unrichtigen 
Haushaltsstelle (Titel oder Kapitel) gebucht worden, so 
liegt eine Titelverwechslung vor. 

4.2	 Titelverwechslungen sind, solange die Bücher für das 
Haushaltsjahr noch nicht abgeschlossen sind, durch 
Umbuchungen zu berichtigen. 

4.3	 Nach Abschluss der Bücher ist eine Berichtigung (ein 
Ausgleich) nur herbeizuführen, wenn die infolge der 
Verwechslung verursachte Begünstigung oder Benach­
teiligung bei wenigstens einem übertragbaren und im 
Zeitpunkt des Ausgleichs noch nicht abgeschlossenen 
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Titel eingetreten ist. Verwechslungen, an denen lediglich 
jährlich abzuschließende (nicht übertragbare) oder ab­
geschlossene (nicht mehr im Haushaltsplan enthaltene 
übertragbare und wegen nicht übertragener Haushaltsres­
te auch nicht mehr fortgeltende) Titel beteiligt sind, sind 
nicht auszugleichen. 

4.3.1	 Von einem Ausgleich soll abgesehen werden, wenn die 
Verwechslung im Einzelfall oder die Summe mehrerer 
gleichartiger Verwechslungen den Betrag von 1.000 DM 
(500 Euro) nicht übersteigt und nicht wichtige Gründe 
den Ausgleich erfordern. 

4.3.2	 Von einem Ausgleich von Titelverwechslungen zwi­
schen übertragbaren und untereinander gegenseitig 
deckungsfähigen Titeln kann abgesehen werden, wenn 
nicht wichtige Gründe den Ausgleich erfordern. 

4.4	 Die Verwechslungen sind wie folgt zu berichtigen: 

4.4.1	 Berührt eine Titelverwechslung nur noch nicht abge­
schlossene ausgleichsfähige Titel, so ist der auszuglei­
chende Betrag bei dem begünstigten Titel zu verausga­
ben und bei dem benachteiligten Titel zu vereinnahmen. 
Entsteht bei dem begünstigten Titel durch die Umbu­
chung eine Mehrausgabe (§ 37 Abs. 6), so bedarf sie 
nicht der Einwilligung des Ministeriums der Finanzen. 
Sie ist ihm jedoch unter Darlegung des Sachverhalts an­
zuzeigen. 

4.4.2	 Ist einer der beteiligten Titel nicht ausgleichsfähig (nicht 
übertragbar oder bereits abgeschlossen), so ist die Ge­
genbuchung zum ausgleichsfähigen Titel außerplan­
mäßig bei Titel 119 58 (Einnahmen aus Anlass von Ti­
telverwechslungen) oder Titel 546 58 (Ausgaben aus 
Anlass von Titelverwechslungen) vorzunehmen. Hierzu 
bedarf es weder der Einwilligung des Ministeriums der 
Finanzen gemäß § 37 Abs. 1 noch einer Anzeige. 

5	 Buchungen für denselben Zweck 

Aus verschiedenen Titeln dürfen Ausgaben für densel­
ben Zweck nur geleistet werden, wenn aus der Zweck­
bestimmung oder aus den Erläuterungen des Haushalts­
plans hervorgeht, dass die für denselben Zweck be­
stimmten Ausgaben bewusst bei mehreren Titeln veran­
schlagt worden sind. 

§ 36 
Aufhebung der Sperre 

Nur mit Einwilligung des Ministeriums1) der Finanzen dürfen 
Ausgaben, die durch Gesetz oder im Haushaltsplan als gesperrt 
bezeichnet sind, geleistet, Verpflichtungen zur Leistung solcher 
Ausgaben eingegangen sowie im Haushaltsgesetz oder im Haus­
haltsplan gesperrte Planstellen oder Stellen besetzt werden. In 
den Fällen des § 22 Satz 3 hat das Ministerium1) der Finanzen die 
Einwilligung des für den Haushalt zuständigen Ausschusses des 
Landtags einzuholen. 

Zu § 36 

Die Einwilligung des Ministeriums der Finanzen nach § 36 
Satz 1 gilt als allgemein erteilt, wenn die Aufhebung der Sperre 
an den Eintritt einer objektiven Bedingung geknüpft ist, diese 
eingetreten ist und das Ministerium der Finanzen vom Eintritt 
der Bedingung unterrichtet worden ist. 

§ 37 
Über- und außerplanmäßige Ausgaben 

(1) Überplanmäßige und außerplanmäßige Ausgaben bedürfen 
der Einwilligung des Ministeriums der Finanzen. Sie darf nur im 
Falle eines unvorhergesehenen und unabweisbaren Bedarfs er­
teilt werden. Als unabweisbar ist ein Bedarf insbesondere nicht 
anzusehen, wenn nach Lage des Einzelfalls ein Nachtragshaus­
haltsgesetz rechtzeitig herbeigeführt oder die Ausgabe bis zum 
nächsten Haushaltsgesetz zurückgestellt werden kann. Eines 
Nachtragshaushaltsgesetzes bedarf es nicht, wenn die Mehraus­
gabe im Einzelfall einen im Haushaltsgesetz festzulegenden Be­
trag nicht überschreitet oder wenn Rechtsverpflichtungen zu er­
füllen sind. Der Einwilligung des Ministeriums der Finanzen be­
darf es ausnahmsweise nicht, wenn sofortiges Handeln zur Ab­
wendung einer dem Land drohenden Gefahr erforderlich ist, das 
durch die Notlage gebotene Maß nicht überschritten wird und 
die Einwilligung nicht rechtzeitig eingeholt werden kann. Über 
die getroffenen Maßnahmen ist das Ministerium der Finanzen 
unverzüglich zu unterrichten. Mehrausgaben aus zweckgebun­
denen Mehreinnahmen sind keine überplanmäßigen oder außer­
planmäßigen Ausgaben.1) 

(2) Über- und außerplanmäßige Ausgaben sollen durch Ein­
sparungen bei anderen Ausgaben in demselben Einzelplan aus­
geglichen werden. 

(3) Absatz 1 gilt auch für Maßnahmen, durch die für das Land 
Verpflichtungen entstehen können, für die Ausgaben im Haus­
haltsplan nicht veranschlagt sind. 

(4) Über- und außerplanmäßige Ausgaben im Betrage von 
50.000 Deutsche Mark und darüber sind vom Ministerium1) der 
Finanzen halbjährlich, in Fällen von grundsätzlicher oder er­
heblicher finanzieller Bedeutung unverzüglich dem Landtag 
mitzuteilen. 

(5) Ausgaben, die ohne nähere Angabe des Verwendungszwecks 
veranschlagt sind, dürfen nicht überschritten werden. 

(6) Mehrausgaben bei übertragbaren Ausgaben (Vorgriffe) sind 
unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 und 2 auf die 
nächstjährige Bewilligung für den gleichen Zweck anzurechnen. 
Das Ministerium1) der Finanzen kann Ausnahmen zulassen. 

Zu § 37 

1	 Über- und außerplanmäßige Ausgaben 

1.1 Überplanmäßige Ausgaben sind Ausgaben, bei denen 
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der für die Zweckbestimmung im Haushaltsplan vorge­
sehene Ansatz unter Berücksichtigung der Ausgabe­
reste, der Vorgriffe und der zur Verstärkung verwendeten 
deckungsfähigen Ausgaben sowie der dem Ansatz zuge­
flossenen zweckgebundenen Mehreinnahmen über­
schritten werden muss. Als Ansatz gilt auch ein Leerti­
tel. 

1.2	 Außerplanmäßige Ausgaben sind Ausgaben, für die der 
Haushaltsplan keine Zweckbestimmung und keinen An­
satz enthält und für die auch keine Ausgabereste gebil­
det worden sind. 

1.3	 Zu § 37 Abs. 1 sind die Regelungen im Haushaltsgesetz 
zu beachten. 

1.4	 Zur Vorbereitung der Entscheidung nach § 37 Abs. 2 hat 
der Antrag auf Einwilligung in eine über- oder außer­
planmäßige Ausgabe grundsätzlich einen Vorschlag zur 
Einsparung bei verwandten Ausgaben desselben Einzel­
plans zu enthalten. Minderausgaben bei den Hauptgrup­
pen 4 (Personalausgaben) und 5 (Sächliche Verwal­
tungsausgaben) des GPl. scheiden zur Deckung bei den 
Hauptgruppen 6 bis 9 des GPl. aus. Das Ministerium der 
Finanzen kann hiervon in begründeten Fällen Ausnah­
men zulassen. Die Heranziehung von zusätzlichen Ein­
nahmen zur Deckung von über- oder außerplanmäßigen 
Ausgaben ist nur zulässig, wenn zwischen den Mehrein­
nahmen und den über- oder außerplanmäßigen Ausga­
ben ein ursächlicher Zusammenhang besteht. 

1.5	 Der Antrag auf Einwilligung in eine über- oder außer­
planmäßige Ausgabe hat die in dem beigefügten Muster 
aufgeführten Mindestangaben zu enthalten. 

1.6	 Die Entscheidung, ob einem Antrag auf über- oder 
außerplanmäßige Ausgaben zugestimmt oder der Ent­
wurf eines Nachtragshaushalts eingebracht wird, trifft 
das Ministerium der Finanzen. 

Die Einwilligung darf nur im Falle eines unvorhergese­
henen und unabweisbaren Bedürfnisses erteilt werden; 
ob die Voraussetzungen vorliegen, ist in sachlicher und 
zeitlicher Hinsicht zu prüfen und in dem Antrag an das 
Ministerium der Finanzen zu begründen. Da das Etatbe­
willigungsrecht des Parlaments Vorrang vor dem Notbe­
willigungsrecht des Ministeriums der Finanzen hat,  ist 
dabei ein strenger Maßstab anzulegen. 

Nach § 37 Abs. 1 Satz 3 liegt eine Unabweisbarkeit in 
zeitlicher Hinsicht vor allem dann nicht vor, wenn die 
Ausgaben bis zur Verabschiedung des nächsten Haus­
haltsplans oder des nächsten Nachtragshaushalts 
zurückgestellt werden können. 

1.7	 Unter Einwilligung des Ministeriums der Finanzen ist 
die vorherige Zustimmung zu verstehen (§ 183 BGB). 
Der Antrag ist daher zu stellen, bevor eine Maßnahme 
eingeleitet oder eine Zusage gemacht wird, die zu einer 
über- oder außerplanmäßigen Ausgabe führt. Eine 
nachträgliche Zustimmung durch das Ministerium der 
Finanzen ist nicht möglich. 

1.8	 Das Ministerium der Finanzen kann die Einwilligung in 
über- oder außerplanmäßige Ausgaben in begründeten 
Fällen allgemein erteilen. 

1.9	 Zu den Ausgaben im Sinne des § 37 Abs. 5, die nicht 
überschritten werden dürfen, gehören die Verfügungs­
mittel (Dispositionsfonds). 

1.10	 Die Nrn. 2 und 3 zu § 8 sind zu beachten. 

2	 Vorgriffe 

2.1	 Vorgriffe sind Mehrausgaben bei übertragbaren Ausga­
ben; sie sind auf die nächstjährige Bewilligung für den 
gleichen Zweck anzurechnen (§ 37 Abs. 6). Außerplan­
mäßige Ausgaben dürfen nicht als Vorgriffe behandelt 
werden. 

2.2	 Der Antrag auf Einwilligung in einen Vorgriff muss 
grundsätzlich einen Vorschlag über seine kassenmäßige 
Deckung enthalten. 

2.3	 Ein Vorgriff ist zulässig, soweit im Haushaltsplan des 
nächsten Haushaltsjahres eine Ausgabe mit gleicher 
Zweckbestimmung und im laufenden Haushaltsjahr ein 
kassenmäßiger Ausgleich vorgesehen wird. Wird eine 
Ausgabe mit gleicher Zweckbestimmung im Haushalts­
plan des nächsten Haushaltsjahres nicht oder nicht in der 
erforderlichen Höhe vorgesehen, so ist die Mehrausga­
be insoweit als überplanmäßige Ausgabe zu behandeln. 

3	 Endgültige Entscheidung 

Die Entscheidung über über- oder außerplanmäßige 
Ausgaben trifft das Ministerium der Finanzen endgültig 
(§ 116 Satz 1). 
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§ 38 
Verpflichtungsermächtigungen 

(1) Maßnahmen, die das Land zur Leistung von Ausgaben in 
künftigen Haushaltsjahren verpflichten können, sind nur zuläs­
sig, wenn das Haushaltsgesetz oder der Haushaltsplan dazu er­
mächtigen. Im Falle eines unvorhergesehenen und unabweisba­
ren Bedarfs kann das Ministerium der Finanzen Ausnahmen zu­
lassen; § 37 Abs. 1 Satz 3 ist entsprechend anzuwenden. Eines 
Nachtragshaushaltsgesetzes bedarf es nicht, wenn im Einzelfall 
der Gesamtbetrag der überplanmäßigen oder außerplanmäßigen 
Verpflichtungsermächtigungen einen im Haushaltsgesetz fest­
zulegenden Betrag nicht überschreitet oder wenn Rechtsver­
pflichtungen zu erfüllen sind oder soweit Ausgabemittel von an­
derer Seite zweckgebunden zur Verfügung gestellt werden. § 37 
Abs. 2 und 4 gilt entsprechend. Für die Mitteilung ist dabei der 
Jahresbetrag maßgebend.1) 

(2) Die Inanspruchnahme von Verpflichtungsermächtigungen 
bedarf der Einwilligung des Ministeriums der Finanzen, wenn 

1.	 von den in § 16 bezeichneten Angaben erheblich abgewi­
chen werden soll oder 

2.	 in den Fällen des § 16 Satz 2 Jahresbeträge nicht angegeben 
sind. 

Das Ministerium der Finanzen kann auf seine Befugnisse ver­
zichten.1) 

(3) Das Ministerium1) der Finanzen ist bei Maßnahmen nach Ab­
satz 1 von grundsätzlicher oder erheblicher finanzieller Bedeu­
tung über den Beginn und den Verlauf von Verhandlungen zu un­
terrichten. 

(4) Verpflichtungen für laufende Geschäfte dürfen eingegangen 
werden, ohne dass die Voraussetzungen der Absätze 1 und 2 
vorliegen. Einer Verpflichtungsermächtigung bedarf es auch 
dann nicht, wenn zu Lasten übertragbarer Ausgaben Verpflich­
tungen eingegangen werden, die im folgenden Haushaltsjahr zu 
Ausgaben führen.1) Das Nähere regelt das Ministerium1) der Fi­
nanzen. 

Zu § 38 

1	 Voraussetzungen 

Zu § 38 Abs. 1 Satz 1 sind die Regelungen zu § 16 zu be­
achten. 

2	 Über- und außerplanmäßige Verpflichtungsermäch­
tigungen 

2.1	 Der Antrag auf Einwilligung in eine über- oder außer­
planmäßige Verpflichtungsermächtigung ist rechtzeitig 
vor Übernahme der Verpflichtung einzureichen. 

2.2 In Höhe über- oder außerplanmäßiger Verpflichtungser­
mächtigungen sollen andere Verpflichtungsermächti­

gungen innerhalb desselben Einzelplans nicht in An­
spruch genommen werden. 

2.3	 Eine benötigte Verpflichtungsermächtigung ist über­
planmäßig, wenn eine im Haushaltsplan für den vorge­
sehenen Zweck erteilte Verpflichtungsermächtigung 
hinsichtlich ihres Gesamtbetrages überschritten wird 
(bei Überschreitung der Jahresbeträge, vgl. § 38 
Abs. 2). 

2.4	 Eine Verpflichtungsermächtigung ist außerplanmäßig, 
wenn im Haushaltsplan für den vorgesehenen Zweck 
keine Verpflichtungsermächtigung vorgesehen ist. 

2.5	 Sieht der Haushaltsplan Deckungsfähigkeiten von Ver­
pflichtungsermächtigungen vor (§ 20 Abs. 2), sind diese 
vorab zu berücksichtigen. 

3	 Einwilligung des Ministeriums der Finanzen (Ab­
satz 2) 

3.1	 Soweit das Ministerium der Finanzen die Zustimmung 
zu einer über- oder außerplanmäßigen Verpflichtungser­
mächtigung gemäß § 38 Abs. 1 erteilt hat, ist eine Ein­
willigung nach Absatz 2 nicht erforderlich. 

3.2	 Eine erhebliche Abweichung im Sinne des § 38 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 1 liegt vor, wenn ein Jahresbetrag einer Ver­
pflichtungsermächtigung um mehr als 5 v. H. über­
schritten wird. Eine Überschreitung im Sinne des Sat­
zes 1 liegt auch dann vor, wenn der Überschreitung in ei­
nem Jahr eine Unterschreitung in einem anderen Jahr 
gegenübersteht. Eine Überschreitung des Gesamtbe­
trags der Verpflichtungsermächtigung fällt nicht unter 
§ 38 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1, sondern unter § 38 Abs. 1 
Satz 2. 

3.3	 Bei der Überschreitung eines Jahresbetrages einer Ver­
pflichtungsermächtigung von mehr als 5 v. H. bis 10 v. H. 
ist dem Ministerium der Finanzen eine gleichwertige 
Einsparung für dasselbe Haushaltsjahr vorzuschlagen. 
Dem Ministerium der Finanzen steht nur die Entschei­
dung zu, ob der Einsparungsvorschlag zu einer gleich­
wertigen Einsparung führt. 

3.4	 Bei der Überschreitung eines Jahresbetrages einer Ver­
pflichtungsermächtigung um mehr als 10 v. H. ist dem 
Ministerium der Finanzen für die Entscheidung über sei­
ne Einwilligung zusätzlich zu einem gleichwertigen 
Einsparungsvorschlag für dasselbe Haushaltsjahr eine 
Begründung für die Notwendigkeit der Überschreitung 
zu übersenden. 

3.5	 In den Fällen des § 38 Abs. 2 ist dem Ministerium der 
Finanzen für die Entscheidung über seine Einwilligung 
eine Begründung für die für erforderlich gehaltenen Jah­
resbeträge zu übersenden. 
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4	 Maßnahmen von grundsätzlicher oder erheblicher 
finanzieller Bedeutung 

4.1	 Maßnahmen sind von grundsätzlicher Bedeutung, wenn 
sie eine über den Einzelfall hinausgehende Auswirkung 
auf die Haushaltswirtschaft oder die Haushaltsentwick­
lung haben können. 

4.2	 Maßnahmen sind von erheblicher finanzieller Bedeu­
tung, wenn sie innerhalb des Kapitels einen maßgebli­
chen Anteil an den veranschlagten Verpflichtungser­
mächtigungen oder an den Ausgaben für die Jahre ha­
ben, in denen die Verpflichtungen fällig werden sollen. 

4.3	 Zu den Verhandlungen nach § 38 Abs. 3 zählen auch 
Vorverhandlungen. Das Ministerium der Finanzen ist so 
umfassend zu unterrichten, dass es die finanziellen Aus­
wirkungen des Vorhabens beurteilen kann. 

5	 Verpflichtungen für laufende Geschäfte 

5.1	 Die Ausnahmeregelung des § 38 Abs. 4 Satz 1 ist eng 
auszulegen. Sie gilt lediglich für solche Geschäfte, die 
ihrer Natur nach regelmäßig wiederkehren und sich auf 
die Verwaltungsausgaben der folgenden Obergruppen 
und Gruppen des Gruppierungsplans beziehen: 

44 Beihilfen, Unterstützungen und dergleichen 
45 Personalbezogene Sachausgaben 
51 Sächliche Verwaltungsausgaben - jedoch nur bis 

zu den in den Zuordnungsrichtlinien zum Grup­
pierungsplan festgelegten Wertgrenzen oder unter 
den nachstehend bezeichneten Voraussetzungen 

518	 Mieten und Pachten, wenn 
1.	 der Miet- oder Pachtvertrag im Rahmen der 

üblichen Tätigkeit der Dienststelle abge­
schlossen wird 

2.	 die Jahresmiete oder -pacht im Einzelfall 
nicht mehr als 240.000 DM (120.000 Euro) 
beträgt und 

3.	 der Miet- oder Pachtvertrag nicht länger als 
fünf Jahre unkündbar ist 

519 Unterhaltung der Grundstücke und baulichen An­
lagen 

521	 Unterhaltung des sonstigen unbeweglichen Ver­
mögens - bis zu einem Betrag von 20.000 DM 
(10.000 Euro) im Einzelfall 

527	 Dienstreisen aufgrund rechtlicher Verpflichtun­
gen. 

In begründeten Fällen kann das Ministerium der Finan­
zen bei den Wertgrenzen der Gruppen 518 und 521 so­
wie hinsichtlich der Unkündbarkeitsklausel bei der 
Gruppe 518 weitere Ausnahmen zulassen. 

5.2	 Soweit bei einem institutionell geförderten Zuwendungs­
empfänger zur Begründung gegen ihn gerichteter Ver­
sorgungsansprüche oder vergleichbarer Ansprüche Zu-

VV-LHO §§ 38, 39 

sagen gegeben werden, sind diese ebenfalls Verpflich­
tungen für laufende Geschäfte im Sinne des § 38 Abs. 4. 

5.3	 Leasing-Verträge, die nach Art und Inhalt Investitions­
maßnahmen der Hauptgruppe 7 und 8 ersetzen oder aus­
lösen können, sind keine Geschäfte der laufenden Ver­
waltung und bedürfen daher der Einwilligung des 
Ministeriums der Finanzen, sofern der Vertragsumfang 
30.000 DM im Einzelfall übersteigt. Leasing-Verträge 
im Sinne dieser Vorschrift sind Verträge über entgeltli­
che Gebrauchsüberlassung einer Sache oder Sachge­
samtheit, wenn der Leasing-Nehmer die Gefahr des Un­
tergangs oder der Beschädigung der Sache trägt und der 
Leasing-Geber von der Haftung für die Instandhaltung 
freigestellt ist oder wenn dem Leasing-Nehmer eine 
Kaufoption eingeräumt ist. 

6	 Verpflichtungen zu Lasten übertragbarer Ausgaben 

6.1	 Einer Verpflichtungsermächtigung bedarf es nicht, 
wenn im laufenden Haushaltsjahr zu Lasten übertragba­
rer Ausgaben Verpflichtungen für das kommende Haus­
haltsjahr eingegangen werden (§ 38 Abs. 4 Satz 2). Der 
Mittelbewirtschafter wird dadurch in die Lage versetzt, 
Verpflichtungen zu Lasten des folgenden Haushaltsjah­
res einzugehen, ohne dass es dazu einer über- oder 
außerplanmäßigen Verpflichtungsermächtigung bedarf. 

6.2	 Die anfallende Minderausgabe darf nicht zur Ein­
sparung (z. B. für überplanmäßige/außerplanmäßige 
Bewilligungen) an anderer Stelle des Haushaltsplanes 
herangezogen werden. 

6.3	 Hinsichtlich der Ausgabereste, die zur Deckung von 
nach Nr. 5.1 eingegangenen Verpflichtungen benötigt 
werden, bleibt das Verfahren nach § 45 Abs. 2 bis 4 un­
berührt. Die Ausfinanzierung der Ausgabereste der Res­
sorts muss im Rahmen des § 45 sichergestellt sein. 

§ 39 
Gewährleistungen, Kreditzusagen 

(1) Die Übernahme von Bürgschaften, Garantien oder sonstigen 
Gewährleistungen, die zu Ausgaben in künftigen Haushaltsjah­
ren führen können, bedarf einer Ermächtigung durch Landesge­
setz, die der Höhe nach bestimmt ist. 

(2) Kreditzusagen sowie die Übernahme von Bürgschaften, Ga­
rantien oder sonstigen Gewährleistungen bedürfen der Einwilli­
gung des Ministeriums1) der Finanzen. Es1) ist an den Verhand­
lungen zu beteiligen. Es1) kann auf seine Befugnis verzichten. 

(3) Bei Maßnahmen nach Absatz 2 haben die zuständigen 
Dienststellen auszubedingen, dass sie oder ihre Beauftragten bei 
den Beteiligten jederzeit prüfen können, 

1.	 ob die Voraussetzungen für die Kreditzusage oder ihre Er­
füllung vorliegen oder vorgelegen haben, 
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2.	 ob im Falle der Übernahme einer Gewährleistung eine Inan­
spruchnahme des Landes in Betracht kommen kann oder die 
Voraussetzungen für eine solche vorliegen oder vorgelegen 
haben. 

Von der Ausbedingung eines Prüfungsrechts kann ausnahms­
weise mit Einwilligung des Ministeriums1) der Finanzen abgese­
hen werden. 

Zu § 39 

1	 Auf Bürgschaften sind die §§ 765 ff. BGB anzuwenden. 

2	 Garantien sind selbständige Verträge, mit denen das 
Land ein vermögenswertes Interesse des Garantieemp­
fängers dadurch sichert, dass es verspricht, für ein 
bestimmtes Ergebnis einzustehen, insbesondere die Ge­
fahr eines künftigen, noch ungewissen Schadens ganz 
oder teilweise zu übernehmen. 

3	 Sonstige Gewährleistungen sind Verträge, die ähnlichen 
wirtschaftlichen Zwecken wie Bürgschaften und Garan­
tien dienen. 

4	 In den Fällen der Nrn. 2 und 3 muss die Risikoübernah­
me die Hauptverpflichtung des Vertrages sein. 

5	 Bürgschaften, Garantien oder sonstige Gewährleistun­
gen sind Eventualverbindlichkeiten des Landes und 
können nur zur Absicherung ungewisser, in der Zukunft 
liegender Risiken übernommen werden. Bürgschaften, 
Garantien oder sonstige Gewährleistungen dürfen nicht 
übernommen werden, wenn mit hoher Wahrscheinlich­
keit mit der Inanspruchnahme des Landes gerechnet 
werden muss. In diesem Fall sind Ausgaben oder Ver­
pflichtungsermächtigungen auszubringen. 

6	 Die Übernahme von Bürgschaften, Garantien oder sons­
tigen Gewährleistungen ist  dem Ministerium der Finan­
zen vorbehalten. Die Übernahme kann auf andere 
Dienststellen übertragen werden. 

7	 Kreditzusagen im Sinne des § 39 Abs. 2 sind vertragli­
che oder sonstige Zusagen, in denen die Hingabe eines 
Darlehens zu einem späteren Zeitpunkt versprochen 
wird. Sie dürfen nur aufgrund einer entsprechenden Er­
mächtigung nach § 38 gegeben werden. Nicht zu den 
Kreditzusagen zählen die Fälle, in denen der Darlehens­
betrag schon bei Vertragsabschluss geleistet wird. 

8	 Verwaltungsvorschriften der obersten Landesbehörden, 
die Kreditzusagen sowie die Übernahme von Bürg­
schaften, Garantien oder sonstigen Gewährleistungen 
regeln, bedürfen der Einwilligung des Ministeriums der 
Finanzen. 

9	 Der Einwilligung des Ministeriums der Finanzen und 
seiner Beteiligung an den Verhandlungen bedarf es 
nicht, wenn die Kreditzusage 

9.1	 im laufenden Haushaltsjahr erfüllt werden soll, hierfür 
Ausgaben im Haushaltsplan veranschlagt sind und kein 
Ermessensspielraum der Verwaltung für die Ausgestal­
tung der Kreditbedingungen besteht oder 

9.2	 im Rahmen des § 44 Abs. 1 gegeben wird, im laufenden 
Haushaltsjahr erfüllt werden soll und hierfür Ausgaben 
im Haushaltsplan veranschlagt sind. 

10	 Die zuständigen Dienststellen haben neben einem Prü­
fungsrecht auszubedingen, dass die Beteiligten den zu­
ständigen Dienststellen oder ihren Beauftragten jeder­
zeit Auskunft über die mit der Kreditgewährung sowie 
der Übernahme von Bürgschaften, Garantien oder sons­
tigen Gewährleistungen zusammenhängenden Fragen 
zu erteilen hat (Auskunftsrecht). Im Falle des § 39 Abs. 3 
letzter Satz ist das Auskunftsrecht für sich allein auszu­
bedingen. Von der Ausbedingung eines Auskunftsrechts 
kann in begründeten Fällen mit Einwilligung des Minis­
teriums der Finanzen abgesehen werden. 

11	 Bei Kreditzusagen unterrichtet das zuständige Ministe­
rium den Landesrechnungshof. Dies gilt nicht in den 
Fällen der Nr. 9. Bei der Übernahme von Bürgschaften, 
Garantien oder sonstigen Gewährleistungen unterrichtet 
die für die Ausfertigung der Urkunde zuständige Stelle 
den Landesrechnungshof. Dieser kann auf die Unter­
richtung verzichten. 

12	 Die zuständigen Stellen für den Einzelplan, bei dem die 
Mittel für etwaige Schadenszahlungen aus übernomme­
nen Gewährleistungen veranschlagt sind, führen über 
die übernommenen Bürgschaften, Garantien und Ge­
währleistungen einen Nachweis. 

§ 40 
Andere Maßnahmen von finanzieller Bedeutung 

(1) Der Erlass von Rechtsverordnungen und4) Verwaltungsvor­
schriften, der Abschluss von Tarifverträgen und die Gewährung 
von über- oder außertariflichen Leistungen sowie die Festset­
zung oder Änderung von Entgelten für Verwaltungsleistungen 
bedürfen der Einwilligung des Ministeriums1) der Finanzen, 
wenn diese Regelungen zu Einnahmeminderungen oder zu zu­
sätzlichen Ausgaben im laufenden Haushaltsjahr oder in künfti­
gen Haushaltsjahren führen können. Satz 1 ist auf sonstige Maß­
nahmen von grundsätzlicher oder erheblicher finanzieller Be­
deutung entsprechend1) anzuwenden. 

(2) Auf die Mitwirkung des Landes an Maßnahmen des Bun­
des,1) überstaatlicher oder zwischenstaatlicher Einrichtungen ist 
Absatz 1 Satz 1 entsprechend anzuwenden. 

Zu § 40 

1	 § 40 Abs. 1 ist auf alle dort genannten Maßnahmen an­
zuwenden, soweit durch sie unmittelbar oder mittelbar fi­
nanzwirksame Tatbestände geschaffen werden können. 
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2	 Maßnahmen nach § 40 Abs. 1 bedürfen keiner Ermäch­
tigung nach § 38 Abs. 1 und keiner zusätzlichen Einwil­
ligung nach § 37 Abs. 3. Führen solche Maßnahmen zu 
über- oder außerplanmäßigen Ausgaben, so sind die 
Voraussetzungen des § 37 Abs. 1 zu berücksichtigen. 

3	 Bei über- oder außerplanmäßigen Leistungen sind zu­
sätzliche Ausgaben im Sinne dieser Vorschrift alle Aus­
gaben, die über die Ausgaben hinausgehen, die nach den 
jeweils geltenden Tarifvorschriften und den diese ergän­
zenden arbeitsrechtlichen Bestimmungen zu gewähren 
sind. Die Vergütungen von Angestellten in Höhe der Be­
soldung von Beamten der Besoldungsgruppen B und C 
sind keine zusätzlichen Ausgaben im Sinne dieser Vor­
schrift. 

Die Einwilligung des Ministeriums der Finanzen ist 
auch einzuholen, wenn über- oder außertarifliche Leis­
tungen gewährt werden sollen, die zu Mehrausgaben im 
laufenden oder in künftigen Haushaltsjahren führen 
können, weil arbeitsrechtliche Grundlagen verbessert 
werden (z. B. Anrechnung von Zeiten auf die Beschäfti­
gungs- oder Dienstzeit). 

4	 Zu den Verwaltungsleistungen im Sinne von § 40 Abs. 1 
Satz 1 zählen nicht Leistungen, die von Stellen außer­
halb der Landesverwaltung erbracht werden. 

§ 41 
Haushaltswirtschaftliche Sperre 

(1) Wenn die Entwicklung der Einnahmen, Ausgaben oder Ver­
pflichtungsermächtigungen es erfordert, kann das Ministerium1) 

der Finanzen es von seiner Einwilligung abhängig machen, ob 
Verpflichtungen eingegangen oder Ausgaben geleistet werden. 
Dies gilt nicht für die Einzelpläne des Landtags, des Verfas­
sungsgerichtes4) und des Landesrechnungshofes. 

(2) Absatz 1 ist auf einzelne Ausgaben oder Verpflichtungser­
mächtigungen anwendbar, wenn sich im Vollzug des Haus­
haltsplans herausstellt, dass die Ausgaben oder Verpflich­
tungsermächtigungen zur Erfüllung der Aufgaben des Landes 
im Bewilligungszeitraum nicht mehr notwendig (§ 2 Satz 1) 
sind. 

§ 42 
Konjunkturpolitisch bedingte Maßnahmen 

(1) Die Landesregierung beschließt die erforderlichen Maßnah­
men nach § 6 Abs. 1 und 2 und § 7 Abs. 2 in Verbindung mit § 14 
des Gesetzes zur Förderung der Stabilität und des Wachstums 
der Wirtschaft. 

(2) Das Ministerium1) der Finanzen ist ermächtigt, für Ausgaben 
nach Absatz 1 über die für Kreditaufnahmen im Haushaltsgesetz 
festgesetzten Höchstbeträge hinaus weitere Kreditmittel, ge­
gebenenfalls mit Hilfe von Geldmarktpapieren, aufzunehmen. 

VV-LHO §§ 40 - 43 

Der Höchstbetrag wird durch das Haushaltsgesetz bestimmt. 
§ 18 Abs. 3 ist entsprechend anzuwenden. 

(3) Die Ausgaben dürfen nur mit Zustimmung des Landtags ge­
leistet werden. Die Zustimmung des Landtags gilt als erteilt, 
wenn er sie nicht binnen vier Wochen nach Eingang der Vorlage 
der Landesregierung verweigert hat. Die Ausgaben sind wie 
über- und außerplanmäßige Ausgaben zu behandeln. 

§ 43 
Kassenmittel, Betriebsmittel 

(1) Das Ministerium1) der Finanzen ermächtigt im Rahmen der 
zur Verfügung stehenden Kassenmittel die zuständigen Behör­
den, in ihrem Geschäftsbereich innerhalb eines bestimmten 
Zeitraums die notwendigen Auszahlungen bis zur Höhe eines 
bestimmten Betrages leisten zu lassen (Betriebsmittel). 

(2) Das Ministerium1) der Finanzen soll nicht sofort benötigte 
Kassenmittel so anlegen, dass über sie bei Bedarf verfügt wer­
den kann. 

Zu § 43 

1	 Allgemeines 

1.1	 Betriebsmittel sind für alle Auszahlungen mit Ausnah­
me der Ablieferungen sowie der Umbuchungen, Ver­
rechnungen und Buchausgleiche erforderlich. 

1.2	 Betriebsmittel dürfen in dem tatsächlich erforderlichen 
Umfang angemeldet werden und müssen sich im Rah­
men der den Dienststellen zur Bewirtschaftung zuge­
teilten Haushaltsmittel halten (Nr. 1.2 zu § 34). 

1.3	 Die Aufgaben des Beauftragten für den Haushalt richten 
sich nach Nr. 3.3.3 zu § 9. 

1.4	 Für die Disposition des Kassenbestandes der Landes­
hauptkasse werden neben den angemeldeten Betriebs­
mitteln auch Informationen über die voraussichtliche 
Höhe der Einzahlungen benötigt. Aus diesem Grunde 
sind die anliegenden Muster 1 - 3 auf Einzahlungen und 
Auszahlungen bezogen. 

2	 Meldung des Betriebsmittelbedarfs und der voraus­
sichtlichen Einzahlungen 

2.1	 Die obersten Landesbehörden melden ihren Bedarf an 
Betriebsmitteln und den ihres nachgeordneten Berei­
ches sowie die voraussichtlich zu erwartenden Einzah­
lungen ihres Geschäftsbereichs unabhängig von der 
Kassenzuständigkeit in Gesamtbeträgen bis zum 15. des 
dem Zahlungsmonat vorausgehenden Monats nach bei­
gefügtem Muster 1 - Kassendisposition - beim Ministe­
rium der Finanzen an (Meldung der ermittelten Beträ­
ge). 
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2.2	 Das Ministerium der Finanzen kann verlangen, dass ihm 
neben den Meldungen der ermittelten Beträge nach 
Nr. 2.1 Meldungen für einen längeren Zeitraum über­
sandt werden. Mit der monatlichen Meldung für den 
letzten Monat im Quartal ist eine Schätzung des voraus­
sichtlichen Bedarfs an Betriebsmitteln sowie der zu er­
wartenden Einzahlungen für die folgenden drei Monate 
des nächsten Quartals nach Muster 2 zu verbinden. 

2.3	 Die obersten Landesbehörden bestimmen für ihren 
nachgeordneten Bereich die Form der Meldungen nach 
Nr. 2.1 und Nr. 2.2. Sie prüfen die Meldungen, ergänzen 
oder ändern sie, soweit sie es für erforderlich halten, und 
fassen sie mit den entsprechenden Ergebnissen für ihren 
Zuständigkeitsbereich zu den Meldungen an das Minis­
terium der Finanzen zusammen. 

2.4	 Weicht der nach Nr. 2.1 angeforderte Betrag von dem in 
einer nach Nr. 2.3 übersandten Übersicht angegebenen 
entsprechenden Gesamtbetrag um mehr als 10 v. H. und 
um mehr als 5 Mio. DM (2,5 Mio. Euro) ab, so ist die 
Abweichung nach Art, Höhe und Termin der Auszah­
lung von der obersten Landesbehörde zu begründen; all­
gemeine Hinweise auf  höhere Ausgaben in ihren nach­
geordneten Dienststellen genügen nicht. 

2.5	 Mit der Meldung der ermittelten Beträge nach Nr. 2.1 
sind Einzahlungen und Auszahlungen, die den Betrag 
von 20 Mio. DM (10 Mio. Euro) überschreiten, unter 
Angabe der Fälligkeit, der Zweckbestimmung und des 
Betrages in Mio. DM nach beiliegendem Muster 3 zu 
melden. Bei regelmäßig wiederkehrenden Zahlungen 
genügt eine einmalige Meldung mit zusätzlicher An­
gabe der Zahlungstermine. Nach der Meldung gemäß 
Nr. 2.1 bekannt werdende Zahlungen dieser Art sowie 
Veränderungen des Betrages um mehr als 5 Mio. DM 
(2,5 Mio. Euro) oder Änderungen der Fälligkeiten sind 
dem Ministerium der Finanzen rechtzeitig mitzuteilen. 

3	 Betriebsmittelbereitstellung 

Aufgrund der Bedarfsanmeldungen für Betriebsmittel 
gelten die obersten Landesbehörden vom Ministerium 
der Finanzen als ermächtigt, die angeforderten Be­
triebsmittel zur Leistung von Auszahlungen in Anspruch 
zu nehmen, soweit das Ministerium der Finanzen die Er­
mächtigung nicht vor Beginn des Monats widerruft. 

4	 Betriebsmittelnachforderung 

Reichen der obersten Landesbehörde die zur Verfügung 
gestellten Betriebsmittel nicht aus, um die notwendigen 
Ausgaben zu leisten, so beantragt sie beim Ministerium 

der Finanzen, dass ihr weitere Betriebsmittel bereitge­
stellt werden. Der Antrag ist zu begründen. 

5	 Betriebsmittelüberwachung 

5.1	 Das Ministerium der Finanzen übergibt der Landes­
hauptkasse vor Beginn eines Monats eine Übersicht 
über die bestätigten Betriebsmittel. Die Landeshaupt­
kasse hat über die zur Verfügung gestellten Betriebsmit­
tel eine Überwachungsliste nach beigefügtem Muster 4 
zu führen. In der Liste ist sichtbar zu machen, wenn den 
bereits zur Verfügung gestellten weitere Betriebsmittel 
zugeschrieben werden. Die täglich ermittelte Summe 
der geleisteten Auszahlungen mit Ausnahme der Ablie­
ferungen, Umbuchungen, Verrechnungen und Buchaus­
gleiche schmälert den noch verfügbaren Betrag. Bis zur 
Höhe des jeweils verbleibenden Betrags darf die Kasse 
weitere Auszahlungen leisten. 

5.2	 Wenn zu erwarten ist, dass die der obersten Landes­
behörde zur Verfügung gestellten Betriebsmittel für den 
laufenden Monat nicht ausreichen, hat die Landeshaupt­
kasse der obersten Landesbehörde rechtzeitig mitzutei­
len, wann die ihr zur Verfügung stehenden Betriebsmit­
tel voraussichtlich verbraucht sein werden. 

6	 Verfall und Rückgabe von Betriebsmitteln 

6.1	 Betriebsmittel, die während des Bereitstellungszeit­
raums nicht verbraucht werden, verfallen und können 
nicht auf den folgenden Zeitraum übertragen werden. 
Dabei ist ausschlaggebend, in welchem Bereitstellungs­
zeitraum die Zahlung geleistet wird und nicht der Zeit­
punkt ihrer Anordnung. 

6.2	 Im Laufe des Bereitstellungszeitraums nicht benötigte 
Betriebsmittel sind von der obersten Landesbehörde un­
verzüglich dem Ministerium der Finanzen zurückzu­
melden, sofern der Betrag von 20 Mio. DM (10 Mio. Eu­
ro) überschritten wird. 

7	 Bundesbetriebsmittel 

Dienststellen, die Teile des Bundeshaushalts ausführen, 
haben die entsprechenden Vorschriften für die Betriebs­
mittelbewirtschaftung des Bundes (Vorl. VV zu § 43 
BHO) zu beachten. 

8	 Abweichungen 

Das Ministerium der Finanzen kann Abweichungen von 
den Bestimmungen der Nr. 1 bis 6 zulassen. 
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Muster 2 zu Nr. 2.2 zu § 43
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Muster 3 zu Nr. 2.5 zu § 43
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§ 45 
Sachliche und zeitliche Bindung 

(1) Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen dürfen nur zu 
dem im Haushaltsplan bezeichneten Zweck, soweit und solange 
er fortdauert, und nur bis zum Ende des Haushaltsjahres geleis­
tet oder in Anspruch genommen werden. Nicht in Anspruch ge­
nommene Verpflichtungsermächtigungen gelten, wenn das 
Haushaltsgesetz für das nächste Haushaltsjahr nicht rechtzeitig 
verkündet wird, bis zur Verkündung dieses Haushaltsgesetzes. 

(2) Bei übertragbaren Ausgaben können Ausgabereste gebildet 
werden, die für die jeweilige Zweckbestimmung über das Haus­
haltsjahr hinaus bis zum Ende des auf die Bewilligung folgenden 
zweitnächsten Haushaltsjahres verfügbar bleiben. Bei Bauten 
tritt an die Stelle des Haushaltsjahres der Bewilligung das Haus­
haltsjahr, in dem der Bau in seinen wesentlichen Teilen in Ge­
brauch genommen ist. Das Ministerium1) der Finanzen kann im 
Einzelfall Ausnahmen zulassen. 

(3) Die Bildung und die Inanspruchnahme von Ausgaberesten 
sowie die Inanspruchnahme nicht ausgeschöpfter Verpflich­
tungsermächtigungen nach Absatz 1 Satz 2 bedürfen der Ein­
willigung des Ministeriums1) der Finanzen. Das Ministerium1) 

der Finanzen darf seine Einwilligung in die Inanspruchnahme 
von Ausgaberesten nur erteilen, wenn veranschlagte Ausgaben 
in gleicher Höhe bis zum Ende des Haushaltsjahres nicht geleis­
tet werden oder wenn Ausgabemittel zur Deckung der Ausgabe­
reste veranschlagt worden sind (§ 19 Abs. 2). Hiervon ausge­
nommen sind 

1.	 Ausgabereste aus den Zuweisungen des allgemeinen Steu­
erverbundes und des Kraftfahrzeugsteuerverbundes, die den 
Gemeinden und Gemeindeverbänden durch das Land zur 
Verfügung gestellt worden sind, und 

2.	 Ausgabereste, denen zweckgebundene Einnahmen gegen­
überstehen. 

(4) Das Ministerium1) der Finanzen kann in besonders begrün­
deten Einzelfällen die Übertragbarkeit von Ausgaben zulassen, 
soweit Ausgaben für bereits bewilligte Maßnahmen noch im 
nächsten Haushaltsjahr zu leisten sind. 

Zu § 45 

1	 Wegen des Begriffs „Zweck“ vgl. Nr. 1.2 zu § 17. 

2	 Wegen des Begriffs „übertragbare Ausgaben“ vgl. § 19. 

3	 Ausgabereste 

3.1	 Die Bildung von Ausgaberesten ist zulässig, soweit der 
Zweck der Ausgaben fortdauert, ein sachliches oder 
wirtschaftliches Bedürfnis besteht und bei Ausgaben 
aus zweckgebundenen Einnahmen entsprechende Ein­
nahmen eingegangen sind. Ist eine erneute Veranschla­
gung der übertragbaren Ausgaben in einem späteren 

Haushaltsjahr zweckmäßig oder werden übertragbare 
Ausgaben im neuen Haushaltsjahr nicht mehr benötigt, 
so ist von der Bildung von Ausgaberesten abzusehen. 

3.2	 Die Ausgabereste können bis zur Höhe der bei den über­
tragbaren Ausgaben am Ende des abgelaufenen Haus­
haltsjahres nicht ausgegebenen Beträge gebildet wer­
den. Abgesehen von den Ausgaberesten, die auf Grund 
von zweckgebundenen Einnahmen gebildet werden, 
sind sie auf volle 100 DM (50 Euro) nach unten zu run­
den. 

3.3	 Die Ausgabereste werden von der obersten Landes­
behörde mit Einwilligung des Ministeriums der Finan­
zen (§ 45 Abs. 3) gebildet. Die Einwilligung des Minis­
teriums der Finanzen zur Inanspruchnahme der Ausga­
bereste (§ 45 Abs. 3) bleibt unberührt. 

4	 Mehrausgaben bei übertragbaren Ausgaben (Vorgriffe) 
sind auf die nächstjährige Bewilligung für den gleichen 
Zweck anzurechnen. Sie sind als negative Ausgabereste 
(Minusreste) nachzuweisen. In begründeten Fällen kann 
das Ministerium der Finanzen die Übernahme von Vor­
griffen auf die Rechnung des abgelaufenen Haushalts­
jahres zulassen. Die Vorgriffe sind auf volle 100 DM 
(50 Euro) nach unten zu runden. 

5	 Unbeschadet weiter gehender Regelungen in Rechtsvor­
schriften ist die Bildung von Einnahmeresten zulässig, 
soweit die tatsächlichen Einnahmen hinter den nach dem 
Haushaltsplan zu erwartenden Einnahmen zurückge­
blieben sind und mit ihrem späteren Eingang bestimmt 
gerechnet werden kann. Soweit das Ministerium der Fi­
nanzen die Einnahmereste nicht selbst bildet, bedarf die 
Bildung der Einnahmereste der Einwilligung des Minis­
teriums der Finanzen. 

6	 Das Ministerium der Finanzen stellt die von ihm oder 
mit seiner Einwilligung gebildeten Einnahmereste und 
Ausgabereste sowie die nicht auf die Rechnung des ab­
gelaufenen Haushaltsjahres übernommenen Vorgriffe 
einzelplanweise in Resteverzeichnissen zusammen und 
überträgt sie in das laufende Haushaltsjahr. Die Reste­
verzeichnisse übersendet es der obersten Landesbehör­
de und leitet Abdrucke der Resteverzeichnisse dem Lan­
desrechnungshof zu. Die Einnahmereste, Ausgabereste 
und Vorgriffe werden nach § 81 Abs. 2 in der Haushalts­
rechnung nachgewiesen. 

§ 46 
Deckungsfähigkeit 

Deckungsfähige Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen 
dürfen, solange sie verfügbar sind, nach Maßgabe des § 20 
Abs. 1 und 2 oder des Deckungsvermerks zugunsten eines an­
deren Titels verwendet werden. 
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Zu § 46 

1	 Ein deckungsberechtigter Ansatz darf aus einem 
deckungspflichtigen Ansatz nur verstärkt werden, so­
weit bei dem deckungsberechtigten Ansatz keine 
Verfügungsbeschränkungen bestehen, über die Mittel 
verfügt ist und soweit die bei dem deckungspflichtigen 
Ansatz verbleibenden Ausgabemittel voraussichtlich 
ausreichen, um alle nach der Zweckbestimmung zu leis­
tenden Ausgaben zu bestreiten. 

2	 Werden bei einem deckungsberechtigten Ansatz in Zu­
gang gestellte Ausgabemittel später unvorhergesehen 
noch bei dem deckungspflichtigen Ansatz benötigt, so 
ist der Zugang bis zur Höhe der bei dem deckungs­
pflichtigen Ansatz benötigten Ausgabemittel rückgän­
gig zu machen, und zwar auch dann, wenn über die in 
Zugang gestellten Ausgabemittel bei dem deckungsbe­
rechtigten Ansatz bereits verfügt worden ist. Im Falle der 
Rückführung der Ausgabemittel zum deckungspflichti­
gen Titel müssen für die bei diesem Titel noch zu leis­
tenden Ausgaben die Voraussetzungen nach § 37 Abs. 1 
vorliegen; davon kann abgesehen werden, wenn schon 
beim deckungsberechtigten Ansatz, für den die Mittel 
des deckungspflichtigen Ansatzes in Anspruch ge­
nommen worden sind, die Voraussetzungen nach § 37 
Abs. 1 erfüllt waren. 

3	 Die Inanspruchnahme der Deckungsfähigkeit von Ver­
pflichtungsermächtigungen (§ 20 Abs. 2) ist nach Maß­
gabe der Deckungsvermerke zulässig. Die Nr. 1 gilt ent­
sprechend. 

§ 47 
Wegfall- und Umwandlungsvermerke 

(1) Über Ausgaben, die der Haushaltsplan als künftig wegfallend 
bezeichnet, darf von dem Zeitpunkt an, mit dem die im Haus­
haltsplan bezeichnete Voraussetzung für den Wegfall erfüllt ist, 
nicht mehr verfügt werden. Entsprechendes gilt für Planstellen. 

(2) Ist eine Planstelle ohne nähere Angabe als künftig wegfal­
lend bezeichnet, darf die nächste freiwerdende Planstelle dersel­
ben Besoldungsgruppe für Beamte derselben Fachrichtung nicht 
wieder besetzt werden. 

(3) Ist eine Planstelle ohne nähere Angabe als künftig umzu­
wandeln bezeichnet, gilt die nächste freiwerdende Planstelle 
derselben Besoldungsgruppe für Beamte derselben Fachrich­
tung im Zeitpunkt ihres Freiwerdens als in die Stelle umgewan­
delt, die in dem Umwandlungsvermerk angegeben ist. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten für andere Stellen als Planstellen 
entsprechend. 

Zu § 47 

1	 § 47 Abs. 2 und 3 gilt nur für Planstellen desselben Ka-

VV-LHO §§ 46 - 48 

pitels; bei Kapiteln, die mehrere Dienststellen umfassen, 
nur für die jeweilige Dienststelle. 

2	 Eine Planstelle/Leerstelle, die nach § 47 Abs. 2 nicht 
wieder besetzt werden darf, ist im Haushaltsplan des 
nächsten, spätestens des übernächsten Jahres in Abgang 
zu stellen. 

3	 Der Beauftragte für den Haushalt hat durch geeignete 
Bewirtschaftungsmaßnahmen sicherzustellen, dass die 
Planstellen mit der Erfüllung der im Haushaltsplan vor­
gesehenen Voraussetzungen wegfallen. 

4	 Eine Planstelle/Leerstelle mit kw-Vermerk, der keine 
bestimmte oder bestimmbare Frist für den Wegfall ent­
hält, gilt als Planstelle/Leerstelle, die ohne nähere An­
gaben als künftig wegfallend (§ 47 Abs. 2) bezeichnet 
ist. Eine Planstelle mit ku-Vermerk, der keine bestimm­
ten oder bestimmbaren Voraussetzungen für die Um­
wandlung enthält, gilt als Planstelle, die ohne Bestim­
mung der Voraussetzungen als künftig umzuwandeln 
(§ 47 Abs. 3) bezeichnet ist. 

5	 Eine Planstelle mit kw- oder ku-Vermerk fällt weg bzw. 
gilt als in die nächstniedrigere Besoldungsgruppe um­
gewandelt, wenn das Beamtenverhältnis des auf ihr ge­
führten Beamten endet, er in eine andere Planstelle über­
nommen oder zu einem anderen Dienstherrn versetzt 
wird. 

6	 Die Nrn. 1 bis 5 gelten für Stellen für Angestellte und 
Arbeiter entsprechend. 

§ 48 
Einstellung und Versetzung von Beamten 

(1) Einstellung und Versetzung von Beamten in den Landes­
dienst bedürfen der Einwilligung des Ministeriums1) der Finan­
zen, wenn der Bewerber ein von der Landesregierung allgemein 
festzusetzendes Lebensalter überschritten hat. 

(2) Die in den Erläuterungen zum Haushaltsplan vorgesehenen 
Zahlen für die Einstellung von Beamten im Vorbereitungsdienst 
dürfen nur mit Einwilligung des Ministeriums1) der Finanzen 
überschritten werden. Das Ministerium1) der Finanzen kann auf 
seine Mitwirkung verzichten. 

Zu § 48 

1	 Zweck des § 48 Abs. 1 ist es, das Land vor unbilligen 
Versorgungslasten zu schützen. Grundsätzlich ist daher 
die Einwilligung des Ministeriums der Finanzen im Ein­
zelfall erforderlich. Sie kann regelmäßig nur dann erteilt 
werden, wenn ein außerordentlicher Mangel an geeigne­
ten jüngeren Bewerbern besteht und die Übernahme un­
ter Berücksichtigung aller Umstände, insbesondere 
auch der entstehenden Versorgungslasten, offensichtlich 
einen erheblichen Vorteil für das Land bedeutet oder die 
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Ablehnung der Übernahme zu einer erheblichen Schädi­
gung der Landesinteressen führen könnte. 

2	 Das Ministerium der Finanzen kann für bestimmte Be­
reiche seine Einwilligung allgemein erteilen. 

3 	 Die vorstehenden Regelungen finden nach § 115 und 
VV hierzu auf die Übernahme von Personen als Richter 
in den Staatsdienst entsprechende Anwendung. 

§ 49 
Einweisung in eine Planstelle 

Ein Amt darf nur zusammen mit der Einweisung in eine besetz­
bare Planstelle verliehen werden. 

Zu § 49 

1	 Einweisung in eine Planstelle 

Die Anstellung eines Beamten ist nur zulässig, wenn der 
Beamte in eine besetzbare Planstelle eingewiesen wor­
den ist oder mit der Ernennung eingewiesen wird. Spe­
zielles Beamtenrecht (etwa durch Regelung im Landes­
beamtengesetz) bleibt unberührt. 

2	 Bewirtschaftung der Planstellen 

2.1	 Alle Beamten sind nach ihrer Anstellung auf einer Plan­
stelle zu führen. Die Planstelle muss hinsichtlich der Be­
soldungsgruppe und der Amtsbezeichnung dem ver­
liehenen Amt entsprechen, soweit nicht etwas anderes 
zugelassen ist. 

2.2	 Eine Planstelle darf nur mit einem Beamten besetzt wer­
den, soweit sich nicht aus den Nrn. 4 und 7 etwas ande­
res ergibt. 

2.3	 Soweit im Haushaltsplan nicht etwas anderes bestimmt 
ist und ein zwingendes dienstliches Bedürfnis vorliegt, 
kann 

2.3.1	 ein Beamter auch auf einer Planstelle einer höheren Be­
soldungsgruppe seiner Laufbahn geführt werden, 

2.3.2	 ein Beamter, der - soweit laufbahnrechtlich vorgeschrie­
ben - die Aufstiegsprüfung bestanden und sich in Dienst­
geschäften der Laufbahn, in die er aufsteigen soll, zu be­
währen hat, in einer Planstelle der Laufbahn, in die er 
aufsteigen soll, geführt werden, 

2.3.3	 ein Beamter mit Einwilligung des zuständigen Ministe­
riums oder der von ihm ermächtigten Stelle auch auf ei­
ner Planstelle der gleichen oder einer höheren Besol­
dungsgruppe einer nach der Laufbahnverordnung 
gleichwertigen Laufbahn geführt werden, 

2.3.4	 ein Beamter mit Einwilligung des zuständigen Ministe­
riums und des Ministeriums der Finanzen auf einer Plan­
stelle 

2.3.4.1 der gleichen oder einer höheren Besoldungsgruppe ei­
ner nach der Laufbahnverordnung nicht gleichwertigen 
Laufbahn oder 

2.3.4.2 der nächsthöheren Laufbahngruppe geführt werden, ins­
besondere, wenn beabsichtigt ist, ihm ein dieser Plan­
stelle entsprechendes Amt zu übertragen. 

2.4	 Beamtete Hilfskräfte sollen auf den dafür vorgesehenen 
„anderen Stellen als Planstellen“ geführt werden (Nr. 7 
zu § 17). Ausnahmsweise können sie auf Planstellen ge­
führt werden, wenn dafür ein Bedürfnis besteht. In die­
sem Fall gilt die Nr. 2.3 entsprechend. 

2.5	 Bei der Anwendung der Nrn. 2.3 und 2.4 gelten inner­
halb einer Einheitslaufbahn der mittlere, der gehobene 
und der höhere Dienst jeweils als eine Laufbahn. 

2.6	 Eine Planstelle darf mit Ausnahme der in § 17 Abs. 5 
Satz 3 getroffenen Regelung nicht mit mehreren Beam­
ten besetzt werden. Beamte können auf Stellenresten 
mehrerer Planstellen geführt werden. 

2.7	 Planstellen für Beamte dürfen nicht mit Dienstkräften 
besetzt werden, die in einem anderen öffentlich-rechtli­
chen Dienst- oder Amtsverhältnis stehen (§ 115), soweit 
im Haushaltsplan nichts Abweichendes bestimmt oder 
zugelassen ist. § 20 bleibt unberührt. 

2.8	 Eine Planstelle ist auch dann nicht besetzbar, wenn der 
eingewiesene Beamte ohne Dienstbezüge beurlaubt ist, 
wenn seine Dienstbezüge im Falle der Abordnung aus 
Mitteln der übernehmenden Dienststelle gezahlt werden 
oder wenn er aus anderen Gründen keine Dienstbezüge 
aus der Planstelle erhält. Sie ist ferner nicht besetzbar, 
solange die Mittel der Planstelle für beamtete Hilfskräf­
te oder nichtbeamtete Kräfte in Anspruch genommen 
werden. 

2.9	 Ist ein Beamter nach Landesbeamtenrecht in ein Amt ei­
ner niedrigeren Besoldungsgruppe versetzt worden, darf 
die nächste innerhalb desselben Kapitels besetzbar wer­
dende Planstelle einer höheren Besoldungsgruppe der­
selben Fachrichtung nur mit diesem Beamten besetzt 
werden; Ausnahmen sind nur mit Einwilligung des Mi­
nisteriums der Finanzen zulässig. Satz 1 gilt nicht, wenn 
die besetzbar werdende Planstelle zu einer höheren Be­
soldungsgruppe gehört als die Besoldungsgruppe, die 
den Bezügen des Beamten gemäß Landesbeamtenrecht 
zugrunde liegt. 

2.10	 Besetzbare Planstellen einschließlich der neu geschaffe­
nen sind in erster Linie mit Beamten zu besetzen, die 
durch Wegfall oder Einschränkung von Aufgaben 
entbehrlich geworden sind. Soweit die durch Wegfall 
oder Einschränkung von Aufgaben entbehrlich gewor­
denen Beamten nicht durch Übertragung von anderen 
Aufgaben innerhalb ihres Ressorts, in dessen Einzelplan 
ihre bisherige Planstelle bzw. Stelle ausgewiesen war, 



731 Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 39 vom 4. Oktober 2000 

untergebracht werden können, ist ein Ausgleich mit an­
deren Geschäftsbereichen anzustreben. 

2.11	 § 49 ist entsprechend anzuwenden, wenn dem Beamten 
ein Amt mit höherem Endgrundgehalt verliehen wird, 
ohne dass sich die Amtsbezeichnung ändert; dies gilt 
nicht bei besoldungsrechtlichen Überleitungen. 

3 	 Rückwirkende Einweisung in eine Planstelle 

Für die rückwirkende Einweisung eines Beamten in ei­
ne Planstelle gilt das Besoldungsgesetz für das Land 
Brandenburg (BbgBesG). 

4	 Inanspruchnahme von Planstellen für Angestellte 

4.1	 Eine Planstelle darf für einen Angestellten der ver­
gleichbaren (Nr. 6 der Vorbemerkungen zu allen Vergü­
tungsgruppen in der Anlage 1 a zum BAT) oder einer 
niedrigeren Vergütungsgruppe in Anspruch genommen 
werden, solange aus ihr keine Dienstbezüge gezahlt wer­
den. Die Besetzung einer Planstelle mit mehreren teil­
zeitbeschäftigten Angestellten ist zulässig; die arbeits­
vertragliche Gesamtarbeitszeit dieser Angestellten darf 
die regelmäßige Arbeitszeit eines vollbeschäftigten Be­
amten nicht übersteigen. Angestellte können auf Stel­
lenresten mehrerer Planstellen geführt werden. 

4.2	 Eine Planstelle, die mit einem teilzeitbeschäftigten Be­
amten (§ 48 Abs. 1 Nr. 1 LBG) besetzt ist, darf gleich­
zeitig für teilzeitbeschäftigte Angestellte der vergleich­
baren oder einer niedrigeren Vergütungsgruppe in An­
spruch genommen werden; die regelmäßige Gesamtar­
beitszeit des Beamten und der Angestellten darf die re­
gelmäßige Arbeitszeit eines vollbeschäftigten Beamten 
nicht übersteigen. 

4.3	 Die Nrn. 4.1 und 4.2 Satz 1 gelten nicht für Planstellen 
mit Sperrvermerk sowie für Leerstellen. 

5	 Leerstellen 

5.1	 Hat das Ministerium der Finanzen aufgrund haushalts­
gesetzlicher Ermächtigung eine Leerstelle ausgebracht, 
so ist über ihren weiteren Verbleib im nächsten Haus­
haltsplan zu bestimmen. 

5.2	 Steht bei Beendigung der Beurlaubung oder Abordnung 
eines auf einer Leerstelle geführten Beamten (Richter) 
(Nr. 6 zu § 17) eine besetzbare Planstelle der entspre­
chenden Besoldungsgruppe derselben Fachrichtung in­
nerhalb desselben Kapitels zur Verfügung, ist der Beam­
te (Richter) in diese Planstelle zu übernehmen; mit der 
Übernahme fällt die Leerstelle weg, soweit sie im Haus­
haltsjahr für einen Nachfolger nicht mehr benötigt wird. 
Steht zu dem in Satz 1 genannten Zeitpunkt keine be­
setzbare Planstelle der genannten Art zur Verfügung, ist 

VV-LHO § 49 

der Beamte auf der Leerstelle weiterzuführen. Er ist in 
die nächste innerhalb desselben Kapitels besetzbar wer­
dende Planstelle derselben Besoldungsgruppe für Be­
amte derselben Fachrichtung zu übernehmen; mit der 
Übernahme fällt die Leerstelle weg, wenn sie im Haus­
haltsjahr für einen Nachfolger nicht mehr benötigt wird. 
Soweit durch die Zahlung der Dienstbezüge aus der 
Leerstelle die Ansätze der entsprechenden Titel über­
schritten werden, gilt die nach § 37 Abs. 1 erforderliche 
Einwilligung des Ministeriums der Finanzen als erteilt. 

5.3	 Endet das Beamtenverhältnis des auf der Leerstelle ge­
führten Beamten (Richters) (z. B. durch Entlassung, 
Eintritt in den Ruhestand, Verlust der Beamtenrechte) 
oder wird er zu einem anderen Dienstherrn versetzt, fällt 
die Leerstelle weg, soweit sie im Haushaltsjahr für einen 
Nachfolger nicht mehr benötigt wird. 

5.4	 Bei Leerstellen für Angestellte und Arbeiter gelten die 
Nrn. 5.2 und 5.3 entsprechend. 

6	 Überwachung der Planstellen 

6.1	 Nachweisungen zur Planstellenüberwachung 

6.1.1	 Die Ministerien und die nachgeordneten Dienststellen, 
denen Planstellen zur Bewirtschaftung zugewiesen sind, 
führen Nachweisungen zur Stellenüberwachung, und 
zwar getrennt nach einzelnen Dienststellen. Die Nach­
weisungen können für mehrere Haushaltsjahre geführt 
werden. 

6.1.2	 In die Nachweisungen sind einzutragen 
6.1.2.1 zu Beginn eines jeden Haushaltsjahres die der Dienst­

stelle zur Bewirtschaftung zugewiesenen Planstellen ge­
trennt nach den einzelnen Besoldungsgruppen; Planstel­
len mit Amtszulage gelten hierbei als besondere Besol­
dungsgruppe, 

6.1.2.2 während des Haushaltsjahres laufend sämtliche Ände­
rungen (z. B. Zuweisungen, Einsparungen und Umset­
zungen) der Zeitfolge nach. 

6.1.3	 Die Nachweisungen sind am Schluss eines Kalender­
vierteljahres und am Schluss des Haushaltsjahres abzu­
schließen. 

6.2	 Aufzeichnungen über die Besetzung der Planstellen 

6.2.1	 Die obersten Landesbehörden und die nachgeordneten 
Dienststellen, denen Planstellen zur Bewirtschaftung 
zugewiesen sind, führen Aufzeichnungen über die Be­
setzung der von ihnen selbst bewirtschafteten Planstel­
len. In die Aufzeichnungen sind sämtliche Änderungen 
laufend aufzunehmen, so dass jederzeit die Zahl der be­
setzten oder in Anspruch genommenen Planstellen fest­
gestellt werden kann. 

6.2.2	 Für die einzelnen Geschäftszweige einer Dienststelle 
oder für die einzelnen Besoldungsgruppen können ge­
trennte Aufzeichnungen geführt werden. 
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7	 Besetzung einer Planstelle mit mehreren teilzeitbe­
schäftigten Beamten 

7.1	 Die Besetzung einer Planstelle mit teilzeitbeschäftigten 
Beamten ist möglich (§ 17 Abs. 5). Die Gesamtarbeits­
zeit der teilzeitbeschäftigten Beamten darf die regel­
mäßige Gesamtarbeitszeit der entsprechenden vollbe­
schäftigten Beamten nicht übersteigen. Die Nrn. 1 bis 3 
gelten entsprechend; Nr. 2.2 ist nur mit der sich aus Nr. 4 
ergebenden Einschränkung anzuwenden. 

7.2	 Kehrt einer der auf einer Planstelle geführten teilzeitbe­
schäftigten Beamten zur regelmäßigen Arbeitszeit 
zurück, verdrängt er die anderen teilzeitbeschäftigten 
Beamten aus der Planstelle. Diese sind in die nächste in­
nerhalb desselben Kapitels ganz oder teilweise freiwer­
dende Planstelle ihrer Besoldungsgruppe oder einer 
höheren Besoldungsgruppe ihrer Laufbahngruppe zu 
übernehmen, wenn die Planstelle für Beamte derselben 
Fachrichtung bestimmt ist. Satz 2 gilt nicht für Planstel­
len 

7.2.1	 oberhalb der Besoldungsgruppe B 3, 
7.2.2	 von Behördenleitern und 
7.2.3	 oberhalb der Besoldungsgruppe A 15 und B 1 im nach­

geordneten Bereich, wenn das Ministerium der Finan­
zen im Einzelfall einer Ausnahmeregelung zugestimmt 
hat. Bis dahin wird der Beamte, der nach Satz 1 aus der 
Planstelle verdrängt worden ist, ohne Planstelle ge­
führt. 

7.3	 Nr. 7.2 gilt entsprechend, wenn die Ermäßigung der re­
gelmäßigen Arbeitszeit einer der beiden auf einer Plan­
stelle geführten teilzeitbeschäftigten Beamten vermin­
dert wird. 

7.4	 Die Besetzung einer Planstelle mit einem zweiten teil­
zeitbeschäftigten Beamten oder Angestellten ist nicht 
zulässig, solange innerhalb desselben Kapitels ein Be­
amter derselben Laufbahngruppe und Fachrichtung be­
schäftigt wird, der überzählig ist oder durch die Beset­
zung überzählig würde. Überzählig ist ein Beamter, 
wenn 

7.4.1	 er nach den Nrn. 5.2 oder 5.3 ohne Planstelle geführt 
wird oder Dienstbezüge aus einer Leerstelle erhält und 

7.4.2	 die Zahl der Planstellen seiner Laufbahngruppe und 
Fachrichtung innerhalb desselben Kapitels kleiner ist als 
die auf Vollbeschäftigte umgerechnete Zahl der aus die­
sen Planstellen bezahlten Beamten und Angestellten 
einschließlich der in Nr. 7.4.1 genannten Beamten. 

7.5	 Unberührt bleiben gesetzliche Bestimmungen, die die 
Rückkehr zur vollen Beschäftigung oder die Verminde­
rung der Ermäßigung der regelmäßigen Arbeitszeit da­
von abhängig machen, dass eine besetzbare Planstelle 
zur Verfügung steht. 

8	 Überwachung der anderen Stellen als Planstellen 

Die Nrn. 6 und 7 sind auf andere Stellen als Planstellen 
sinngemäß anzuwenden. 

§ 50 
Umsetzung von Mitteln, Planstellen und Stellen 

(1) Die Landesregierung kann Mittel und Planstellen umsetzen, 
wenn Aufgaben von einer Verwaltung auf eine andere Verwal­
tung übergehen. Eines Beschlusses der Landesregierung bedarf 
es nicht, wenn die beteiligten Ministerien1) und das Ministerium1) 

der Finanzen sich über die Umsetzung einig sind. 

(2) Eine Planstelle darf mit Einwilligung des Ministeriums1) der 
Finanzen in eine andere Verwaltung umgesetzt werden, wenn 
dort ein unvorhergesehener und unabweisbarer Personalbedarf 
besteht. Über den weiteren Verbleib der Planstelle ist im nächs­
ten Haushaltsplan zu bestimmen. 

(3) Über die Zahlungen der Bezüge bei Abordnungen und über 
ihren buchungsmäßigen Nachweis erlässt das Ministerium1) der 
Finanzen die näheren Bestimmungen. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten für andere Stellen als Planstellen 
entsprechend. 

Zu § 50 

1	 Umsetzungen 

1.1	 Mit der Umsetzung ist die Ermächtigung verbunden, 
Mittel an anderer Stelle als der im Haushaltsplan festge­
legten Stelle in dem Umfang in Anspruch zu nehmen 
und rechnungsmäßig nachzuweisen, wie die abgebende 
Verwaltung verpflichtet wird, Mittel nicht in Anspruch 
zu nehmen. 

1.2	 § 50 Abs. 1 und 2 ist auch bei Umsetzungen zwischen 
Kapiteln eines Einzelplans anzuwenden. 

1.3	 Unabweisbarer Personalbedarf besteht nur dann, wenn 
die Umsetzung der Planstelle sachlich zwingend not­
wendig und zeitlich unaufschiebbar ist, mithin nicht bis 
zur Verkündung des nächsten Haushaltsgesetzes abge­
wartet werden kann. Anträge gemäß § 50 Abs. 2 sind 
eingehend zu begründen. 

1.4	 Mit der Umsetzung verringern sich die Ansätze der bis­
herigen Titel. Sie sind bei der aufnehmenden Verwaltung 
in der durch den Gruppierungsplan festgelegten Ord­
nung rechnungsmäßig nachzuweisen. Umgesetzte An­
sätze erhöhen die Ansätze vorhandener Titel. 

1.5	 Entsprechendes gilt für Planstellen und andere Stellen, 
wobei in den Fällen des § 50 Abs. 2 die Veränderung im 
Stellenplan des nächsten Haushaltsplanes als Zu- oder 
Abgang auszubringen ist. 
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1.6	 Wegen der Erläuterung von Umsetzungen siehe Anla­
gen 4 und 7 zu den HRL-Bbg. 

2	 Zahlung und rechnungsmäßiger Nachweis der Bezü­
ge 

2.1	 Abordnung und Versetzung innerhalb der Landesver­
waltung 

2.1.1	 Wird ein Landesbediensteter innerhalb der Landesver­
waltung zum Ersten eines Monats abgeordnet, so ist der 
rechnungsmäßige Nachweis vom Ersten dieses Monats 
an zu Lasten des Kapitels der neuen Dienststelle zu 
führen. 
Wird ein Landesbediensteter zu einem Tag nach dem 
Ersten eines Monats abgeordnet, so ist der rechnungs­
mäßige Nachweis der Bezüge vom Ersten des folgenden 
Monats an zu Lasten des Kapitels der neuen Dienststel­
le zu führen. 

2.1.2	 Kehrt der Landesbedienstete nach Aufhebung der Ab­
ordnung zu der bisherigen Dienststelle zurück, sind die 
Bezüge in sinngemäßer Anwendung der Nr. 2.1.1 rech­
nungsmäßig nachzuweisen. 

2.1.3	 Die vorstehenden Regelungen gelten nicht für Abord­
nungen im Inland bis zur Verkündung des nächsten 
Haushaltsgesetzes, längstens jedoch für die Dauer von 
zwölf Monaten. 

2.1.4	 Wird ein Landesbediensteter innerhalb der Landesver­
waltung versetzt, gelten die Nrn. 2.1.1 und 2.1.3 ent­
sprechend. 

2.1.5	 Bezüge im Sinne dieser Vorschrift sind alle bei der Ober­
gruppe 42 nachzuweisenden Personalausgaben. 

2.1.6	 Dienstaufwandsentschädigungen und Verpflegungszu­
schüsse sind zu Lasten des Kapitels der neuen Dienst­
stelle zu zahlen. 

2.1.7	 Die vorstehende Regelung für die Zahlung der Bezüge 
hebt die Bestimmungen über die Bewirtschaftungsbe­
fugnis (Nr. 1.4 zu § 34), die Überwachung der Planstel­
len (Nr. 6 zu § 49) und die Bindung der einzelnen 
Dienststellen an die im Haushaltsplan vorgesehenen 
oder zugewiesenen Planstellen bzw. Mittel (Nr. 1 zu 
§ 34) nicht auf. 

2.2	 Abordnung und Versetzung von Bediensteten des Lan­
des an eine Dienststelle des Bundes und umgekehrt 

2.2.1	 Wird ein Landesbediensteter zur Dienstleistung an eine 
Dienststelle des Bundes abgeordnet, so zahlt die bisher 
zuständige Kasse des Landes die Bezüge so lange wei­
ter, bis die Abordnung aufgehoben oder der Landesbe­
dienstete in den Bundesdienst übernommen worden ist. 
Die Zahlung von Stellenzulagen setzt voraus, dass die 
zuständige Dienststelle des Bundes, an die der Landes­
bedienstete abgeordnet ist, die notwendigen Angaben 
mitteilt. Den rechnungsmäßigen Nachweis führt die 
Landeskasse. 

2.2.2	 Die für die Dauer der Abordnung gezahlten Bezüge sind 

VV-LHO § 50 

bei der zuständigen Dienststelle des Bundes vierteljähr­
lich anzufordern. Die Anforderung für das letzte Vier­
teljahr eines Haushaltsjahres ist spätestens bis zum 
5. Dezember vorzunehmen; gegebenenfalls noch nicht 
bekannte Dezembervergütungen für Angestellte sind bei 
der Anforderung für das nächste Vierteljahr zu berück­
sichtigen. Bei der Anforderung der jährlichen Son­
derzuwendung/Zuwendung und des jährlichen Urlaubs­
geldes/Urlaubsgeldes wurde aus Verwaltungsvereinfa­
chungsgründen und bei Wahrung der Gegenseitigkeit 
das Stichtagsprinzip eingeführt. Danach hat diejenige 
Behörde die vorgenannten Leistungen zu tragen, bei der 
der Bedienstete am Stichtag 
- jährliche Sonderzuwendung/Zuwendung: 

am 1. Dezember eines Jahres 
- jährliches Urlaubsgeld: 

am ersten allgemeinen Arbeitstag des Monats Juli 
- Urlaubsgeld: 

am 1. Juli eines Jahres 
beschäftigt ist. Bei einer am Stichtag bestehenden Ab­
ordnung sind demgemäß die vorgenannten Leistungen 
in voller Höhe der abordnenden Dienststelle zu erstat­
ten. Das Stichtagsprinzip gilt sinngemäß auch für Ver­
setzungen. Beim Übertritt eines Angestellten jedoch 
werden die Anteile der Zuwendung, die der frühere Ar­
beitgeber zu zahlen hat, von dem neuen Arbeitgeber 
nicht erstattet. 

2.2.3	 Dienstaufwandsentschädigungen und Verpflegungszu­
schüsse werden für die Dauer der Abordnung von der 
zuständigen Bundeskasse gezahlt. 

2.2.4	 Die dem Land zu erstattenden Bezüge sind nach Nr. 3 zu 
§ 35 durch Absetzen von dem entsprechenden Ausgabe­
titel zu vereinnahmen. 

2.2.5	 Bei der Abordnung von Bundesbediensteten an eine 
Dienststelle des Landes ist entsprechend den Nrn. 2.2.1 
bis 2.2.3 zu verfahren. 

2.2.6	 Die Regelungen in der Nr. 2.2.2 sind auch anzuwenden, 
wenn der Landesbedienstete im Anschluss an eine Ab­
ordnung in den Bundesdienst versetzt wird. 

2.2.7	 Landesbedienstete, die ohne vorherige Abordnung in 
den Bundesdienst versetzt werden, erhalten vom Zeit­
punkt des Übertritts an die Bezüge vom neuen 
Dienstherrn. Alle vom Land für den Zeitraum nach dem 
Übertritt gezahlten Bezüge sind - soweit sie nicht vom 
Empfänger selbst zurückgezahlt werden - vom neuen 
Dienstherrn anzufordern. 

2.3	 Abordnung und Versetzung von Bediensteten des Lan­
des an Dienststellen anderer Dienstherrn (ohne Bund) 
und umgekehrt 

2.3.1	 Die Zahlung und der rechnungsmäßige Nachweis der 
Bezüge bei Abordnung und Versetzung im Anschluss an 
eine Abordnung sind zwischen den zuständigen Stellen 
von Fall zu Fall zu regeln. Hierbei ist entsprechend 
Nr. 2.2 zu verfahren. 

2.3.2	 Bei der Übernahme von Bediensteten anderer Dienst­
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herren (ohne Bund) in den Dienst des Landes oder von 
Bediensteten des Landes in den Dienst anderer Dienst­
herren (ohne Bund) ohne vorherige Abordnung sind die 
Bezüge vom Zeitpunkt der Übernahme oder des Über­
tritts an vom neuen Dienstherrn zu tragen. 

3	 Ausnahmen 

Ausnahmen sind mit Einwilligung des Ministeriums der 
Finanzen möglich. 

§ 51 
Besondere Personalausgaben 

Personalausgaben, die nicht auf Gesetz oder Tarifvertrag beru­
hen, dürfen nur geleistet werden, wenn dafür Ausgabemittel be­
sonders zur Verfügung gestellt sind. 

Zu § 51 

1	 Ausgabemittel sind nur dann besonders zur Verfügung 
gestellt, wenn der Haushaltsplan den in Betracht kom­
menden Verwendungszweck genau bezeichnet. 

2	 Mindesterfordernis für die Zulässigkeit der Leistung ist, 
dass die Personalausgaben in den Erläuterungen des Ti­
tels, aus dem sie gezahlt werden sollen, der Art nach be­
sonders aufgeführt sind. 

3	 Im Übrigen gilt der Grundsatz, dass durch den Haus­
haltsplan Ansprüche nicht begründet werden (§ 3 
Abs. 2). Voraussetzung für die Zahlung besonderer Per­
sonalausgaben ist deshalb zunächst, dass die Landesre­
gierung oder die oberste Landesbehörde unter Beteili­
gung des Ministeriums der Finanzen der Gewährung be­
sonderer Leistungen zugestimmt hat. 

4	 Ausgabemittel gelten auch dann als besonders zur Ver­
fügung gestellt, wenn das Ministerium der Finanzen ei­
ner über- oder außertariflichen Leistung nach § 40 zu­
gestimmt hat. 

§ 52 
Nutzungen und Sachbezüge 

Nutzungen und Sachbezüge dürfen Angehörigen des öffentli­
chen Dienstes nur gegen angemessenes Entgelt gewährt werden, 
soweit nicht durch Gesetz oder Tarifvertrag oder im Haushalts­
plan etwas anderes bestimmt ist. Das Ministerium1) der Finanzen 
kann für die Benutzung von Dienstfahrzeugen Ausnahmen zu­
lassen. Es1) regelt auch das Nähere über die Zuweisung, Nut­
zung, Verwaltung und Festsetzung des Nutzungswertes von 
Dienstwohnungen. Die Dienstwohnungen mit Ausnahme der 
Dienstwohnungen für Angestellte und Arbeiter sind im Haus­
haltsplan auszubringen. 

Zu § 52 

1	 Das Nähere für die Entrichtung des angemessenen Ent­

gelts (§ 52 Satz 1) einschließlich der Festsetzung des 
Nutzungswertes oder des wirtschaftlichen Wertes regelt 
das zuständige Ministerium im Einvernehmen mit dem 
Ministerium der Finanzen, sofern die Geschäftsbereiche 
mehrerer Ministerien berührt werden, das Ministerium 
der Finanzen. Das Ministerium der Finanzen kann gene­
relle Regelungen hierzu erlassen. 

2	 Die Anrechnung von Sachbezügen auf die Dienstbezü­
ge, insbesondere die Bemessung des Sachbezugswertes 
in besoldungsrechtlicher Hinsicht, richtet sich nach be­
soldungsrechtlichen Vorschriften. Dies gilt auch im 
Rahmen des § 52 Satz 3. 

3	 Die Dienstwohnungen für Angestellte und Arbeiter sind 
in den Erläuterungen auszubringen. 

§ 53 
Billigkeitsleistungen 

Leistungen aus Gründen der Billigkeit dürfen nur gewährt werden, 
wenn dafür Ausgabemittel besonders zur Verfügung gestellt sind. 

Zu § 53 

1	 Billigkeitsleistungen sind finanzielle Leistungen des 
Landes, auf die kein Anspruch besteht, die aber aus 
Gründen der staatlichen Fürsorge zum Ausgleich oder 
der Milderung von Schäden und Nachteilen gewährt 
werden können. Billigkeitsleistungen sollen in der Re­
gel nur zum Ausgleich von Härten gewährt werden, die 
ihre Ursache in einem Ereignis haben, das für den be­
troffenen Personenkreis nicht vorhersehbar war und von 
ihm auch nicht zu vertreten ist. Sollen Billigkeitsleis­
tungen zum Ausgleich für Härten gewährt werden, die 
sich aufgrund eines für die Verwaltung vorhersehbaren 
Ereignisses ergeben, ist zu prüfen, ob die geplanten 
staatlichen Hilfen nicht einer gesetzlichen Regelung 
vorbehalten bleiben sollen. 

2	 Für Leistungen des Landes aus Gründen der Billigkeit 
gelten folgende Voraussetzungen: 

2.1	 Die Ausgabeermächtigung im Sinne des § 53 kann sich 
aus dem Haushaltsplan ergeben, und zwar aus einem ei­
genen Titel, einem entsprechenden Haushaltsvermerk 
oder den die Billigkeitsleistungen nach ihrem Zweck 
eindeutig festlegenden Erläuterungen zu einem Titel. 
Sie kann ferner im Wege der Entscheidung über eine 
außerplanmäßige Ausgabe (§ 37) erteilt werden. 

2.2	 Der Zweck der Billigkeitsleistungen, die leistungsbe­
gründenden Voraussetzungen einschließlich ihres Nach­
weises und die Höhe der Entschädigungsleistungen sind 
grundsätzlich in allgemeinen Richtlinien (Billigkeits­
richtlinien) zu regeln. Billigkeitsrichtlinien bedürfen der 
Einwilligung des Ministeriums der Finanzen (§ 40 
Abs. 1). 
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2.2.1	 Der Zweck der Billigkeitsleistungen muss sich auf die 
Aufgaben des Landes beschränken (§ 6). 

2.2.2	 Die Höhe der Entschädigungsleistung muss in einem 
angemessenen Verhältnis zur Höhe des eingetretenen 
Schadens stehen; bei der Entscheidung ist auch zu 
berücksichtigen, ob das dem Schaden zugrunde liegen­
de Risiko über eine Versicherung hätte abgedeckt wer­
den können und der Abschluss einer solchen Versiche­
rung im Allgemeinen üblich und für den Betroffenen zu­
mutbar gewesen wäre. Im Regelfall ist in den Billigkeits­
richtlinien eine Selbstbeteiligung des Geschädigten vor­
zusehen (Selbstbehalt in Form eines festen Betrages oder 
eines prozentualen Anteils der Schadensumme; Aus­
schluss des Ersatzes von Bagatellschäden). Darüber hi­
naus müssen sich die Leistungsempfänger bei der Fest­
setzung der Entschädigungshöhe gegebenenfalls ein mit­
wirkendes Verschulden zurechnen lassen (§ 254 BGB). 

3	 Billigkeitsleistungen kommen nicht in Betracht, wenn 
die mit der geplanten finanziellen Leistung verfolgten 
Zwecke mit Zuwendungen (§ 23) erreicht werden kön­
nen. 

§ 54 
Baumaßnahmen, größere Beschaffungen, 

größere Entwicklungsvorhaben 

(1) Baumaßnahmen dürfen nur begonnen werden, wenn aus­
führliche Entwurfszeichnungen und Kostenberechnungen vor­
liegen, es sei denn, dass es sich um kleine Maßnahmen handelt. 
In den Zeichnungen und Berechnungen darf von den in § 24 be­
zeichneten Unterlagen nur insoweit abgewichen werden, als die 
Änderung nicht erheblich ist; weitergehende Ausnahmen bedür­
fen der Einwilligung des Ministeriums1) der Finanzen. 

(2) Größeren Beschaffungen und größeren Entwicklungsvorha­
ben sind ausreichende Unterlagen zugrunde zu legen. Absatz 1 
Satz 2 gilt entsprechend. 

Zu § 54 

1	 Baumaßnahmen 

1.1	 Kleine Baumaßnahmen im Sinne von § 54 Abs. 1 Satz 1 
sind Neu-, Um- und Erweiterungsbauten mit einem Mit­
telbedarf bis zu 2 Mio. DM (1 Mio. Euro) im Einzelfall. 
Im Übrigen sind die Richtlinien für Baumaßnahmen des 
Landes anzuwenden. 

1.2	 Eine Abweichung im Sinne von § 54 Abs. 1 Satz 2 ist er­
heblich, wenn sie zu einer wesentlichen Änderung der 
Baumaßnahme (baufachlich) oder zu einer Überschrei­
tung der Gesamtkosten um mehr als 15 v. H. oder um 
mehr als 1 Mio. DM (500.000 Euro) oder zu zusätzli­
chen, über die Schätzung nach § 24 Abs. 1 Satz 2 hi­
nausgehenden Folgekosten führt und die Erhöhung der 
Folgekosten sich nicht zwangsläufig aus einer nicht er­
heblichen Überschreitung der Gesamtkosten ergibt. 
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1.3	 Das Nähere bei wesentlichen Änderungen der Baumaß­
nahme regeln Richtlinien für Baumaßnahmen des Lan­
des. Führen Kostenüberschreitungen unabhängig von 
ihrer Höhe zu über- oder außerplanmäßigen Ausgaben 
oder zu zusätzlich benötigten Verpflichtungsermächti­
gungen, ist § 37 oder § 38 Abs. 1 anzuwenden. 

2	 Größere Beschaffungen, größere Entwicklungsvor­
haben 

2.1	 Unterlagen sind als ausreichend im Sinne von § 54 
Abs. 2 Satz 1 anzusehen, wenn sie zumindest die Vo­
raussetzungen der Nr. 2.5 zu § 24 erfüllen. 

2.2	 Eine Abweichung von den der Veranschlagung zugrun­
de gelegten Unterlagen ist erheblich im Sinne von § 54 
Abs. 2 Satz 2, wenn sie zu einer wesentlichen Änderung 
des Gegenstandes oder zu einer Kostenüberschreitung 
um mehr als 15 v. H. oder um mehr als 1 Mio. DM 
(500.000 Euro) oder zu zusätzlichen, über die Schätzung 
nach § 24 Abs. 2 Satz 2 hinausgehenden Folgekosten 
führt und die Erhöhung der Folgekosten sich nicht 
zwangsläufig aus einer nicht erheblichen Überschrei­
tung der Kostenüberschreitung ergibt. Führen Kosten­
überschreitungen unabhängig von ihrer Höhe zu über-
oder außerplanmäßigen Ausgaben oder zu zusätzlich 
benötigten Verpflichtungsermächtigungen, ist § 37 oder 
§ 38 Abs. 1 anzuwenden. 

§ 55 
Öffentliche Ausschreibung 

(1) Dem Abschluss von Verträgen über Lieferungen und Leis­
tungen muss eine öffentliche Ausschreibung vorausgehen, so­
fern nicht die Natur des Geschäfts oder besondere Umstände ei­
ne Ausnahme rechtfertigen. 

(2) Beim Abschluss von Verträgen ist nach einheitlichen Richt­
linien zu verfahren. 

Zu § 55 

1	 Grundsatz der Vergabe 

1.1	 Lieferungen und Leistungen sind öffentlich auszu­
schreiben, damit die verfügbaren Haushaltsmittel im 
Rahmen des Wettbewerbs wirtschaftlich und sparsam 
verwendet werden. 

1.2	 Eine öffentliche Ausschreibung liegt vor, wenn im vor­
geschriebenen Verfahren eine unbeschränkte Zahl von 
Unternehmen aufgefordert wird, Angebote für Lieferun­
gen und Leistungen einzureichen. 

1.3	 In welchen Fällen von einer öffentlichen Ausschreibung 
nach der Natur des Geschäfts oder wegen besonderer 
Umstände abgesehen werden kann, bestimmt sich 
grundsätzlich nach §§ 3, 3 a und 3 b VOL/A, §§ 3, 3 a 
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und 3 b VOB/A sowie nach § 1, dritter Spiegelstrich 
VOL/A in Verbindung mit § 5 VOF. Aufträge bis zu ei­
nem Wert von 50.000 DM (25.000 Euro) sind in der Re­
gel beschränkt auszuschreiben, sofern nicht eine öffent­
liche Ausschreibung zweckmäßiger oder in den durch 
die vorgenannten Vorschriften bestimmten Ausnahme­
fällen eine freihändige Vergabe zulässig ist. Bei der be­
schränkten Ausschreibung sind mehrere - mindestens 
drei, im Regelfall sechs - Bewerber zur Angebotsabgabe 
aufzufordern. Aufträge bis zu einem Wert von 5.000 DM 
(2.500 Euro) können - in der Regel nach Einholung 
mehrerer Angebote im Wettbewerb (formlose Preis­
ermittlung) - freihändig vergeben werden. Bei Aufträ­
gen bis 500 DM (250 Euro) kann darauf verzichtet wer­
den, das Ergebnis einer formlosen Preisermittlung ak­
tenkundig zu machen. 

1.4	 Der Beauftragte für den Haushalt (§ 9) ist bei Aufträgen 
mit einem Wert von mehr als 200.000 DM (100.000 Eu­
ro) sowie bei Abweichungen von den Beschaffungs­
grundsätzen zu beteiligen. 

1.5	 Die Beschaffungsgrundsätze ergeben sich aus dem Ver­
gabehandbuch des Landes Brandenburg für die Vergabe 
von Leistungen – ausgenommen Bauleistungen. 

2	 Vergabevorschriften 

2.1	 Für die Vergabe von Lieferungen und Leistungen gelten 
insbesondere die 

2.1.1	 Verdingungsordnung für Bauleistungen (VOB), 
2.1.2	 Verdingungsordnung für Leistungen – ausgenommen 

Bauleistungen – (VOL), 
2.1.3	 Verdingungsordnung für freiberufliche Leistungen 

(VOF), 
2.1.4	 Verordnung über die Vergabebestimmungen für öffent­

liche Aufträge (Vergabeverordnung – VgV), 
2.1.5	 Bestimmungen des Vierten Teils (§§ 97 bis 129) des Ge­

setzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen – GWB – 
vom 26. August 1998 (BGBl. I S. 2546), 

2.1.6	 Richtlinien für die Berücksichtigung bestimmter Grup­
pen von Personen und Unternehmen, 

2.1.7	 Richtlinien für die Untersuchungsvorhaben des Landes, 
2.1.8	 EG-Richtlinien, soweit sie nicht in nationale Vergabe­

vorschriften umgesetzt worden sind, 
2.1.9	 Besonderen Vertragsbedingungen für den Kauf, die Mie­

te oder die Wartung von EDV-Anlagen und -Geräten. 

3	 Allgemeine Richtlinien und Hinweise zur Anwendung 
der VOL, VOB und VOF sowie zur Ausgestaltung der 
Vertragsbedingungen bei der Vergabe von Lieferungen 
und Leistungen sind möglichst vor ihrem Erlass von den 
zuständigen Ministerien untereinander abzustimmen 
und soweit wie möglich zu vereinheitlichen. 

4	 Vor der Vergabe von Forschungsvorhaben oder Gutach­
ten, welche die Gewinnung oder Bereitstellung statisti­

scher Daten erfordern, ist unter Beteiligung des Landes­
amtes für Datenverarbeitung und Statistik (LDS) zu 
klären, ob statistisches Material vorhanden ist, das der 
Auftragnehmer verwenden kann; dabei ist vor allem 
auch zu prüfen, ob und inwieweit die vorgesehenen Ar­
beiten vom LDS durchgeführt oder unterstützt werden 
können. 

5	 Geltungsbereich der Teile A der VOL und VOB sowie 
der VOF 

5.1	 In den Verdingungsunterlagen ist ausdrücklich darauf 
hinzuweisen, dass die Allgemeinen Bestimmungen für 
die Vergabe von Leistungen bzw. von Bauleistungen 
(VOL Teil A und VOB Teil A) sowie die Bestimmungen 
für freiberufliche Leistungen (VOF) nicht Vertragsbe­
standteil werden. 

5.2	 Unbeschadet der Festlegungen in Nr. 5.1 sind von den 
Beschaffungsstellen die Bestimmungen der VOL Teil A, 
VOB Teil A und VOF in den jeweils zutreffenden Ab­
schnitten zwingend einzuhalten. Auf die Rechtsfolgen 
des 4. Teils des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän­
kungen (GWB) wird dabei besonders hingewiesen. 

6	 Nachprüfung der Vergabe öffentlicher Aufträge 

Für die Nachprüfung der Vergabe öffentlicher Aufträge 
gelten die Bestimmungen 

- des 4. Teils des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe­
schränkungen (GWB) 
und 

- der Verordnung über die Nachprüfungsbehörden 
(Landesnachprüfungsverordnung – LNpV) vom 
19. Mai 1999 (GVBl. II S. 332). 

§ 56 
Vorleistungen 

(1) Vor Empfang der Gegenleistung dürfen Leistungen des Lan­
des nur vereinbart oder bewirkt werden, wenn dies allgemein üb­
lich oder durch besondere Umstände gerechtfertigt ist. 

(2) Werden Zahlungen vor Fälligkeit an das Land entrichtet, 
kann nach Richtlinien des Ministeriums1) der Finanzen ein ange­
messener Abzug gewährt werden. 

Zu § 56 

1	 Vorleistungen sind Leistungen des Landes vor Empfang 
entsprechender Gegenleistungen. Keine Vorleistungen 
sind solche Leistungen, die nach Empfang entsprechen­
der Gegenleistungen gewährt werden (z. B. Abschlags­
zahlungen, Teilzahlungen auf Teilleistungen). 

2	 Vorleistungen dürfen nur in besonders begründeten Aus­
nahmefällen vereinbart oder bewirkt werden. Als allge­
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mein üblich können Vorleistungen im Einzelfall ge­
rechtfertigt sein, wenn sie im marktwirtschaftlichen 
Wettbewerb, also auch von nichtöffentlichen Auftragge­
bern, üblicherweise gewährt werden. Besondere Um­
stände, die Vorleistungen rechtfertigen können, liegen 
insbesondere vor, wenn die Ausführung der Leistung in­
folge ihres Umfangs oder ihrer Eigenart mit einer für 
den Auftragnehmer unzumutbaren Kapitalinan­
spruchnahme verbunden ist oder wenn ein Vertragsab­
schluss, dessen Zustandekommen im dringendsten Lan­
desinteresse liegt, ohne Vorleistungen nicht erreicht 
werden kann. Ein besonderer Umstand ist nicht gege­
ben, wenn am Ende des Haushaltsjahres Ausgaben vor 
Fälligkeit geleistet werden, um zu verhindern, dass die 
Ausgabemittel sonst verfallen. Die Gründe für die Ver­
einbarung oder Bewirkung der Vorleistungen sind ak­
tenkundig zu machen. 

3	 Vorleistungen sind nicht zulässig, wenn ungewiss ist, ob 
der Auftragnehmer seinen vertraglichen Verpflichtun­
gen nachkommen wird. 

4	 Nach Lage des Einzelfalls sollen für Vorleistungen Si­
cherheiten (Nr. 1.5.1 zu § 59) und angemessene Zinsen 
oder Preisermäßigungen vereinbart werden. 

5	 Über die Bemessung der Vorleistungen, ihre Verzinsung 
und Tilgung sowie über die Sicherheitsleistung sind ver­
tragliche Bestimmungen zu treffen. Für die Höhe der 
Verzinsung gelten die Verwaltungsvorschriften zu § 59. 

6	 Bei Vereinbarungen einer Vorleistung nach Vertragsab­
schluss ist § 58 anzuwenden. 

§ 57 
Verträge mit Angehörigen des öffentlichen Dienstes 

Zwischen Angehörigen des öffentlichen Dienstes und ihrer 
Dienststelle dürfen Verträge nur mit Einwilligung des zuständi­
gen Ministeriums1) abgeschlossen werden. Dieses1) kann seine 
Befugnis auf nachgeordnete Dienststellen übertragen. Satz 1 gilt 
nicht bei öffentlichen Ausschreibungen und Versteigerungen so­
wie in Fällen, für die allgemein Entgelte festgesetzt sind. 

Zu § 57 

1	 § 57 gilt für alle Verträge zwischen den in einem 
Dienst- oder Arbeitsverhältnis stehenden Angehörigen 
einer staatlichen Dienststelle (einschließlich des dort­
hin abgeordneten Personals) und ihrer eigenen Dienst­
stelle. 

2	 Entgelte sind allgemein festgesetzt, wenn bereits vor 
Abschluss der Verträge mit den Bediensteten aufgrund 
besonderer Rechtsvorschriften, allgemeiner Tarife oder 
auf ähnliche Weise Preise oder Gebühren für die Allge­
meinheit festgelegt sind. 

§ 58 
Änderung von Verträgen,Vergleiche 

(1) Das zuständige Ministerium1) darf 

1.	 Verträge nur in besonders begründeten Ausnahmefällen 
zum Nachteil des Landes aufheben oder ändern, 

2.	 einen Vergleich nur abschließen, wenn dies für das Land 
zweckmäßig und wirtschaftlich ist. 

Das zuständige Ministerium1) kann seine Befugnisse übertragen. 

(2) Maßnahmen nach Absatz 1 bedürfen der Einwilligung des 
Ministeriums1) der Finanzen, soweit es1) nicht darauf verzichtet. 

Zu § 58 

1	 Änderung von Verträgen 

1.1	 § 58 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 betrifft nur Änderungen oder 
Aufhebungen, auf die der Vertragspartner keinen 
Rechtsanspruch hat; er betrifft nicht die Anpassung ei­
nes Vertrages an eine veränderte Rechtslage (z. B. aus 
§ 242 BGB). 

1.2	 Besteht der Hauptzweck einer Vertragsänderung in der 
Stundung oder in dem Erlass eines Anspruchs des Lan­
des, sind die Sonderbestimmungen des § 59 anzuwen­
den. 

1.3	 Die Frage, ob ein Nachteil des Landes vorliegt, ist unter 
wirtschaftlichen Gesichtspunkten zu entscheiden. Da­
nach liegt ein Nachteil nicht vor, wenn das Land durch 
eine Vertragsänderung unter Berücksichtigung der Um­
stände des Einzelfalles wirtschaftlich nicht schlechter 
gestellt ist als bei einem Festhalten an der Rechtsstel­
lung aus dem ungeänderten Vertrag. 

1.4	 Ein besonders begründeter Ausnahmefall ist insbeson­
dere anzunehmen, wenn nach Prüfung der Dienststelle 
der Vertragspartner zwar keinen Rechtsanspruch auf 
Änderung oder Aufhebung des Vertrages hat, ihn aber 
ein Festhalten am Vertrag nach Lage des Einzelfalls un­
billig benachteiligt, weil sich seine wirtschaftlichen Ver­
hältnisse bei Vertragserfüllung infolge ihm nicht zuzu­
rechnender Umstände erheblich verschlechtern würden. 

1.5	 Einer Einwilligung des Ministeriums der Finanzen zu 
Maßnahmen nach § 58 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bedarf es all­
gemein nicht, soweit der Nachteil des Landes nicht mehr 
als 250.000 DM (125.000 Euro) beträgt. 

1.6	 Das zuständige Ministerium kann ohne Einwilligung 
des Ministeriums der Finanzen seine Befugnisse allge­
mein auf Landesoberbehörden übertragen, soweit der 
Nachteil des Landes nicht mehr als 25.000 DM (12.500 
Euro) beträgt. Als Landesoberbehörde im Sinne dieser 
Vorschrift sind auch die entsprechenden Organe der 
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Rechtspflege, die Universitäten und diejenigen Hoch­
schulen, die ihnen als Stätten der Forschung und Lehre 
gleichstehen, anzusehen. 

1.7	 Bei fortdauernden Leistungen sind die Nrn. 1.5 und 1.6 
mit der Maßgabe anzuwenden, dass es sich bei den Be­
trägen von 250.000 DM (125.000 Euro) und 25.000 DM 
(12.500 Euro) im Einzelfall um Jahresbeträge handelt. 

2	 Vergleiche 

2.1	 Ein Vergleich ist eine gerichtliche oder außergerichtli­
che Vereinbarung, die einen Streit oder die Ungewiss­
heit über ein Rechtsverhältnis im Wege des gegenseiti­
gen Nachgebens beseitigt; der Ungewissheit über ein 
Rechtsverhältnis steht es gleich, wenn die Verwirkli­
chung eines Anspruchs unsicher ist (§ 779 BGB). Unter 
§ 58 Abs. 1 Nr. 2 fallen auch gerichtliche und außerge­
richtliche Schuldenbereinigungen nach dem Neunten 
Teil der Insolvenzordnung (InsO). 

2.2	 Einer Einwilligung des Ministeriums der Finanzen zum 
Abschluss eines Vergleiches bedarf es nur, wenn da­
durch der Landeshaushalt um mehr als 1.000.000 DM 
(500.000 Euro) zusätzlich belastet wird oder über- oder 
außerplanmäßige Ausgaben oder Verpflichtungser­
mächtigungen entstehen. 

2.3	 Das zuständige Ministerium kann ohne Einwilligung 
des Ministeriums der Finanzen seine Befugnisse allge­
mein auf Landesoberbehörden übertragen, soweit ihnen 
entsprechende Ausgabemittel zur Verfügung stehen. 
Satz 2 der Nr. 1.6 gilt entsprechend. 

3	 Fälle von grundsätzlicher Bedeutung 

Die Nummern 1.5, 1.6, 2.2 und 2.3 gelten nicht, soweit 
es sich um Fälle von grundsätzlicher Bedeutung handelt. 
Ein Fall von grundsätzlicher Bedeutung ist insbesonde­
re dann anzunehmen, wenn die Entscheidung über den 
Einzelfall hinaus präjudizielle Auswirkungen haben 
kann. 

4	 Sonderregelungen 

Das Ministerium der Finanzen kann abweichend von 
den Nummern 1.5, 1.6, 2.2 und 2.3 Sonderregelungen 
zulassen. 

§ 59 
Veränderung von Ansprüchen 

(1) Das zuständige Ministerium1) darf Ansprüche nur 

1.	 stunden, wenn die sofortige Einziehung mit erheblichen 
Härten für den Anspruchsgegner verbunden wäre und 
der Anspruch durch die Stundung nicht gefährdet wird; 

die Stundung soll gegen angemessene Verzinsung und in 
der Regel nur gegen Sicherheitsleistung gewährt wer­
den, 

2.	 niederschlagen, wenn feststeht, dass die Einziehung kei­
nen Erfolg haben wird, oder wenn die Kosten der Ein­
ziehung außer Verhältnis zur Höhe des Anspruchs ste­
hen, 

3.	 erlassen, wenn die Einziehung nach Lage des einzelnen 
Falles für den Anspruchsgegner eine besondere Härte 
bedeuten würde; das Gleiche gilt für die Erstattung oder 
Anrechnung von geleisteten Beträgen und für die Frei­
gabe von Sicherheiten. 

Das zuständige Ministerium1) kann seine Befugnisse übertragen. 

(2) Maßnahmen nach Absatz 1 und Ausnahmen bedürfen der 
Einwilligung des Ministeriums1) der Finanzen, soweit es1) nicht 
darauf verzichtet. 

(3) Regelungen in anderen Rechtsvorschriften bleiben un­
berührt. 

Zu § 59 

1	 Stundung 

1.1	 Die Stundung ist eine Maßnahme, durch die die Fällig­
keit eines Anspruchs hinausgeschoben wird. Stundung 
wird nur auf Antrag gewährt. Bei Gewährung der Stun­
dung ist eine Stundungsfrist festzulegen. Stundungen 
dürfen grundsätzlich nur unter dem Vorbehalt jederzei­
tigen Widerrufs gewährt werden. 

1.2	 Eine erhebliche Härte für den Anspruchsgegner ist dann 
anzunehmen, wenn er sich aufgrund ungünstiger wirt­
schaftlicher Verhältnisse vorübergehend in ernsthaften 
Zahlungsschwierigkeiten befindet oder im Falle der so­
fortigen Einziehung in diese geraten würde. 

1.3	 Wird Stundung durch Einräumung von Teilzahlungen 
gewährt, so ist in die entsprechende Vereinbarung eine 
Bestimmung aufzunehmen, nach der die jeweilige Rest­
forderung sofort fällig wird, wenn die Frist für die Leis­
tung von zwei Raten um eine in der Vereinbarung zu be­
stimmende Zeit überschritten wird. Die einzelnen Ra­
ten, insbesondere die letzte Rate, sollen in der Regel die 
Vollstreckungsgrenze nach Nr. 3.1 der Anlage zu VV 
Nr. 2.6 zu § 59 nicht unterschreiten. 

1.4	 Verzinsung 

1.4.1	 Als angemessene Verzinsung sind regelmäßig 2 v. H. 
über dem jeweils geltenden Basiszinssatz nach § 1 des 
Diskontsatz-Überleitungs-Gesetzes (DÜG) vom 9. Ju­
ni 1998 (BGBl. I S. 1242) anzusehen. Sofern der Zins­
anspruch durch ein Grundpfandrecht gesichert wird, ist 
im Hinblick auf die Besonderheiten des Grundbuch­
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rechts ein Höchstzinssatz von 10 v. H. eintragen zu las­
sen. 

1.4.2	 Der Zinssatz kann je nach Lage des Einzelfalles herab­
gesetzt werden, insbesondere wenn seine Erhebung die 
Zahlungsschwierigkeiten verschärfen würde. Von der 
Erhebung von Zinsen kann abgesehen werden, wenn 

1.4.2.1 der Anspruchsgegner in seiner wirtschaftlichen Lage 
schwer geschädigt würde oder 

1.4.2.2 der Zinsanspruch sich auf nicht mehr als 10 DM (5 Eu­
ro) belaufen würde. 

1.4.3	 Für den Fall einer Stundung nach Eintritt des Verzugs 
(§ 284 BGB) siehe Nr. 4.5 zu § 34. 

1.5	 Wird Sicherheitsleistung verlangt, 

1.5.1	 so kann Sicherheit geleistet werden durch 
1.5.1.1 Hinterlegung von Wertpapieren (§ 234 BGB), 
1.5.1.2 Verpfändung beweglicher Sachen (§ 237 BGB), 
1.5.1.3 Bestellung von Grundpfandrechten an inländischen 

Grundstücken (§§ 232, 1113 ff., 1191 ff. BGB), 
1.5.1.4 Verpfändung von Forderungen, für die eine Hypothek 

an einem inländischen Grundstück oder an einem einge­
tragenen Schiff besteht (§ 238 BGB), 

1.5.1.5 Verpfändung von Grundschulden oder Rentenschulden 
an inländischen Grundstücken (§ 238 BGB), 

1.5.1.6 Stellung eines tauglichen Bürgen unter Verzicht auf die 
Einrede der Vorausklage (§ 239 BGB), Bürgen können 
auch in anderen EU-Mitgliedstaaten ansässige Kreditin­
stitute oder Kreditversicherer sein, 

1.5.1.7 Abtretung von Forderungen (§ 398 BGB), 
1.5.1.8 Sicherungsübereignung (§§ 929, 930 BGB), 
1.5.1.9 Eigentumsvorbehalt (§ 455 BGB). 
1.5.2	 Sicherheiten an Grundstücken sollen nur bei längerfris­

tigen Stundungen und bei einem angemessenen Verhält­
nis zwischen den Kosten und der Höhe des Anspruchs 
gefordert oder angenommen werden. 

1.5.3	 Die Sicherheit ist zu erbringen, bevor die Stundung 
wirksam wird. Bei der Bestellung eines Grundpfand­
rechts genügt es, wenn bis zu diesem Zeitpunkt ein den 
Vorschriften der Grundbuchordnung entsprechender 
Eintragungsantrag nebst Bewilligung eingereicht wird. 

1.6	 Die Entscheidung des zuständigen Ministeriums über 
den Stundungsantrag bedarf in Fällen von grundsätzli­
cher oder von erheblicher finanzieller Bedeutung der 
Einwilligung des Ministeriums der Finanzen. 

1.6.1	 Ein Fall von grundsätzlicher Bedeutung ist insbesonde­
re anzunehmen, wenn die Entscheidung über den Ein­
zelfall hinaus präjudizielle Auswirkungen haben kann. 

1.6.2	 Ein Fall von erheblicher finanzieller Bedeutung ist ge­
geben, wenn im Einzelfall 

1.6.2.1 Beträge über 1.000.000 DM (500.000 Euro), 
1.6.2.2 Beträge über 500.000 DM (250.000 Euro) länger als 

18 Monate, 
1.6.2.3 Beträge über 250.000 DM (125.000 Euro) länger als 

drei Jahre gestundet werden sollen. 

VV-LHO § 59 

1.7	 Das zuständige Ministerium kann ohne Einwilligung 
des Ministeriums der Finanzen seine Befugnisse für Be­
träge bis zu 100.000 DM (50.000 Euro) mit einer Stun­
dungsdauer bis zu 18 Monaten und für Beträge bis zu 
25.000 DM (12.500 Euro) mit einer Stundungsdauer bis 
zu drei Jahren auf Landesoberbehörden übertragen. 
Satz 2 der Nr. 1.6 zu § 58 gilt entsprechend. 

1.8	 Bei einer weiteren Übertragung auf weitere Landes­
behörden, Einrichtungen des Landes nach § 12 LOG 
oder andere Bereiche der Landesverwaltung ist für Be­
träge bis zu 50.000 DM (25.000 Euro) mit einer Stun­
dungsdauer bis zu 18 Monaten die Einwilligung des Mi­
nisteriums der Finanzen nicht erforderlich. 

1.9	 Für die Bemessung der Beträge ist der Zeitpunkt der 
Stundungsgewährung maßgebend. 

1.10	 Bei einer Übertragung der Befugnisse nach den Num­
mern 1.7 und 1.8 bleibt das Erfordernis der Einwilligung 
des Ministeriums der Finanzen in Fällen von grundsätz­
licher Bedeutung unberührt. 

1.11	 Das Ministerium der Finanzen kann abweichend von 
den Vorschriften der Nummern 1.6 bis 1.8 Sonderrege­
lungen zulassen. 

2	 Niederschlagung 

2.1	 Die Niederschlagung ist eine verwaltungsinterne Maß­
nahme, mit der von der Weiterverfolgung eines fälligen 
Anspruchs befristet oder unbefristet abgesehen wird. 

2.2	 Die Niederschlagung bedarf keines Antrags des An­
spruchsgegners. Durch die Niederschlagung erlischt der 
Anspruch nicht; die weitere Rechtsverfolgung wird da­
her nicht ausgeschlossen. Eine Mitteilung an den An­
spruchsgegner ist nicht erforderlich. Wird dennoch eine 
Mitteilung gegeben, so ist darin das Recht vorzubehal­
ten, den Anspruch später erneut geltend zu machen. 

2.3	 Von der Weiterverfolgung des Anspruchs kann - gege­
benenfalls auch ohne Vollstreckungshandlung - vorläu­
fig abgesehen werden, wenn die Einziehung wegen der 
wirtschaftlichen Verhältnisse des Anspruchsgegners 
oder aus anderen Gründen vorübergehend keinen Erfolg 
haben würde und eine Stundung nach Nummer 1 nicht 
in Betracht kommt (befristete Niederschlagung). 

2.3.1	 Die wirtschaftlichen Verhältnisse des Anspruchsgegners 
sind in angemessenen Zeitabständen zu überprüfen. Die 
Verjährung ist rechtzeitig zu unterbrechen. 

2.3.2	 Die Entscheidung des zuständigen Ministeriums bedarf 
in Fällen von grundsätzlicher oder von erheblicher fi­
nanzieller Bedeutung der Einwilligung des Ministeri­
ums der Finanzen. Ein Fall von grundsätzlicher Bedeu­
tung ist insbesondere anzunehmen, wenn die Entschei­
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dung über den Einzelfall hinaus präjudizielle Auswir­
kungen haben kann. Ein Fall von erheblicher finanziel­
ler Bedeutung ist gegeben, wenn Beträge von mehr als 
500.000 DM (250.000 Euro) befristet niedergeschlagen 
werden sollen. 

2.3.3	 Das zuständige Ministerium kann ohne Einwilligung 
des Ministeriums der Finanzen seine Befugnisse für Be­
träge bis zu 50.000 DM (25.000 Euro) auf Landesober­
behörden übertragen. 

2.3.4	 Bei einer weiteren Übertragung, insbesondere auf unte­
re Landesbehörden, ist für Beträge bis zu 25.000 DM 
(12.500 Euro) die Einwilligung des Ministeriums der Fi­
nanzen nicht erforderlich. 

2.3.5	 Bei einer Übertragung der Befugnisse nach den Num­
mern 2.3.3 und 2.3.4 bleibt das Erfordernis der Einwil­
ligung des Ministeriums der Finanzen in Fällen von 
grundsätzlicher Bedeutung unberührt. Satz 2 der Nr. 1.6 
zu § 58 gilt entsprechend. 

2.4	 Ist anzunehmen, dass die Einziehung wegen der wirt­
schaftlichen Verhältnisse des Anspruchsgegners (z. B. 
mehrmalige fruchtlos gebliebene Vollstreckungen) oder 
aus anderen Gründen (z. B. Tod) dauernd ohne Erfolg 
bleiben wird, so darf von einer weiteren Verfolgung des 
Anspruchs abgesehen werden (unbefristete Nieder­
schlagung). Dasselbe gilt, wenn anzunehmen ist, dass 
die Kosten der Einziehung im Verhältnis zur Höhe des 
Anspruchs zu hoch sind. Zu den Kosten zählt neben den 
Ausgaben, die durch die Einziehung unmittelbar entste­
hen, auch der anteilige sonstige Verwaltungsaufwand. 

2.4.1	 Die Entscheidung des zuständigen Ministeriums bedarf 
in Fällen von grundsätzlicher oder von erheblicher fi­
nanzieller Bedeutung der Einwilligung des Ministeri­
ums der Finanzen. Ein Fall von grundsätzlicher Bedeu­
tung ist insbesondere anzunehmen, wenn die Entschei­
dung über den Einzelfall hinaus präjudizielle Auswir­
kungen haben kann. Ein Fall von erheblicher finanziel­
ler Bedeutung ist gegeben, wenn Beträge von mehr als 
300.000 DM (150.000 Euro) unbefristet niedergeschla­
gen werden sollen. 

2.4.2	 Das zuständige Ministerium kann ohne Einwilligung 
des Ministeriums der Finanzen seine Befugnisse für Be­
träge bis zu 50.000 DM (25.000 Euro) auf Landesober­
behörden übertragen. Satz 2 der Nr. 1.6 zu § 58 gilt ent­
sprechend. 

2.4.3	 Bei einer weiteren Übertragung, insbesondere auf unte­
re Landesbehörden, ist für Beträge bis zu 25.000 DM 
(12.500 Euro) die Einwilligung des Ministeriums der Fi­
nanzen nicht erforderlich. 

2.4.4	 Bei einer Übertragung der Befugnisse nach den Num­
mern 2.4.2 und 2.4.3 bleibt das Erfordernis der Einwil­
ligung des Ministeriums der Finanzen in Fällen von 
grundsätzlicher Bedeutung unberührt. 

2.5	 Die Einziehung ist erneut zu versuchen, wenn sich An­
haltspunkte dafür ergeben, dass sie Erfolg haben wird. 

2.6	 Für die Behandlung von Kleinbeträgen gelten die Vor­
schriften der Anlage zu Nr. 2.6 zu § 59. 

2.7	 Im Rahmen der Rechnungsprüfung einschließlich Vor­
prüfung festgestellte Ansprüche können nur nach An­
hörung des Landesrechnungshofs niedergeschlagen 
werden. Dieser kann auf die Anhörung verzichten 
(§ 98). 

2.8	 Das Ministerium der Finanzen kann abweichend von 
den Vorschriften der Nummern 2.3.2 bis 2.3.4 und der 
Nummern 2.4.1 bis 2.4.3 Sonderregelungen zulassen. 

3	 Erlass 

3.1	 Der Erlass ist eine Maßnahme, mit der auf einen fälligen 
Anspruch verzichtet wird. Durch den Erlass erlischt der 
Anspruch. 

3.2	 Ein Erlass ist nur dann möglich, wenn eine Stundung 
nach Nummer 1 nicht in Betracht kommt. 

3.3	 Ein Erlass ist auch zulässig, wenn der Anspruch im Zeit­
punkt der Entscheidung zwar nicht einziehbar ist, im 
Falle der Einziehbarkeit aber die Voraussetzungen für ei­
nen Erlass erfüllt wären. 

3.4	 Bei privatrechtlichen Ansprüchen ist der Erlass zwi­
schen dem Land und dem Anspruchsgegner vertraglich 
zu vereinbaren; dasselbe gilt für Ansprüche aus öffent­
lich-rechtlichen Verträgen. In den übrigen Fällen ist der 
Erlass durch einen dem Anspruchsgegner bekannt zu 
gebenden Verwaltungsakt auszusprechen. Für einen Er­
lass ist in der Regel ein Antrag des Anspruchsgegners er­
forderlich. 

3.5	 Eine besondere Härte ist insbesondere anzunehmen, 
wenn sich der Anspruchsgegner in einer unverschulde­
ten wirtschaftlichen Notlage befindet und zu besorgen 
ist, dass die Weiterverfolgung des Anspruchs zu einer 
Existenzgefährdung führen würde. 

3.6	 Die Entscheidung des zuständigen Ministeriums bedarf 
in Fällen von grundsätzlicher oder von erheblicher fi­
nanzieller Bedeutung der Einwilligung des Ministeri­
ums der Finanzen. Ein Fall von grundsätzlicher Bedeu­
tung ist insbesondere anzunehmen, wenn die Entschei­
dung über den Einzelfall hinaus präjudizielle Auswir­
kungen haben kann. Ein Fall von erheblicher finanziel­
ler Bedeutung ist gegeben, wenn Beträge von mehr als 
200.000 DM (100.000 Euro) erlassen werden sollen. 

3.7	 Das zuständige Ministerium kann ohne Einwilligung 
des Ministeriums der Finanzen Befugnisse für Beträge 
bis zu 25.000 DM (12.500 Euro) auf Landesoberbehör-
den übertragen. Satz 2 der Nr. 1.6 zu § 58 gilt entspre­
chend. 
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3.8	 Bei einer weiteren Übertragung, insbesondere auf unte­
re Landesbehörden, ist für Beträge bis zu 10.000 DM 
(5.000 Euro) die Einwilligung des Ministeriums der Fi­
nanzen nicht erforderlich. 

3.9	 Bei einer Übertragung der Befugnisse nach den Num­
mern 3.7 und 3.8 bleibt das Erfordernis der Einwilligung 
des Ministeriums der Finanzen in Fällen von grundsätz­
licher Bedeutung unberührt. 

3.10	 Im Rahmen der Rechnungsprüfung einschließlich Vor­
prüfung festgestellte Ansprüche können nur nach An­
hörung des Landesrechnungshofs erlassen werden. Die­
ser kann auf die Anhörung verzichten (§ 98). 

3.11	 Das Ministerium der Finanzen kann abweichend von 
den Vorschriften der Nummern 3.6 bis 3.8 Sonderrege­
lungen zulassen. 

3.12	 Geleistete Beträge können erstattet oder angerechnet 
werden, wenn die Voraussetzungen für einen Erlass 

3.12.1	 im Zeitpunkt der Zahlung oder 
3.12.2	 innerhalb des Zeitraums, für den eine im Voraus geleis­

tete Zahlung bestimmt ist, 

vorgelegen haben. Eine Erstattung oder Anrechnung 
kommt in der Regel nur in Betracht, wenn die Voraus­
setzungen für den Erlass auch im Zeitpunkt der 
Antragstellung noch vorliegen. Die Erstattung oder An­
rechnung geleisteter Beträge bedarf in jedem Einzelfall 
der Einwilligung des Ministeriums der Finanzen; es 
kann auf seine Befugnis verzichten. Die Nummern 3.2, 
3.3, 3.4, 3.5 und 3.10 sind entsprechend anzuwenden. 

3.13	 Für die Freigabe von Sicherheiten gelten die Nummern 
3.2 bis 3.11 entsprechend. 

4	 Unterrichtung der zuständigen Kasse 

Die zuständige Kasse ist von einer Stundung, einer be­
fristeten oder unbefristeten Niederschlagung oder vom 
Erlass eines Anspruchs schriftlich zu unterrichten, falls 
ihr eine Anordnung zur Erhebung eines Betrages erteilt 
ist, auf den sich die Stundung, die Niederschlagung oder 
der Erlass bezieht. Die Mitteilung dient als Beleg zur 
Rechnungslegung. Im Falle der Niederschlagung hat die 
Kasse aufgrund der Unterrichtung durch die Verwal­
tungsbehörde zur Vermeidung von Kassenresten zum 
Soll gestellte Kassenanordnungen vom Soll abzusetzen, 
es sei denn, dass bei einer befristeten Niederschlagung 
der Fristablauf in das laufende Haushaltsjahr fällt. Die 
niedergeschlagenen Beträge sind von der Verwaltungs­
behörde anhand eines Nachweises, der die Belange der 
Rechnungsprüfung berücksichtigt, zu überwachen. Die 
Überwachung der niedergeschlagenen Beträge kann 
auch in einem automatisierten Verfahren erfolgen. Das 
Nähere regelt das Ministerium der Finanzen. 

VV-LHO § 59 
Anlage zu Nr. 2.6 zu § 59 

5	 Sonderregelungen 

Abgesehen von den Fällen der Nummern 1.11, 2.8 und 
3.11 kann das Ministerium der Finanzen zulassen, dass 
für bestimmte Bereiche bestehende Sonderregelungen 
weiter angewendet oder neue Sonderregelungen getrof­
fen werden. 

6	 Geltungsbereich 

Die für nachstehende Ansprüche geltenden Vorschriften 
bleiben unberührt: 

6.1	 Steuern und sonstige öffentlich-rechtliche Abgaben, auf 
die die Vorschriften der Abgabenordnung anzuwenden 
sind, 

6.2	 die Rückforderung oder Abstandnahme von der Rück­
forderung zuviel gezahlter Dienst- oder Versorgungsbe­
züge, Vergütungen und Löhne, 

6.3	 Geldstrafen, Geldbußen, Nebenfolgen einer Straftat 
oder Ordnungswidrigkeit, die zu einer Geldzahlung ver­
pflichten, Gerichtskosten und sonstige Ansprüche nach 
dem Justizbeitreibungsrecht. 

Anlage zu Nr. 2.6 zu § 59 

Kleinbeträge 

1	 Anforderung und Auszahlung von Kleinbeträgen 

1.1	 Einnahmen 

Von der Anforderung von Beträgen von weniger als 
10 DM (5 Euro) soll abgesehen werden (vgl. aber Nr. 6). 
Ist der Anspruchsgegner ein Sondervermögen des Lan­
des oder eine juristische Person des öffentlichen Rechts, 
tritt unter der Voraussetzung, dass Gegenseitigkeit be­
steht, an die Stelle des Betrages von 10 DM (5 Euro) der 
Betrag von 50 DM (25 Euro). Im Übrigen ist in geeig­
neten Fällen von der Möglichkeit Gebrauch zu machen, 
Urkunden und sonstige Schriftstücke unter Postnach­
nahme zu versenden. 

1.2	 Ausgaben 

Beträge von weniger als 10 DM (5 Euro) sind nur dann 
zur Auszahlung anzuordnen, wenn der Empfangsbe­
rechtigte die Auszahlung ausdrücklich verlangt. 

2	 Erhebung und Auszahlung von Kleinbeträgen 

2.1	 Erhebung von Einnahmen 

Beträgt der Rückstand weniger als 10 DM (5 Euro), ist 
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von der Mahnung abzusehen. Werden mehrere An­
sprüche auf einem Personenkonto nachgewiesen, gilt die 
Kleinbetragsgrenze von weniger als 10 DM (5 Euro) für 
den Gesamtrückstand. Ist der Anspruchsgegner ein Son­
dervermögen des Landes oder eine juristische Person 
des öffentlichen Rechts, ist Nr. 1.1 Satz 2 anzuwenden. 

2.2 Leistungen für Auszahlungen 

Für Auszahlungen, die die Kasse von sich aus zu veran­
lassen hat (z. B. Rückzahlungen, Überzahlungen), gilt 
die Kleinbetragsgrenze von weniger als 10 DM (5 Eu­
ro). Nr. 1.2 ist zu beachten. 

3 Einziehung von Kleinbeträgen (Bagatellgrenze für 
die Verfolgung von Bußgeldangelegenheiten) 

3.1 Verzicht auf Vollstreckungsmaßnahmen und Mahnbe­
scheide 

Bei einem Rückstand oder Gesamtrückstand von weni­
ger als 50 DM (25 Euro) soll von der Vollstreckung oder 
dem Antrag auf Erlass eines Mahnbescheides abgesehen 
werden. Werden mehrere Ansprüche auf einem Perso­
nenkonto nachgewiesen, gilt die Kleinbetragsgrenze 
von weniger als 50 DM (25 Euro) für den Gesamtrück­
stand. 

3.2 Einstellung weiterer Vollstreckungsmaßnahmen 

Nach erfolgloser Vollstreckung in das bewegliche Vermö­
gen sind weitere Maßnahmen nur bei einem Rückstand 
oder Gesamtrückstand von mehr als 200 DM (100 Euro) 
und nur dann einzuleiten, wenn sie in einem angemesse­
nen Verhältnis zur Höhe des Anspruchs stehen. 

4 Wiederkehrende Einnahmen und Ausgaben sowie 
Teilbeträge 

Bei wiederkehrenden Einnahmen und Ausgaben sowie 
bei Teilbeträgen gilt die jeweilige Kleinbetragsgrenze 
für den Jahresbetrag eines Anspruchs oder einer Ver­
bindlichkeit. Wird ein Anspruch oder ein auszuzahlen-
der Betrag in Teilbeträgen festgelegt, sollen diese die 
Kleinbetragsgrenze nicht unterschreiten. 

5 Nebenansprüche 

Bestehen neben einem rückständigen Hauptanspruch 
auch Nebenansprüche (z. B. Verzugszinsen, Stundungs­
zinsen, Mahnkosten), bezieht sich die jeweils geltende 
Kleinbetragsgrenze auf den Gesamtrückstand. 

6 Ausnahmen 

6.1 Die Nrn. 1, 2, 4 und 5 finden keine Anwendung auf ver­
einfachte Erhebungsverfahren (insbesondere Zug-um-

Zug-Geschäfte) sowie auf Geldstrafen, Geldbußen und 
Zahlungen mit strafähnlichem Charakter, auf Hinterle­
gungsgelder und auf sonstige Kleinbeträge, deren Fest­
setzung, Erhebung oder Einziehung geboten ist. 

6.2	 Nr. 6.1 gilt auch, wenn der Anspruchsgegner die Klein­
betragsregelung ausnutzt. 

§ 60 
Vorschüsse,Verwahrungen 

(1) Als Vorschuss darf eine Auszahlung nur gebucht werden, wenn 
die Verpflichtung zur Leistung zwar feststeht, die Auszahlung 
aber noch nicht oder ihrer Art nach nicht endgültig nach der im 
Haushaltsplan oder sonst vorgesehenen Ordnung gebucht werden 
kann. Ein Vorschuss ist bis zum Ende des zweiten auf seine Ent­
stehung folgenden Haushaltsjahres abzuwickeln; Ausnahmen be­
dürfen der Einwilligung des Ministeriums1) der Finanzen. 

(2) In Verwahrung darf eine Einzahlung nur genommen wer­
den, solange sie nicht oder wenn sie ihrer Art nach nicht nach 
der im Haushaltsplan oder sonst vorgesehenen Ordnung ge­
bucht werden kann. Aus den Verwahrgeldern dürfen nur die mit 
ihnen im Zusammenhang stehenden Auszahlungen geleistet 
werden. 

(3) Kassenverstärkungskredite sind wie Verwahrungen zu be­
handeln. 

§ 61 
Interne Verrechnungen 

(1) Innerhalb der Landesverwaltung dürfen Vermögensgegen­
stände für Zwecke einer anderen Bewilligung als der, aus der sie 
beschafft wurden, nur gegen Erstattung ihres vollen Wertes ab­
gegeben werden, soweit sich aus dem Haushaltsplan nichts an­
deres ergibt. Aufwendungen einer Dienststelle für eine andere 
sind zu erstatten; andere Regelungen in Rechtsvorschriften blei­
ben unberührt. Ein Schadenausgleich zwischen Dienststellen 
unterbleibt. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn der Wert der abzugebenden Vermö­
gensgegenstände oder die zu erstattenden Aufwendungen einen 
bestimmten, vom Ministerium1) der Finanzen festzusetzenden 
Betrag nicht überschreiten oder das Ministerium1) der Finanzen 
in Einzelfällen weitere Ausnahmen zulässt. 

(3) Der Wert der abgegebenen Vermögensgegenstände und die 
Aufwendungen sind stets zu erstatten, wenn Landesbetriebe 
oder Sondervermögen des Landes beteiligt sind. Entsprechen­
des gilt für den Ausgleich von Schäden. Im Wege der Verwal­
tungsvereinbarung können andere Regelungen getroffen wer­
den, soweit sie aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung drin­
gend geboten sind. 

(4) Für die Nutzung von Vermögensgegenständen gelten die Ab­
sätze 1 bis 3 entsprechend. 
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Zu § 61 

1	 Zu den internen Verrechnungen innerhalb der Landes­
verwaltung zählen nur solche, die zwischen Dienststel­
len der unmittelbaren Landesverwaltung vorgenommen 
werden; § 61 Abs. 3 Satz 1 bleibt unberührt. 

2	 Bei der Abgabe von Vermögensgegenständen im Sinne 
von § 61 ist zwischen dauernden und vorübergehenden 
Abgaben zu unterscheiden. Eine dauernde Abgabe (§ 61 
Abs. 1 bis Abs. 3) liegt vor, wenn die abzugebenden Ver­
mögensgegenstände in das Verwaltungsvermögen der 
empfangenden Dienststelle übergeben werden. Eine 
vorübergehende Abgabe (§ 61 Abs. 4) liegt vor, wenn die 
abzugebenden Vermögensgegenstände im Verwaltungs­
vermögen der abgebenden Dienststelle oder im Allge­
meinen Sachvermögen verbleiben. 

3	 Aufwendungen im Sinne von § 61 Abs. 1 Satz 2 sind die 
zusätzlichen Ausgaben, die der ersuchten Dienststelle in 
Ausführung der Leistung unmittelbar entstanden sind. 
Der sonstige Verwaltungsaufwand der ersuchten Dienst­
stelle zählt nicht zu den Aufwendungen für die über­
nommene Leistung. 

4	 Mit Einwilligung des zuständigen Ministeriums kann 
von der Anforderung eines Erstattungsbetrages abgese­
hen werden, wenn der Wert der abzugebenden Vermö­
gensgegenstände einen Betrag von 100.000 DM (50.000 
Euro) im Einzelfall oder die Höhe der Aufwendungen 
einen Betrag von 5.000 DM (2.500 Euro) bei einmaligen 
Leistungen oder einen Jahresbetrag von 5.000 DM 
(2.500 Euro) bei fortdauernden Leistungen nicht über­
schreitet; § 61 Abs. 3 Satz 1 bleibt unberührt. Satz 1 ist 
nicht anzuwenden auf Erzeugnisse und sonstige Be­
standteile einer Sache (Holz und andere Forsterzeugnis­
se, Kies, Sand usw.), die von einer Dienststelle der un­
mittelbaren Landesverwaltung nach erwerbswirtschaft-
lichen Zielsetzungen gewonnen werden. 

5	 Wegen des Begriffs „voller Wert“ wird auf Nr. 2 zu § 63 
Bezug genommen. Bei der Wertermittlung ist ein unan­
gemessener Verwaltungsaufwand zu vermeiden. 

6	 In Fällen des § 61 Abs. 4 ist „Wert“ im Sinne der Nr. 2 
der jährliche Miet- oder Pachtwert. 

7	 Wegen der Behandlung von Grundstücken sind zusätz­
lich die besonderen Regelungen in den Nrn. 1, 2, 3 
und 7 zu § 64 zu beachten. 

8	 Das Ministerium der Finanzen kann zulassen, dass für 
bestimmte Bereiche bestehende Sonderregelungen wei­
ter angewendet oder neue Sonderregelungen getroffen 
werden. 

§ 62 
Rücklagen 

(1) Zur Sicherung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts 
ist unter den Voraussetzungen des Gesetzes zur Förderung der 
Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft eine Konjunk­
turausgleichsrücklage zu bilden. 

(2) Darüber hinaus kann eine allgemeine Rücklage gebildet wer­
den. In ihr sind mindestens so viel Mittel anzusammeln, dass der 
regelmäßige Bedarf an Betriebsmitteln gedeckt wird. 

(3) Weitere Rücklagen werden nicht gebildet. In besonderen Fäl­
len können im Haushaltsgesetz Ausnahmen zugelassen werden. 
§ 113 Abs. 2 bleibt unberührt. 

§ 63 
Erwerb und Veräußerung von Vermögensgegenständen 

(1) Vermögensgegenstände sollen nur erworben werden, soweit 
sie zur Erfüllung der Aufgaben des Landes in absehbarer Zeit er­
forderlich sind. 

(2) Vermögensgegenstände dürfen nur veräußert werden, wenn 
sie zur Erfüllung der Aufgaben des Landes in absehbarer Zeit 
nicht benötigt werden. 

(3) Vermögensgegenstände dürfen nur zu ihrem vollen Wert ver­
äußert werden. Ausnahmen können im Haushaltsgesetz oder im 
Haushaltsplan zugelassen werden. Das Ministerium1) der Finan­
zen kann in besonderen Fällen oder bei Gegenständen von ge­
ringem Wert weitere Ausnahmen zulassen. 

(4) Für die Überlassung der Nutzung eines Vermögensgegen­
standes gelten die Absätze 2 und 3 entsprechend. 

Zu § 63 

1	 Die Veräußerung von Vermögensgegenständen und die 
Überlassung der Nutzung von Vermögensgegenständen 
kann mit Bedingungen oder Auflagen verbunden werden. 

2	 Der volle Wert im Sinne von Absatz 3 wird durch den 
Preis bestimmt, der im gewöhnlichen Geschäftsverkehr 
nach der Beschaffenheit des Gegenstandes bei einer Ver­
äußerung zu erzielen wäre; dabei sind alle Umstände, 
die den Preis beeinflussen, nicht jedoch ungewöhnliche 
oder persönliche Verhältnisse, zu berücksichtigen. Ist 
ein Marktpreis feststellbar, bedarf es keiner besonderen 
Wertermittlung. § 64 Abs. 3 bleibt unberührt. 

3	 Ist eine Ausnahme vom Grundsatz der Veräußerung zum 
vollen Wert im Haushaltsgesetz oder im Haushaltsplan 
nicht vorgesehen, so kann das Ministerium der Finanzen 
in besonderen Fällen oder bei Gegenständen von gerin­
gem Wert Ausnahmen zulassen (§ 63 Abs. 3 Satz 3). 
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3.1 	 Ein besonderer Fall liegt vor, wenn die Abgabe von Ge­
genständen - Veräußerung unter dem vollen Wert - an 
Stellen außerhalb der Landesverwaltung im Interesse 
des Landes dringend geboten erscheint. 

3.2 	 Eine Ausnahme nach § 63 Abs. 3 Satz 3 bei Vorliegen ei­
nes dringenden Landesinteresses kann das Ministerium 
der Finanzen nur zulassen, wenn die Veräußerung für das 
Land dringlich ist und nicht bis zum nächsten Haushalts­
plan oder Nachtragshaushalt zurückgestellt werden kann. 

3.3	 In den Fällen der Nr. 3.1 kann das zuständige Ministeri­
um ohne Einwilligung des Ministeriums der Finanzen 
Ausnahmen zulassen, wenn der volle Wert des Ver­
mögensgegenstandes den Betrag von 50.000 DM 
(25.000 Euro) im Einzelfall nicht übersteigt. 

3.4	 Bei Gegenständen von geringem Wert kann die oberste 
Landesbehörde ohne Einwilligung des Ministeriums der 
Finanzen Ausnahmen zulassen, wenn der volle Wert des 
Vermögensgegenstandes den Betrag von 25.000 DM 
(12.500 Euro) im Einzelfall nicht übersteigt. 

3.5	 Die oberste Landesbehörde kann ohne Einwilligung des 
Ministeriums der Finanzen ihre Befugnisse bis zur Hälf­
te der in Nummern 3.3 und 3.4 genannten Wertgrenzen 
auf Landesoberbehörden übertragen. Eine weitere Über­
tragung dieser Befugnisse bedarf der Einwilligung des 
Ministeriums der Finanzen. Satz 2 der Nr. 1.6 zu § 58 
gilt entsprechend. 

4	 Nach § 63 Abs. 3 wird zugelassen, dass von Landes­
dienststellen im Bereich der Datenverarbeitung ent­
wickelte Software unentgeltlich an Stellen der öffentli­
chen Verwaltung im Inland abgegeben werden kann, so­
weit Gegenseitigkeit besteht. Dies gilt auch für von Lan­
desdienststellen erworbene Software. Für erworbene Li­
zenzen an Standard-Software ist die jeweilige Lizenz­
vereinbarung maßgebend. 

5	 Auf die Überlassung der Nutzung eines Vermögensge­
genstandes (§ 63 Abs. 4) sind die Nrn. 3.1 bis 3.5 ent­
sprechend anzuwenden mit der Maßgabe, dass es sich 
bei den Beträgen in den Nrn. 3.3 und 3.4 um Jahresbe­
träge handelt. 

6	 Für landeseigene Grundstücke vgl. Sonderregelungen 
zu § 64. 

7	 Für Beteiligungen an privatrechtlichen Unternehmen 
vgl. Sonderregelungen zu § 65. 

8	 Wegen des Erwerbs und der sonstigen Beschaffung, der 
Veräußerung sowie der nutzungsweisen Überlassung 
von Grundstücken sind zusätzlich die besonderen Rege­
lungen in den Nrn. 2, 4, 5 und 6 zu § 64 zu beachten. 

9	 Ersatzbeschaffungen von Kraftfahrzeugen dürfen nur 

vorgenommen werden, wenn die Notwendigkeit der 
Aussonderung des bisherigen Fahrzeugs durch das Gut­
achten eines für die Geschäftsbereiche der obersten Lan­
desbehörden zuständigen kraftfahrtechnischen Sachver­
ständigen festgestellt ist. Bei dem Erwerb und der Ver­
äußerung von Dienstkraftfahrzeugen sind die Richtlini­
en über die Haltung und Benutzung von Dienstkraft­
fahrzeugen im Lande Brandenburg in ihrer jeweils gel­
tenden Fassung anzuwenden. Das Ministerium der Fi­
nanzen kann Ausnahmen hiervon zulassen. 

§ 64 
Grundstücke 

(1) Landeseigene Grundstücke dürfen nur mit Einwilligung des 
Ministeriums1) der Finanzen veräußert werden. 

(2) Haben Grundstücke erheblichen Wert oder besondere Be­
deutung und ist ihre Veräußerung im Haushaltsplan nicht vorge­
sehen, so dürfen sie nur mit Einwilligung des für den Haushalt 
zuständigen Ausschusses des Landtags veräußert werden, soweit 
nicht aus zwingenden Gründen eine Ausnahme hiervon geboten 
ist. Ist die Einwilligung nicht eingeholt worden, so ist der für den 
Haushalt zuständige Ausschuss des Landtags unverzüglich von 
der Veräußerung zu unterrichten. 

(3) Für zu erwerbende oder zu veräußernde Grundstücke ist ei­
ne Wertermittlung aufzustellen. 

(4) Dingliche Rechte dürfen an landeseigenen Grundstücken nur 
gegen angemessenes Entgelt bestellt werden. Die Bestellung be­
darf der Einwilligung des Ministeriums1) der Finanzen, soweit 
es1) nicht darauf verzichtet. 

(5) Beim Erwerb von Grundstücken können in Ausnahmefällen 
mit Einwilligung des Ministeriums der Finanzen Hypotheken, 
Grund- und Rentenschulden unter Anrechnung auf den Kauf­
preis ohne die Voraussetzungen der §§ 18 Abs. 2 und 38 Abs. 1 
übernommen werden. Der anzurechnende Betrag ist bei dem für 
den Erwerb vorgesehenen Haushaltsansatz einzusparen. 

Zu § 64 

1	 Verwaltung von Grundstücken 

1.1	 Verwaltungsgrundvermögen (Verwaltungsvermögen) 

1.1.1	 Landeseigene Grundstücke, die für Verwaltungszwecke 
des Landes oder im Rahmen des Gemeingebrauchs im 
Aufgabenbereich des Landes genutzt werden oder be­
nutzt werden sollen, werden ohne Rücksicht auf ihre je­
weilige Nachweisung in der Vermögensrechnung von 
der zuständigen obersten Landesbehörde, den ihr nach­
geordneten Dienststellen des Landes und den im Auftrag 
des Landes tätigen Dienststellen anderer Gebietskörper­
schaften verwaltet. 

1.1.2	 Werden landeseigene oder angemietete Grundstücke, 
die eine wirtschaftliche Einheit bilden, von mehreren 
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Landesdienststellen desselben oder verschiedener Ge­
schäftsbereiche benutzt, so obliegt die Haus- und 
Grundbesitzverwaltung in der Regel der Dienststelle, 
die den größten Nutzflächenanteil innehat. Die haus-
oder grundbesitzverwaltende Dienststelle trägt grund­
sätzlich auch die Bewirtschaftungskosten und die Kosten 
für die Bauunterhaltung (vgl. Abschnitt C.1.2 der Richt­
linien für die Durchführung von Bauaufgaben 
im Zuständigkeitsbereich der Finanzbauverwaltung -
RBBau/RLBau BB). Die mitbenutzenden Landesdienst­
stellen sind ohne Rücksicht auf die Höhe des Mietwertes 
von der Zahlung eines Nutzungsentgeltes befreit. Sind in 
einer wirtschaftlichen Einheit Landesdienststellen ver­
schiedener Geschäftsbereiche untergebracht und können 
sich die beteiligten Geschäftsbereiche über die Raum­
verteilung und die Bestellung der hausverwaltenden 
Dienststellen nicht einigen, so hat das Ministerium der 
Finanzen nach ihrer Anhörung die abschließende Ent­
scheidung zu treffen. Sind Landesbetriebe oder Sonder­
vermögen des Landes Mitbenutzer, so ist von ihnen ein 
Entgelt zu erheben, das dem vollen ortsüblichen Miet­
oder Pachtzins entspricht. Dasselbe gilt für landesunmit­
telbare juristische Personen des öffentlichen Rechts so­
wie für Dienststellen und sonstige Einrichtungen anderer 
juristischer Personen. Ausnahmen bedürfen der Einwilli­
gung des Ministeriums der Finanzen. 

1.2	 Allgemeines Grundvermögen (Finanzvermögen) 

1.2.1	 Landeseigene Grundstücke, die nicht für Verwaltungs­
zwecke des Landes oder im Rahmen des Gemeinge­
brauchs im Aufgabenbereich des Landes benötigt wer­
den, werden bis auf weiteres vom Ministerium der Fi­
nanzen verwaltet. 

1.2.2	 Landeseigene Grundstücke, die nicht oder für die Dauer 
nicht mehr für Verwaltungszwecke des Landes oder im 
Rahmen des Gemeingebrauchs im Aufgabenbereich des 
Landes benutzt werden, sind dem Allgemeinen Grund­
vermögen (Finanzvermögen) zuzuführen. Die verwal­
tenden Dienststellen haben solche Grundstücke dem 
Ministerium der Finanzen zu übergeben. Ein Wertaus­
gleich findet nicht statt. 

2	 Beschaffung von Grundstücken 

2.1	 Der Liegenschaftsbedarf des Landes ist in erster Linie 
aus dem Allgemeinen Grundvermögen (Finanzvermö­
gen) zu decken (vgl. Nr. 1.2). 

2.2	 Stehen nach Auskunft des Ministeriums der Finanzen 
für den vorgesehenen Zweck geeignete landeseigene 
Grundstücke nicht zur Verfügung oder können sie nicht 
in wirtschaftlich sinnvoller Weise verfügbar gemacht 
werden oder ist der Wert eines vorhandenen geeigneten 
Grundstücks in Bezug zur vorgesehenen Nutzung un­
verhältnismäßig hoch, so dürfen Grundstücke für 
Zwecke des Landes erworben (§ 63 Abs. 1), gemietet 
oder auf sonstige Weise beschafft werden, wenn ein Be-

VV-LHO § 64 

darf gegeben ist und die sonstigen haushaltsrechtlichen 
Voraussetzungen vorliegen. 

2.3	 Im Interesse einer einheitlichen Preis- und Vertragsge­
staltung hat der Erwerb von Grundstücken für alle Be­
darfsträger durch das Ministerium der Finanzen im Ein­
vernehmen mit dem jeweiligen Bedarfsträger zu erfolgen. 
Das Ministerium der Finanzen kann für bestimmte Fälle 
und Fallgruppen Ausnahmen zulassen. Satz 1 gilt nicht, 
soweit einer obersten Landesbehörde eigene Grund­
erwerbsmittel durch den Haushaltsplan zugewiesen sind. 
Das Nähere regelt das Ministerium der Finanzen. 

2.4	 Vor einer Anmietung ist bei dem Ministerium der Finan­
zen festzustellen, ob der Bedarf aus vorhandenen lan­
deseigenen Grundstücken gedeckt werden kann und ob 
der geforderte Mietzins ortsüblich und angemessen ist. 
Das Ministerium der Finanzen behält sich eine weiter 
gehende Prüfung vor. 

3	 Abgabe von Grundstücken innerhalb der Landes­
verwaltung 

3.1	 Die Abgabe landeseigener Grundstücke von einem Ge­
schäftsbereich an einen anderen richtet sich nach § 61. 

3.2	 Die Abgabe landeseigener Grundstücke aus dem Allge­
meinen Grundvermögen (Finanzvermögen) wird durch 
Vereinbarung zwischen dem Ministerium der Finanzen 
und der Dienststelle geregelt, bei der ein Bedarf auftritt. 

3.2.1	 Bei Dauerbedarf gehen die abgegebenen Grundstücke in 
das Verwaltungsgrundvermögen (Verwaltungsvermö­
gen) der empfangenden Dienststelle über. Bei vorüber­
gehendem Bedarf verbleiben die abgegebenen Grund­
stücke im Allgemeinen Grundvermögen (Finanzvermö­
gen). Ist eine gemeinsame Benutzung eines Grund­
stücks durch Dienststellen verschiedener Geschäftsbe­
reiche vorgesehen, so kommt eine dauernde Abgabe in 
der Regel nur an die Dienststelle in Betracht, die den 
größten Nutzflächenanteil erhält (vgl. Nr. 1.1.2). 

3.2.2	 Die Abgabe von Grundstücken bedarf der Einwilligung 
des Ministeriums der Finanzen. Die Einwilligung kann 
für bestimmte Fallgruppen auch allgemein erteilt werden. 

3.2.3	 Ein Entgelt für die Abgabe von Grundstücken aus dem 
Allgemeinen Grundvermögen (Finanzvermögen) wird 
nicht erhoben. 

3.3	 Die unmittelbare Abgabe von Grundstücken von einer 
Dienststelle an eine andere Dienststelle eines anderen 
Geschäftsbereichs ohne vorherige Zuführung an das 
Allgemeine Grundvermögen (Finanzvermögen) ist nur 
mit Einwilligung des Ministeriums der Finanzen zuläs­
sig. Die Einwilligung kann für bestimmte Fallgruppen 
auch allgemein erteilt werden. Nr. 3.2.3 ist sinngemäß 
anzuwenden. 

3.4	 Von Landesbetrieben und Sondervermögen des Landes ist 
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für die dauernde Abgabe landeseigener Grundstücke aus­
nahmslos ein Entgelt in Höhe des vollen Wertes, bei vorü­
bergehender Abgabe ein Entgelt in Höhe des ortsüblichen 
Miet- oder Pachtzinses zu erheben. Wegen des Begriffs 
„voller Wert“ wird auf Nr. 2 zu § 63 Bezug genommen. 

3.5	 Werden Grundstücke vorübergehend nicht für Verwal­
tungszwecke benötigt, so sind sie für diese Zeit im Be­
nehmen mit dem Ministerium der Finanzen für andere 
Verwaltungsaufgaben oder in wirtschaftlicher Weise zu 
verwenden. 

4	 Veräußerung von Grundstücken an Dritte 

4.1	 Die Durchführung von Grundstücksveräußerungen ob-
liegt bis auf weiteres dem Ministerium der Finanzen. 
Dabei wird insbesondere geprüft, ob ein Grundstück, 
das nicht mehr für Verwaltungszwecke oder im Rahmen 
des Gemeingebrauchs im Aufgabenbereich des Landes 
benötigt wird, für das Land entbehrlich ist (§ 63 Abs. 2). 

4.2	 Die Veräußerung richtet sich grundsätzlich nach § 63 in 
Verbindung mit dem Gesetz zur Verwertung landeseigener 
Grundstücke (Grundstücksverwertungsgesetz – LGVG). 

4.3	 Für die Wertermittlung kann das Ministerium der Finan­
zen Dienststellen der Bauverwaltung des Landes bei der 
Bewertung in Anspruch nehmen. Nr. 2 zu § 63 bleibt 
hiervon unberührt. 

4.4	 Eine Wertermittlung kann unterbleiben, wenn anstelle 
eines Kaufpreises die Zahlung einer pauschalen Ent­
schädigung vorgesehen ist. Eine pauschale Entschädi­
gung kann nur bei der Bestellung von dinglichen Rech­
ten (§ 64 Abs. 4) in Betracht kommen. 

4.5	 Grundstücke, deren voller Wert unterhalb bestimmter, 
vom Ministerium der Finanzen festgesetzter Grenzen 
liegt, können von den obersten Landesbehörden für an­
dere Dienststellen in eigener Verantwortung veräußert 
werden. 

4.6	 Die Veräußerung von Grundstücken durch andere 
Dienststellen bedarf der Einwilligung des Ministeriums 
der Finanzen. Die Einwilligung kann für bestimmte 
Fallgruppen auch allgemein erteilt werden. 

4.7	 Im Kaufvertrag ist vorzusehen, dass der Kaufpreis für 
ein veräußertes Grundstück spätestens vier Wochen 
nach Auflassung zu entrichten ist und der Eintragungs­
antrag nicht vor Kaufpreiszahlung gestellt werden darf. 
Ein Hinausschieben der Fälligkeit von Teilbeträgen ist 
nur ausnahmsweise zulässig, wenn dies im Interesse des 
Landes liegt, wenn das zu verkaufende Grundstück ganz 
oder überwiegend dem sozialen Wohnungsbau dient 
oder dienen soll oder wenn es in besonders begründeten 
Ausnahmefällen mit Rücksicht auf die Verhältnisse des 
Vertragspartners gerechtfertigt ist. 

4.8	 Werden Zahlungserleichterungen nach Nr. 4.7 gewährt, 
so ist vorzusehen, dass mindestens ein Drittel des 
Grundstückskaufpreises nach Maßgabe der Nr. 4.7 
Satz 1, der Rest äußerstenfalls in fünf Jahresraten be­
zahlt wird. Das Restkaufgeld ist regelmäßig durch Ein­
tragung eines erststelligen Grundpfandrechts im Grund­
buch des Kaufgrundstücks zu sichern. Für die Verzin­
sung des Restkaufgeldes gilt Nr. 1.4 zu § 59. Ausnahmen 
bedürfen der Einwilligung des Ministeriums der Finan­
zen. 

4.9	 Für die Veräußerung von Grundstücken von erhebli­
chem Wert oder besonderer Bedeutung bedarf es nach 
§ 64 Abs. 2 der Einwilligung des für den Haushalt zu­
ständigen Ausschusses des Landtags. Ein erheblicher 
Wert ist gegeben, wenn der volle Wert des Grundstücks 
(vgl. Nr. 2 zu § 63) im Einzelfall mehr als drei Millionen 
DM (1,5 Mio. Euro) beträgt oder das Grundstück größer 
als 50 ha ist. Von besonderer Bedeutung sind Grund­
stücke von erheblich künstlerischem, geschichtlichem 
oder kulturellem Wert. Darüber hinaus ist eine besonde­
re Bedeutung dann gegeben, wenn durch die Veräuße­
rung sonstige wichtige öffentliche Belange berührt wer­
den. 

4.10	 Im Übrigen ist § 63 Abs. 3 Satz 3 zu beachten. 

4.11	 Für den Tausch von Grundstücken gelten die Vorschrif­
ten über die Beschaffung und Veräußerung mit folgen-
der Maßgabe: 

4.11.1	 Sofern sich aus dem Haushaltsplan nichts anderes er­
gibt, sind nach § 35 Abs. 1 die Ausgaben für das erwor­
bene Grundstück in voller Höhe getrennt von den Ein­
nahmen für das veräußerte Grundstück nachzuweisen. 

4.11.2	 Ist im Haushaltsplan nach § 15 Abs. 1 Satz 3 zugelassen, 
dass Einnahmen aus Grundstücksveräußerungen den 
Ausgaben für Grundstücksbeschaffungen zufließen, ist 
nur der Unterschiedsbetrag nachzuweisen. 

5	 Nutzung von Grundstücken durch Stellen außerhalb 
der Landesverwaltung 

5.1	 Für die Überlassung der Nutzung von Grundstücken an 
Stellen außerhalb der Landesverwaltung ist grundsätz­
lich das Ministerium der Finanzen zuständig. Es kann 
andere Zuständigkeitsregelungen treffen. 

5.2	 Einer Überlassung der Nutzung ist als voller Wert die 
ortsüblich angemessene Jahresmiete oder -pacht zu­
grunde zu legen. 

5.3	 Im Übrigen ist § 63 Abs. 4 und Nr. 3 zu § 63 zu beachten. 

6	 Bestellung von dinglichen Rechten und Baulasten an 
landeseigenen Grundstücken 

6.1	 Die Bestellung von Erbbaurechten nach § 64 Abs. 4 setzt 
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voraus, dass die Grundstücke für Zwecke des Landes 
dauernd entbehrlich sind. Bei der Veräußerung von Erb­
baurechten sind die Vorschriften über die Veräußerung 
von Grundstücken entsprechend anzuwenden. Das 
Nähere regelt das Ministerium der Finanzen. 

6.2	 Die Bestellung beschränkter persönlicher Dienstbarkei­
ten an landeseigenen Grundstücken zugunsten der Trä­
ger von Versorgungseinrichtungen (für Energie, Wasser) 
bedarf keiner besonderen Einwilligung nach § 64 Abs. 4, 
wenn im Einzelfall die Eintragung der Dienstbarkeit er­
zwungen werden könnte oder wenn es sich um die Er­
schließung landeseigener Grundstücke handelt. 

6.3	 Die oberste Landesbehörde kann die sich aus Nr. 6.2 er­
gebenden Befugnisse auf Landesoberbehörden übertra­
gen. Satz 2 der Nr. 1.6 zu § 58 gilt entsprechend. 

7	 Teile von Grundstücken 

Die Nrn. 2 bis 6 gelten auch für Teile von Grundstücken. 

8	 Sonderregelung 

Für die Verwaltung und Bewirtschaftung des Grundbe­
sitzes der Landesforstverwaltung und der Domänenver­
waltung gelten besondere Bestimmungen, die das Mi­
nisterium für Landwirtschaft, Umweltschutz und Raum­
ordnung im Einvernehmen mit dem Ministerium der Fi­
nanzen erlässt. 

9	 Landtagsvorlagen 

Vorlagen an den für den Haushalt zuständigen Aus­
schuss (§ 64 Abs. 2) leitet das Ministerium der Finanzen 
dem Ausschuss für Haushalt und Finanzen zu. 

§ 65 
Beteiligung an privatrechtlichen Unternehmen 

(1) Das Land soll sich, außer in den Fällen des Absatzes 5, an der 
Gründung eines Unternehmens in einer Rechtsform des privaten 
Rechts oder an einem bestehenden Unternehmen in einer sol­
chen Rechtsform nur beteiligen, wenn 

1.	 ein wichtiges Interesse des Landes vorliegt und sich der vom 
Land angestrebte Zweck nicht besser und wirtschaftlicher 
auf andere Weise erreichen lässt, 

2.	 die Einzahlungsverpflichtung des Landes auf einen be­
stimmten Betrag begrenzt ist, 

3.	 das Land einen angemessenen Einfluss, insbesondere im 
Aufsichtsrat oder in einem entsprechenden Überwachungs­
organ erhält, 

4.	 gewährleistet ist, dass der Jahresabschluss und der Lagebe­
richt, soweit nicht weitergehende gesetzliche Vorschriften 
gelten oder andere gesetzliche Vorschriften entgegenstehen, 
in entsprechender Anwendung der Vorschriften des Dritten 
Buchs des Handelsgesetzbuchs für große Kapitalgesell­
schaften aufgestellt und geprüft werden. 

VV-LHO §§ 64, 65 

(2) Das zuständige Ministerium1) hat die Einwilligung des 
Ministeriums1) der Finanzen einzuholen, bevor das Land Anteile 
an einem Unternehmen erwirbt, seine Beteiligung erhöht oder 
sie ganz oder zum Teil veräußert. Entsprechendes gilt bei einer 
Änderung des Nennkapitals oder des Gegenstandes des Unter­
nehmens oder bei einer Änderung des Einflusses des Landes. 
Das Ministerium1) der Finanzen ist an den Verhandlungen zu be­
teiligen. 

(3) Das zuständige Ministerium1) soll darauf hinwirken, dass ein 
Unternehmen, an dem das Land unmittelbar oder mittelbar mit 
Mehrheit beteiligt ist, nur mit seiner Zustimmung eine Beteili­
gung von mehr als dem vierten Teil der Anteile eines anderen 
Unternehmens erwirbt, eine solche Beteiligung erhöht oder sie 
ganz oder zum Teil veräußert. Es1) hat vor Erteilung seiner Zu­
stimmung die Einwilligung des Ministeriums1) der Finanzen ein­
zuholen. Die Grundsätze des Absatzes 1 Nr. 3 und 4 sowie des 
Absatzes 2 Satz 2 gelten entsprechend. 

(4) Das Ministerium1) der Finanzen kann auf die Ausübung der 
Befugnisse nach den Absätzen 2 und 3 verzichten. 

(5) An einer Erwerbs- oder Wirtschaftsgenossenschaft soll sich 
das Land nur beteiligen, wenn die Haftpflicht der Genossen für 
die Verbindlichkeiten der Genossenschaft dieser gegenüber im 
Voraus auf eine bestimmte Summe beschränkt ist. Die Beteili­
gung des Landes an einer Genossenschaft bedarf der Einwilli­
gung des Ministeriums1) der Finanzen. 

(6) Das zuständige Ministerium1) soll darauf hinwirken, dass die 
auf Veranlassung des Landes gewählten oder entsandten Mit­
glieder der Aufsichtsorgane der Unternehmen bei ihrer Tätig­
keit auch die besonderen Interessen des Landes berücksichti­
gen. 

(7) Haben Anteile von Unternehmen besondere Bedeutung und 
ist deren Veräußerung im Haushaltsplan nicht vorgesehen, so 
dürfen sie nur mit Einwilligung des für den Haushalt zuständi­
gen Ausschusses des Landtags veräußert werden, soweit nicht 
aus zwingenden Gründen eine Ausnahme geboten ist. Ist die 
Einwilligung nicht eingeholt worden, so ist der für den Haushalt 
zuständige Ausschuss des Landtags unverzüglich von der Ver­
äußerung zu unterrichten. 

Zu § 65 

1	 Unternehmen, Beteiligung 

1.1	 Der Begriff „Unternehmen“ im Sinne der §§ 65 ff. setzt 
weder eine eigene Rechtspersönlichkeit voraus (schließt 
z. B. auch Gesellschaften des bürgerlichen Rechts ein) 
noch einen gewerblichen oder sonstigen wirtschaftli­
chen Betrieb. 

1.2	 Unter Beteiligung ist grundsätzlich jede kapitalmäßige 
Beteiligung zu verstehen, die eine Dauerbeziehung zu 
dem Unternehmen begründen soll. Ein Mindestanteil ist 
dafür nicht Voraussetzung. 
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VV-LHO §§ 65 - 67 

2	 Einwilligungsbedürftige Geschäfte 

2.1	 Zu den nach § 65 Abs. 2 einwilligungsbedürftigen Ge­
schäften bei unmittelbaren Beteiligungen gehören u. a. 

2.1.1	 die Gründung einschließlich Mitgründung von Unter­
nehmen, 

2.1.2	 die Ausübung von Bezugsrechten und der Verzicht auf 
die Ausübung von solchen Rechten, 

2.1.3	 die Auflösung eines Unternehmens, 
2.1.4	 der Abschluss, die wesentliche Änderung und die Been­

digung von Beherrschungsverträgen, 
2.1.5	 die Umwandlung, die Verschmelzung, die Änderung der 

Rechtsform und die Einbringung in andere Unterneh­
men, 

2.1.6	 die Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln sowie die 
Kapitalherabsetzung. 

Bei der Veräußerung von Anteilen sind im Übrigen die 
Bestimmungen des § 63 Abs. 2 bis 4 anzuwenden. 

2.2	 § 65 Abs. 3 erfasst die Fälle, in denen das Land unmit­
telbar oder mittelbar in jeder Stufe mit Mehrheit an ei­
nem Unternehmen beteiligt ist und dieses Unternehmen 
eine Beteiligung von mehr als dem vierten Teil der An­
teile eines anderen Unternehmens erwirbt, eine solche 
Beteiligung erhöht oder sie ganz oder zum Teil ver­
äußert. Hierunter fällt auch die Erhöhung einer Beteili­
gung auf mehr als den vierten Teil der Anteile. Im Übri­
gen ist Nr. 2.1 entsprechend anzuwenden. 

2.3	 Das zuständige Ministerium hat das Ministerium der Fi­
nanzen an seinen Erörterungen mit Unternehmen über 
Maßnahmen nach § 65 Abs. 3 zu beteiligen, sofern es 
sich nicht um Fragen von untergeordneter Bedeutung 
handelt. 

3	 Mitglieder der Aufsichtsorgane 

Das zuständige Ministerium soll darauf hinwirken, dass 
die auf Veranlassung des Landes gewählten und von ihm 
entsandten Mitglieder der Aufsichtsorgane im Rahmen 
ihrer unternehmensbezogenen Pflichten auch die beson­
deren Interessen des Landes berücksichtigen und dass 
sie sich vor wichtigen Entscheidungen des Aufsichtsor­
gans über eine einheitliche Auffassung verständigen. 

4	 Einwilligung des Landtagsausschusses 

4.1	 § 65 Abs. 7 gilt für die Veräußerung einer unmittelbaren 
Beteiligung des Landes. Er gilt auch für die Veräuße­
rung an ein Unternehmen, an dem das Land unmittelbar 
oder mittelbar beteiligt ist. Eine Veräußerung ist auch 
die Einbringung in ein Unternehmen. 

4.2	 Vorlagen an den für den Haushalt zuständigen Aus­
schuss (§ 65 Abs. 7) leitet das Ministerium der Finanzen 
im Einvernehmen mit dem zuständigen Ministerium 
dem Ausschuss für Haushalt und Finanzen zu. 

§ 66 
Unterrichtung des Landesrechnungshofs 

bei Mehrheitsbeteiligungen 

Besteht eine Mehrheitsbeteiligung im Sinne des § 53 des Haus­
haltsgrundsätzegesetzes, so hat das zuständige Ministerium1) 

darauf hinzuwirken, dass dem Landesrechnungshof die in § 54 
des Haushaltsgrundsätzegesetzes bestimmten Befugnisse einge­
räumt werden. 

Zu § 66 

1	 Auf die Einräumung der Befugnisse des Landesrech­
nungshofes ist insbesondere bei einer Änderung des 
Grundkapitals und der Beteiligungsverhältnisse hinzu­
wirken. 

2	 Auf die Einräumung der Befugnisse des Landesrech­
nungshofes ist auch bei den Verhandlungen über die 
Gründung eines Unternehmens und über den Erwerb 
von Anteilen an einem Unternehmen hinzuwirken. 

3	 Als Fassung für die Satzung (Gesellschaftsvertrag) emp­
fiehlt sich: „Der Landesrechnungshof Brandenburg hat 
die Befugnis aus § 54 Haushaltsgrundsätzegesetz 
(HGrG)“. Erforderlichenfalls ist der Wortlaut dieser 
Vorschrift zu wiederholen. 

§ 67 
Prüfungsrecht durch Vereinbarung 

Besteht keine Mehrheitsbeteiligung im Sinne des § 53 des Haus­
haltsgrundsätzegesetzes, so soll das zuständige Ministerium1), 
soweit das Interesse des Landes dies erfordert, bei Unterneh­
men, die nicht Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaften 
auf Aktien oder Genossenschaften sind, darauf hinwirken, dass 
dem Land in der Satzung oder im Gesellschaftsvertrag die Be­
fugnisse nach den §§ 53 und 54 des Haushaltsgrundsätzegeset­
zes eingeräumt werden. Bei mittelbaren Beteiligungen gilt dies 
nur, wenn die Beteiligung den vierten Teil der Anteile übersteigt 
und einem Unternehmen zusteht, an dem das Land allein oder 
zusammen mit anderen Gebietskörperschaften mit Mehrheit im 
Sinne des § 53 des Haushaltsgrundsätzegesetzes beteiligt ist. 

Zu § 67 

1	 Auf die Einräumung der Befugnisse aus den §§ 53 und 
54 HGrG soll insbesondere bei einer Änderung des 
Grundkapitals und der Beteiligungsverhältnisse hinge­
wirkt werden. 

2	 Auf die Einräumung der Befugnisse aus den §§ 53 und 
54 HGrG soll auch bei den Verhandlungen über die 
Gründung eines Unternehmens und über den Erwerb von 
Anteilen an einem Unternehmen hingewirkt werden. 

3	 Als Fassung für die Satzung (Gesellschaftsvertrag) emp­
fiehlt sich: „Die zuständigen Stellen des Landes Bran­
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denburg haben die Befugnisse aus den §§ 53 und 54 des 
Haushaltsgrundsätzegesetzes (HGrG)“. Erforderlichen­
falls ist der Wortlaut dieser Vorschriften zu wiederholen. 

§ 68 
Zuständigkeitsregelungen 

(1) Die Rechte nach § 53 Abs. 1 des Haushaltsgrundsätzegeset­
zes übt das für die Beteiligung zuständige Ministerium1) aus. Bei 
der Wahl oder Bestellung der Prüfer nach § 53 Abs. 1 Nr. 1 des 
Haushaltsgrundsätzegesetzes übt das zuständige Ministerium1) 

die Rechte des Landes im Einvernehmen mit dem Landesrech­
nungshof aus. 

(2) Einen Verzicht auf die Ausübung der Rechte des § 53 Abs. 1 
des Haushaltsgrundsätzegesetzes erklärt das zuständige Minis­
terium1) im Einvernehmen mit dem Ministerium1) der Finanzen 
und dem Landesrechnungshof. 

Zu § 68 

1	 Das zuständige Ministerium soll von den Befugnissen 
nach § 53 HGrG Gebrauch machen. 

2	 Das zuständige Ministerium soll im Interesse einer voll­
ständigen, einheitlichen und vergleichbaren Prüfung 
und Berichterstattung darauf hinwirken, dass die Unter­
nehmen, die der Prüfung nach § 53 Abs. 1 HGrG unter­
liegen, die in der Anlage enthaltenen „Grundsätze für 
die Prüfung von Unternehmen nach § 53 Haushalts­
grundsätzegesetz“ den Abschlussprüfern zur Verfügung 
stellen. 

3	 Das Einvernehmen mit dem Landesrechnungshof über 
die Wahl oder Bestellung des Prüfers nach § 53 Abs. 1 
HGrG ist vor der Abgabe der Erklärung in den zuständi­
gen Unternehmensorganen herbeizuführen. 

Anlage zu § 68 

Grundsätze

für die Prüfung von Unternehmen


nach § 53 Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG)5)


I.	 Allgemeines 

Die Prüfung von Unternehmen, an denen der Bund oder die Län­
der mit Mehrheit beteiligt sind, ist durch das „Gesetz über die 
Grundsätze des Haushaltsrechts des Bundes und der Länder 
(Haushaltsgrundsätzegesetz - HGrG)“ vom 19. August 1969, 
BGBl. I S. 1273, zuletzt geändert durch Gesetz vom 22. Dezem­
ber 1997 (BGBl. I S. 3251), geregelt. § 53 HGrG räumt den Ge­
bietskörperschaften unter bestimmten Voraussetzungen Rechte 
ein, die über diejenigen hinausgehen, die den Aktionären nach 
den Vorschriften des Aktiengesetzes zustehen. Gemäß § 49 
HGrG gilt § 53 HGrG für den Bund und die Länder einheitlich 
und unmittelbar. Die dem Bund und den Ländern danach zuste-

VV-LHO §§ 67, 68 
Anlage zu § 68 

henden Befugnisse sollen gemäß § 67 BHO/LHO unter den dort 
genannten Voraussetzungen im Übrigen auch für die Unterneh­
men vereinbart werden, an denen der Bund bzw. die Länder 
nicht mit Mehrheit beteiligt sind. 

§ 53 HGrG lautet: 

„Rechte gegenüber privatrechtlichen Unternehmen 

(1) Gehört einer Gebietskörperschaft die Mehrheit der Anteile 
eines Unternehmens in einer Rechtsform des privaten Rechts 
oder gehört ihr mindestens der vierte Teil der Anteile und steht 
ihr zusammen mit anderen Gebietskörperschaften die Mehrheit 
der Anteile zu, so kann sie verlangen, dass das Unternehmen 

1.	 im Rahmen der Abschlussprüfung auch die Ordnungs­
mäßigkeit der Geschäftsführung prüfen lässt; 

2.	 die Abschlussprüfer beauftragt, in ihrem Bericht auch 
darzustellen 

a)	 die Entwicklung der Vermögens- und Ertragslage 
sowie die Liquidität und Rentabilität der Gesell­
schaft, 

b)	 verlustbringende Geschäfte und die Ursachen der 
Verluste, wenn diese Geschäfte und die Ursachen 
für die Vermögens- und Ertragslage von Bedeutung 
waren, 

c)	 die Ursachen eines in der Gewinn- und Verlustrech­
nung ausgewiesenen Jahresfehlbetrages; 

3.	 ihr den Prüfungsbericht der Abschlussprüfer und, wenn 
das Unternehmen einen Konzernabschluss aufzustellen 
hat, auch den Prüfungsbericht der Konzernabschluss­
prüfer unverzüglich nach Eingang übersendet. 

(2) Für die Anwendung des Absatzes 1 rechnen als Anteile der 
Gebietskörperschaft auch Anteile, die einem Sondervermögen 
der Gebietskörperschaft gehören, bei denen die Rechte aus Ab­
satz 1 der Gebietskörperschaft zustehen.“ 

Die Gebietskörperschaften müssen sich demnach mit ihrem Ver­
langen grundsätzlich an den Vorstand oder die Geschäftsführung 
des Unternehmens wenden. Diese sind ihrerseits verpflichtet, 
dem Abschlussprüfer einen entsprechenden Prüfungsauftrag zu 
erteilen. 

Mit der erweiterten Aufgabenstellung nach § 53 HGrG (erwei­
terte Prüfung und Berichterstattung) ist keine Erweiterung der 
Funktion des Prüfers verbunden. Dem Prüfer werden dadurch 
insbesondere keine Aufsichtsfunktionen eingeräumt; diese oblie­
gen den dafür zuständigen Institutionen (z. B. dem Aufsichtsrat). 
Aufgabe des Prüfers ist es, die Prüfung und Berichterstattung in 
dem in § 53 HGrG gezogenen Rahmen so auszugestalten, dass 
der Aufsichtsrat, das zuständige Ministerium und der Rech­
nungshof sich aufgrund des Berichts ein eigenes Urteil bilden 
und gegebenenfalls die erforderlichen Maßnahmen ergreifen 
können. 
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VV-LHO § 68 
Anlage zu § 68 

Soweit zu dem zu prüfenden Sachverhalt eine abschließende 
Stellungnahme nicht möglich ist, sollte der Prüfer hierauf hin­
weisen und sich auf die Darstellung des Tatbestandes im Prü­
fungsbericht beschränken. 

Die Berichterstattung über die Bezüge des Aufsichtsrats, des 
Vorstands und der leitenden Angestellten gehört nicht ohne wei­
teres zur Berichtspflicht gemäß § 53 HGrG. Soweit das Land an 
einem Unternehmen mit Mehrheit beteiligt ist, wird das zustän­
dige Ministerium die Erstellung eines vertraulichen Berichts im 
Einvernehmen mit dem Ministerium der Finanzen beantragen. 
Es kann davon ausgegangen werden, dass der Vorstand bzw. die 
Geschäftsleitung der Gesellschaft einen entsprechenden Auftrag 
erteilen wird. 

II.	 Prüfung und Berichterstattung nach § 53 Abs. 1 Nr. 1 
HGrG 

Da die Abschlussprüfung grundsätzlich keine Prüfung der Ge­
schäftsführung beinhaltet, führt eine Prüfung der Ordnungs­
mäßigkeit der Geschäftsführung nach § 53 Abs. 1 Nr. 1 HGrG 
im Prinzip zu einer nicht unwesentlichen Erweiterung des Prü­
fungsumfangs gegenüber § 317 HGB. Dabei ist zu beachten, 
dass § 53 Abs. 1 Nr. 1 HGrG nicht eine Prüfung der gesamten 
Geschäftsführung der Gesellschaft verlangt. Vielmehr ergibt 
sich eine Einschränkung des Prüfungsumfangs schon daraus, 
dass als Prüfungsobjekt nicht die Geschäftsführung im Ganzen, 
sondern die Frage ihrer „Ordnungsmäßigkeit“ angesprochen 
wird. 

Den Maßstab für die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung 
bilden die Vorschriften des § 93 Abs. 1 Satz 1 des Aktiengeset­
zes bzw. § 43 Abs. 1 des Gesetzes betreffend die Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung, nach denen die Vorstandsmitglieder 
bzw. Geschäftsführer die Sorgfalt eines ordentlichen und gewis­
senhaften Geschäftsleiters anzuwenden haben. Der Prüfer hat 
festzustellen, ob die Geschäfte der Gesellschaft im abgelaufenen 
Geschäftsjahr mit der erforderlichen Sorgfalt, d. h. auch mit der 
gebotenen Wirtschaftlichkeit, und in Übereinstimmung mit den 
Gesetzen, der Satzung, den Beschlüssen der Haupt- oder Ge­
sellschafterversammlung, des Aufsichtsrats und seiner Aus­
schüsse sowie der Geschäftsordnung für den Vorstand geführt 
worden sind. 

Insbesondere soll in diesem Zusammenhang geprüft werden, ob 
ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ordnungsgemäß abge­
wickelte Geschäftsvorfälle und erkennbare Fehldispositionen 
vorliegen. Auch ist besonders zu untersuchen, ob die Art der 
getätigten Geschäfte durch die Satzung gedeckt ist und ob eine 
nach der Satzung, der Geschäftsordnung oder einem Beschluss 
des Aufsichtsrats erforderliche Zustimmung eingeholt wurde. 

Es ist nicht Aufgabe der Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der 
Geschäftsführung, den Entscheidungsprozess in seinen Einzel­
heiten zu prüfen. Es kommen nur wesentliche, grob fehlerhafte 
oder missbräuchliche kaufmännische Ermessensentscheidun­
gen oder vergleichbare Unterlassungen in Betracht. Es ist zu un­
tersuchen, ob durch geeignete organisatorische Vorkehrungen 

sichergestellt ist, dass die Geschäftsführungsentscheidungen 
ordnungsgemäß getroffen und durchgeführt werden können. In 
diesem Rahmen kann zur Prüfung auch eine Beschäftigung mit 
den Grundzügen der Unternehmensorganisation gehören; gege­
benenfalls sind Anregungen zu einer Organisationsprüfung zu 
geben. Weiterhin kann es im Hinblick auf die ordnungsmäßige 
Bildung und sachgerechte Durchführung der Entscheidungen 
notwendig sein, das interne Kontrollsystem in einem weiter ge­
henden Umfang zu prüfen, als dies bei der Abschlussprüfung der 
Fall ist. 

Die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung er­
fordert im Allgemeinen auch eine Prüfung größerer Investiti­
onsobjekte hinsichtlich Genehmigung durch den Aufsichtsrat, 
vorliegender Wirtschaftlichkeitsrechnungen, Ordnungsmäßig­
keit der Abwicklung einschließlich Vergabe, Überschreitungen 
und dergleichen. Im Rahmen des § 53 HGrG wird in aller Regel 
eine stichprobenweise Prüfung als ausreichend angesehen wer­
den können. 

Die Prüfung der Verwendung der von der öffentlichen Hand zur 
Verfügung gestellten Mittel zum Zwecke der Feststellung, ob die 
Mittel zweckentsprechend, wirtschaftlich und sparsam verwen­
det worden sind, gehört nicht zum Prüfungsumfang nach § 53 
HGrG. Für eine derartige Prüfung ist ein gesonderter Auftrag er­
forderlich. Wird jedoch im Rahmen der Abschlussprüfung eine 
nicht ordnungsmäßige Verwendung festgestellt, wird es in der 
Regel erforderlich sein, hierauf hinzuweisen, insbesondere 
wenn sich daraus Risiken ergeben. 

Hinsichtlich der Berichterstattung über die Prüfung der Ord­
nungsmäßigkeit der Geschäftsführung enthält § 53 Abs. 1 Nr. 1 
HGrG keine besondere Bestimmung. Sind Verstöße gegen die 
Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung festgestellt worden, 
so ist entsprechend den allgemeinen Berichtsgrundsätzen und 
der Zielsetzung der Prüfung nach § 53 HGrG hierauf so einzu­
gehen, dass dem Berichtleser eine entsprechende Würdigung 
des Sachverhalts möglich wird. Ist dem Prüfer im Einzelfall ei­
ne Wertung nicht möglich, so ist dies anzugeben und der in Fra­
ge stehende Sachverhalt im Bericht darzustellen. Im Allgemei­
nen gehört es nicht zum Inhalt dieser Ordnungsmäßigkeitsprü­
fung, dass der Prüfer auch zur Geschäftspolitik der Gesellschaft 
ein Urteil abgibt. 

In die Berichterstattung werden - insoweit über die Anforderun­
gen nach § 321 HGB hinausgehend - insbesondere die folgenden 
Punkte einzubeziehen sein: 

1.	 Im Prüfungsbericht sollte angegeben werden, wie oft der 
Aufsichtsrat im Berichtsjahr zusammengetreten ist und 
ob der Vorstand ihm gemäß Gesetz oder Satzung berich­
tet hat. Soweit die Berichte nach den bei der Abschluss­
prüfung gewonnenen Erkenntnissen eine offensichtlich 
nicht zutreffende Darstellung enthalten, ist auch hierü­
ber zu berichten. 

2.	 Im Prüfungsbericht sollte darauf eingegangen werden, 
ob das Rechnungswesen den besonderen Verhältnissen 
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des Unternehmens angepasst ist. Gegebenenfalls ist 
auch zu speziellen Gebieten der Kostenrechnung (Be­
triebsabrechnung, Vor- und Nachkalkulation) Stellung 
zu nehmen. 

3.	 Ferner ist darzulegen, ob bei der Größe des Unterneh­
mens eine interne Revision erforderlich ist. Soweit sie 
vorhanden ist, ist auf ihre Besetzung und ihre Tätigkeit 
im Berichtsjahr sowie kurz darauf einzugehen, ob sie für 
das Unternehmen ausreichend ist. 

4.	 Bestehen aufgrund der wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Unternehmens Bedenken gegen den Gewinnverwen­
dungsvorschlag, so ist hierauf hinzuweisen. 

5.	 Wurde bei der Prüfung festgestellt, dass getätigte Ge­
schäfte nicht durch die Satzung gedeckt sind oder dass 
eine nach der Satzung, der Geschäftsordnung oder nach 
einem Beschluss des Aufsichtsrats erforderliche Zu­
stimmung nicht beachtet wurde, so ist darüber zu be­
richten. 

6.	 Ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ordnungsgemäß 
abgewickelte Geschäftsvorfälle sowie erkennbare Fehl­
dispositionen und wesentliche Unterlassungen sind be­
sonders darzustellen. 

7.	 Im Allgemeinen kann sich die Berichterstattung über die 
Ordnungsmäßigkeit der geprüften Investitionen auf 
Feststellungen beschränken, ob sich die Investitionen 
und ihre Finanzierung im Rahmen der Aufsichtsratsbe­
willigung halten, aussagefähige Wirtschaftlichkeits­
rechnungen durchgeführt, Konkurrenzangebote in aus­
reichendem Umfang eingeholt worden sind und eine 
ordnungsmäßige Abrechnungskontrolle vorliegt. Au­
ßerdem sind die Grundsätze darzulegen, nach denen die 
Aufträge, insbesondere die Bauaufträge, vergeben wur­
den. 

Im Übrigen dürfte es wegen des Eigeninteresses vieler 
Unternehmen an einer umfangreicheren Darstellung der 
Investitionen, als dies nach § 53 HGrG erforderlich ist, 
zweckmäßig sein, den Umfang der Berichterstattung mit 
der Gesellschaft abzustimmen. 

8.	 Bei Erwerb und Veräußerung einer Beteiligung sollte 
unter Auswertung der vorliegenden Unterlagen auch zur 
Angemessenheit der Gegenleistung Stellung genommen 
werden. Ferner ist zu berichten, ob gegebenenfalls die 
Zustimmungen der zuständigen Organe vorliegen. 

9.	 Zu den Veräußerungserlösen bei Abgängen des Anlage­
vermögens ist in wesentlichen Fällen oder dann Stellung 
zu nehmen, wenn Bedenken gegen die Ordnungsmäßig­
keit des Vorgangs bestehen. 

10.	 Zu nach Art und Höhe ungewöhnlichen Abschlusspos­
ten ist Stellung zu nehmen. So ist z. B. auf eine unange-

VV-LHO § 68 
Anlage zu § 68 

messene Höhe der Vorräte oder auf ungewöhnliche Be­
dingungen bei Forderungen und Verbindlichkeiten 
(Zinssatz, Tilgung, Sicherheiten) einzugehen. 

11.	 Der Versicherungsschutz als solcher ist nicht Gegen­
stand der Prüfung. Gleichwohl ist auch darüber zu be­
richten, welche wesentlichen Versicherungen bestehen 
und ob eine Aktualisierung der versicherten Werte er­
folgt. Ist für den Prüfer erkennbar, dass wesentliche, üb­
licherweise abgedeckte Risiken nicht versichert sind, so 
ist auch hierüber zu berichten. In allen Fällen ist darauf 
hinzuweisen, dass eine Prüfung der Angemessenheit 
und Vollständigkeit des Versicherungsschutzes nicht 
stattgefunden hat, sondern einem versicherungstechni­
schen Sachverständigen überlassen bleiben muss. 

III.	 Prüfung und Berichterstattung nach § 53 Abs. 1 Nr. 2 
HGrG 

Neben der Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäfts­
führung sieht § 53 Abs. 1 Nr. 2 HGrG ausdrücklich eine Be­
richterstattung über folgende Punkte vor: 

a)	 die Entwicklung der Vermögens- und Ertragslage sowie 
die Liquidität und Rentabilität der Gesellschaft, 

b)	 verlustbringende Geschäfte und die Ursachen der Ver­
luste, wenn diese Geschäfte und die Ursachen für die 
Vermögens- und Ertragslage von Bedeutung waren, 

c)	 die Ursachen eines in der Gewinn- und Verlustrechnung 
ausgewiesenen Jahresfehlbetrages. 

Eine solche Berichterstattung ist ohne vorhergehende Prüfung 
nicht möglich. Die Aufgabenstellung überschneidet sich dabei 
teilweise sowohl mit der Abschlussprüfung (z. B. Darstellung 
der Entwicklung der Vermögens- und Ertragslage sowie die Li­
quidität und Rentabilität der Gesellschaft) als auch mit der Prü­
fung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung (z. B. bei 
verlustbringenden Geschäften, die ihre Ursache in einer nicht 
ordnungsmäßigen Geschäftsführung haben). 

Im Einzelnen ist hierzu zu bemerken: 

1.	 § 321 Abs. 1 Satz 3 des Handelsgesetzbuchs, wonach die 
Posten des Jahresabschlusses aufzugliedern und ausrei­
chend zu erläutern sind, führt in der Regel dazu, dass die 
Vermögens- und Ertragslage der Gesellschaft darzustel­
len ist.6) In diesem Rahmen wird im Allgemeinen auch 
auf die Liquidität und Rentabilität eingegangen, wobei 
der Umfang der Ausführungen im Wesentlichen von der 
Lage der Gesellschaft abhängt. Den in § 53 Abs. 1 Nr. 2 
Buchstabe a HGrG gestellten Anforderungen wird mit 
dieser berufsüblichen Darstellung im Allgemeinen ent­
sprochen. Gegebenenfalls ist die finanzielle Entwick­
lung während des Berichtsjahres zu erläutern, z. B. in 
Form einer Kapitalflussrechnung. Ist mit wesentlichen 
Veränderungen zu rechnen, so sind diese und ihre Aus­
wirkungen auf die Liquidität darzustellen. Gemäß § 321 
Abs. 1 Satz 4 HGB sind nachteilige Veränderungen der 
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Vermögens-, Finanz- und Ertragslage gegenüber dem 
Vorjahr und Verluste, die das Jahresergebnis nicht im 
Wesentlichen beeinflusst haben, aufzuführen und aus­
reichend zu erläutern. Dies ist vor allem dann von Be­
deutung, wenn die ungünstige Entwicklung der wirt­
schaftlichen Lage des Unternehmens zu einer Inan­
spruchnahme öffentlicher Mittel führen kann. 

Besondere Feststellungen können zu folgenden Punkten 
in Betracht kommen: 

a)	 Im Rahmen der Darstellung der Entwicklung der 
Vermögenslage ist gegebenenfalls auch zur Ange­
messenheit der Eigenkapitalausstattung Stellung zu 
nehmen. 

b)	 Die Höhe und die Entwicklung der stillen Reserven 
sind lediglich für wesentliche Beträge und nur dann 
darzustellen, wenn diese ohne Schwierigkeiten 
ermittelt werden können. In Betracht kommen z. B. 
Hinweise auf erhebliche steuerliche Sonderab­
schreibungen, auf bei Beteiligungen thesaurierte 
Gewinne, auf die Kurswerte von Wertpapieren und 
dergleichen. Soweit die Reserven bei einer Reali­
sierung zu versteuern wären, ist hierauf hinzuwei­
sen. 

c)	 Im Rahmen der Darstellung der Entwicklung der Er­
tragslage sind das Betriebsergebnis und das außer­
ordentliche Ergebnis zu erläutern. Sind die Ergeb­
nisse erheblich durch einen Bewertungsmethoden­
wechsel oder durch Unterschiede zwischen Buchab­
schreibungen und kalkulatorischen Abschreibungen 
u. Ä. beeinflusst, so ist dies zu erwähnen. Soweit 
Spartenrechnungen vorliegen, ist hierauf einzuge­
hen. Aufwendungen und Erträge, die wegen ihrer 
Art oder ihrer Höhe bemerkenswert sind (z. B. nicht 
übliche Zinsen und Provisionen), sind im Bericht 
hervorzuheben. Wesentliche Unterschiede gegen­
über dem Vorjahr sind zu erläutern. Gegebenenfalls 
ist darzulegen, welche Maßnahmen zur Besserung 
der wirtschaftlichen Lage des Unternehmens von 
der Geschäftsleitung eingeleitet oder beabsichtigt 
sind. 

2.	 Die verlustbringenden Geschäfte und ihre Ursachen 
sind nach dem Wortlaut des Gesetzes nur dann darzu­
stellen, wenn sie für die Vermögens- und Ertragslage 
von Bedeutung waren. Demnach kommen in der Regel 
nur größere Verlustfälle in Betracht. Zu schildern sind 
die Geschäfte als solche sowie die wesentlichen für den 
Prüfer erkennbaren Ursachen. Dabei ist darauf einzuge­
hen, ob es sich um von der Geschäftsführung beeinfluss­
bare oder nicht beeinflussbare Ursachen handelt. Gege­
benenfalls ist darauf hinzuweisen, weshalb derartige 
verlustbringende Geschäfte von der Gesellschaft abge­
schlossen wurden oder gegebenenfalls auch künftig 
weiter getätigt werden. 

Dabei kann es zweckmäßig sein, die Auffassung der Ge­
schäftsführung über die Ursachen der Verluste im Be­
richt anzugeben; eine abweichende Auffassung des Prü­
fers ist zu vermerken. 

3.	 Die Verluste werden im Allgemeinen der Kostenrech­
nung, insbesondere der Nachkalkulation zu entnehmen 
sein. Im Bericht ist auch anzugeben, auf welcher Basis 
die Verluste ermittelt worden sind. Eine eingehende Prü­
fung der Unterlagen wird nur ausnahmsweise in Be­
tracht kommen. 

4.	 Die Ursachen eines ausgewiesenen Jahresfehlbetrages 
werden in der Regel durch die Darstellung der Entwick­
lung der wesentlichen Aufwendungen und Erträge sowie 
durch die Nennung einzelner größerer verlustbringender 
Geschäfte erkennbar sein. 

IV.	 Schlussbemerkungen 

Sofern die Prüfung keine besonderen Feststellungen ergeben 
hat, könnte in die Schlussbemerkung etwa folgender Absatz auf­
genommen werden: 

„Wir haben bei unserer Prüfung auftragsgemäß die Vorschriften 
des § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2 HGrG beachtet. Dementsprechend ha­
ben wir auch geprüft, ob die Geschäfte ordnungsgemäß, d. h. mit 
der erforderlichen Sorgfalt und in Übereinstimmung mit den ein­
schlägigen handelsrechtlichen Vorschriften, den Satzungsbe­
stimmungen und der Geschäftsordnung für den Vorstand geführt 
worden sind. Über die in dem vorliegenden Bericht gebrachten 
Feststellungen hinaus hat unsere Prüfung keine Besonderheiten 
ergeben, die nach unserer Auffassung für die Beurteilung der 
Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung von Bedeutung sind.“ 

Enthält der Bericht wesentliche Feststellungen, die Bedenken 
gegen die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung begründen 
können, so ist auf sie in der Schlussbemerkung unter Anführung 
der entsprechenden Textziffer des Berichtes hinzuweisen. Das 
Gleiche gilt, wenn verlustbringende Geschäfte vorlagen, die im 
Bericht Anlass zu einer besonderen Erläuterung gegeben haben. 

§ 69 
Unterrichtung des Landesrechnungshofes 

bei Beteiligungen 

Das zuständige Ministerium1) übersendet dem Landesrech­
nungshof innerhalb von drei Monaten nach der Haupt- oder Ge­
sellschafterversammlung, die den Jahresabschluss für das abge­
laufene Geschäftsjahr entgegennimmt oder festzustellen hat, 

1.	 die Unterlagen, die dem Land als Aktionär oder Gesell­
schafter zugänglich sind, 

2.	 die Berichte, welche die auf seine Veranlassung gewähl­
ten oder entsandten Mitglieder des Überwachungsor­
gans unter Beifügung aller ihnen über das Unternehmen 
zur Verfügung stehenden Unterlagen zu erstatten haben, 
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3.	 die ihm nach § 53 des Haushaltsgrundsätzegesetzes und 
nach § 67 zu übersendenden Prüfungsberichte. 

Es1) teilt dabei das Ergebnis seiner Prüfung mit. 

Zu § 69 

1	 Die Prüfung durch das für die Beteiligung zuständige 
Ministerium ist von Bediensteten durchzuführen, die 
nicht dem Aufsichtsrat oder einem entsprechenden 
Überwachungsorgan des Beteiligungsunternehmens im 
Prüfungszeitraum angehört haben. 

2	 Die Mitteilung des zuständigen Ministeriums an den 
Landesrechnungshof über das Ergebnis der Prüfung 
muss erkennen lassen, 

2.1	 wie es bedeutsame Vorgänge im abgelaufenen Ge­
schäftsjahr und die Vermögens-, Finanz- und Ertragsla­
ge des Unternehmens sowie die voraussichtliche weite­
re Entwicklung beurteilt, 

2.2	 ob es Bedenken hinsichtlich der Vermögens- und Fi­
nanzlage des Unternehmens hat und welche Maßnah­
men getroffen werden oder vorgesehen sind, sie zu ver­
bessern, 

2.3	 ob die Geschäfte mit der erforderlichen Sorgfalt und der 
gebotenen Wirtschaftlichkeit geführt worden sind; Ge­
schäfte außerhalb des Geschäftsgegenstandes des Un­
ternehmens sind dabei besonders zu erwähnen, 

2.4	 ob es die Bezüge der Mitglieder der Geschäftsleitung als 
angemessen ansieht, 

2.5	 ob es gegen die Beschlüsse über die Gewinnverwendung 
und über die Entlastung des Vorstandes/der Geschäfts­
führer und des Aufsichtsrats Bedenken hat, 

2.6	 ob es den Erwerbs- und Veräußerungspreis als angemes­
sen ansieht, falls Beteiligungen von dem Unternehmen 
erworben oder veräußert worden sind; dazu vorliegende 
Unterlagen (z. B. Gutachten) sind beizufügen, 

2.7	 in welchen Fällen die auf seine Veranlassung gewählten 
oder entsandten Mitglieder in den Überwachungsorga­
nen überstimmt worden sind oder sich der Stimme ent­
halten haben und welche abweichende Meinung sie ge­
gebenenfalls vertreten haben, 

2.8	 was es aufgrund seiner Prüfung veranlasst hat. 

3	 Die Unterrichtung erstreckt sich auch auf die Willens­
bildung des Landes außerhalb der Unternehmensor­
gane. 

§ 81 
Gliederung der Haushaltsrechnung 

(1) In der Haushaltsrechnung sind die Einnahmen und Ausgaben 
nach der in § 71 bezeichneten Ordnung den Ansätzen des Haus­
haltsplans unter Berücksichtigung der Haushaltsreste und der 
Vorgriffe gegenüberzustellen. 

(2) Bei den einzelnen Titeln und entsprechend bei den Schluss­
summen sind besonders anzugeben: 

1.	 bei den Einnahmen: 
a) die Ist-Einnahmen, 
b) die zu übertragenden Einnahmereste, 
c) die Summe der Ist-Einnahmen und der zu übertragenden 

Einnahmereste, 
d) die veranschlagten Einnahmen, 
e) die aus dem Vorjahr übertragenen Einnahmereste, 
f) die Summe der veranschlagten Einnahmen und der 

übertragenen Einnahmereste, 
g) der Mehr- oder Minderbetrag der Summe aus Buchsta­

be c gegenüber der Summe aus Buchstabe f; 

2.	 bei den Ausgaben: 
a) die Ist-Ausgaben, 
b) die zu übertragenden Ausgabereste oder die Vorgriffe, 
c) die Summe der Ist-Ausgaben und der zu übertragenden 

Ausgabereste oder der Vorgriffe, 
d) die veranschlagten Ausgaben, 
e) die aus dem Vorjahr übertragenen Ausgabereste oder die 

Vorgriffe, 
f) die Summe der veranschlagten Ausgaben und der über­

tragenen Ausgabereste oder der Vorgriffe, 
g) der Mehr- oder Minderbetrag der Summe aus Buchsta­

be c gegenüber der Summe aus Buchstabe f, 
h) der Betrag der über- oder außerplanmäßigen Ausgaben 

sowie der Vorgriffe. 

§ 82 
Kassenmäßiger Abschluss 

In dem kassenmäßigen Abschluss sind nachzuweisen: 

1.	 a) die Summe der Ist-Einnahmen, 
b) die Summe der Ist-Ausgaben, 
c) der Unterschied aus Buchstabe a und Buchstabe b (kas­

senmäßiges Jahresergebnis), 
d) die haushaltsmäßig noch nicht abgewickelten kassen­

mäßigen Jahresergebnisse früherer Jahre, 
e) das kassenmäßige Gesamtergebnis aus Buchstabe c und 

Buchstabe d; 

2.	 a) die Summe der Ist-Einnahmen mit Ausnahme der Ein­
nahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, der Entnahmen 
aus Rücklagen und der Einnahmen aus kassenmäßigen 
Überschüssen, 

b)	 die Summe der Ist-Ausgaben mit Ausnahme der Ausga­
ben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zufüh­
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rungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung ei­
nes kassenmäßigen Fehlbetrags, 

c) der Finanzierungssaldo aus Buchstabe a und Buchsta­
be b. 

§ 83 
Haushaltsabschluss 

In dem Haushaltsabschluss sind nachzuweisen: 

1.	 a) das kassenmäßige Jahresergebnis nach § 82 Nr. 1 Buch­
stabe c, 

b)	 das kassenmäßige Gesamtergebnis nach § 82 Nr. 1 
Buchstabe e; 

2.	 a) die aus dem Vorjahr übertragenen Einnahmereste und 
Ausgabereste, 

b) die in das folgende Haushaltsjahr zu übertragenden Ein­
nahmereste und Ausgabereste, 

c) der Unterschied aus Buchstabe a und Buchstabe b, 
d) das rechnungsmäßige Jahresergebnis aus Nummer 1 

Buchstabe a und Nummer 2 Buchstabe c, 
e) das rechnungsmäßige Gesamtergebnis aus Nummer 1 

Buchstabe b und Nummer 2 Buchstabe b. 

§ 84 
Abschlussbericht 

Der kassenmäßige Abschluss und der Haushaltsabschluss sind 
in einem Bericht zu erläutern. 

§ 85 
Übersichten zur Haushaltsrechnung 

Der Haushaltsrechnung sind Übersichten beizufügen über 

1.	 die über- und außerplanmäßigen Ausgaben einschließlich 
der Vorgriffe und ihre Begründung, 

2.	 die Einnahmen und Ausgaben sowie den Bestand an Son­
dervermögen und Rücklagen, 

3.	 den Jahresabschluss bei Landesbetrieben, 
4.	 die nicht veranschlagten Einnahmen aus der Veräußerung 

von Vermögensgegenständen, 
5.	 die vom Ministerium1) der Finanzen im abgelaufenen Jahr 

über- oder außerplanmäßig erteilten Verpflichtungsermäch­
tigungen. 

(2) Das Ministerium1) der Finanzen kann im Einvernehmen mit 
dem Landesrechnungshof von der Vorlage der Übersichten nach 
den Nummern 3 bis 5 absehen. 

Zu § 85 

1	 Vorschriften über den Jahresabschluss bei Landesbetrie­
ben (Abs. 1 Nr. 3) 

1.1	 Zum Begriff der Landesbetriebe siehe VV Nr. 1.1 zu 
§ 26. 

1.2	 In den Übersichten sind nur solche Landesbetriebe zu 
berücksichtigen, in denen ein auf der Grundlage der 
kaufmännischen doppelten Buchführung beruhender 
Jahresabschluss erstellt wird (§ 87 Abs. 1). 

2	 Nicht veranschlagte Einnahmen aus der Veräußerung 
von Vermögensgegenständen (Abs. 1 Nr. 4) sind nur 
dann anzugeben, wenn der Anschaffungswert des be­
treffenden Gegenstandes mindestens 800 DM (400 Eu­
ro) betragen hat. 

§ 86 
Vorlage des Vermögensnachweises 

Der Vermögensnachweis ist dem Landtag und dem Landes­
rechnungshof zusammen mit der Haushaltsrechnung vorzule­
gen. 

§ 87 
Rechnungslegung der Landesbetriebe 

(1) Landesbetriebe, die nach den Regeln der kaufmännischen 
doppelten Buchführung buchen, stellen einen Jahresabschluss 
sowie einen Lagebericht in entsprechender Anwendung der Vor­
schrift des § 264 Abs. 1 Satz 1 des Handelsgesetzbuches auf. Das 
zuständige Ministerium1) kann im Einvernehmen mit dem Mi­
nisterium1) der Finanzen auf die Aufstellung des Lageberichts 
verzichten. Die §§ 80 bis 85 sollen angewandt werden, soweit sie 
mit den Regeln der kaufmännischen doppelten Buchführung zu 
vereinbaren sind. 

(2) Ist eine Betriebsbuchführung eingerichtet, so ist die Be­
triebsergebnisabrechnung dem zuständigen Ministerium1), dem 
Ministerium1) der Finanzen und dem Landesrechnungshof zu 
übersenden. 

Teil V

Rechnungsprüfung


§ 88 
Aufgaben des Landesrechnungshofes 

(1) Die gesamte Haushalts- und Wirtschaftsführung des Landes 
einschließlich seiner Sondervermögen und Betriebe wird von 
dem Landesrechnungshof nach Maßgabe der folgenden Bestim­
mungen geprüft. 

(2) Der Landesrechnungshof kann aufgrund von Prüfungserfah­
rungen den Landtag, die Landesregierung und einzelne Ministe­
rien1) beraten. Soweit der Landesrechnungshof den Landtag 
berät, unterrichtet er gleichzeitig die Landesregierung. 

§ 89 
Prüfung 

(1) Der Landesrechnungshof prüft insbesondere 
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1.	 die Einnahmen, Ausgaben, Verpflichtungen zur Leistung 
von Ausgaben, das Vermögen und die Schulden, 

2.	 Maßnahmen, die sich finanziell auswirken können, 
3.	 Verwahrungen und Vorschüsse, 
4.	 die Verwendung der Mittel, die zur Selbstbewirtschaftung 

zugewiesen sind. 

(2) Der Landesrechnungshof kann nach seinem Ermessen die 
Prüfung beschränken und Rechnungen ungeprüft lassen. 

§ 90 
Inhalt der Prüfung 

Die Prüfung erstreckt sich auf die Einhaltung der für die Haus­
halts- und Wirtschaftsführung geltenden Vorschriften und 
Grundsätze, insbesondere darauf, ob 

1.	 das Haushaltsgesetz und der Haushaltsplan eingehalten wor­
den sind, 

2.	 die Einnahmen und Ausgaben begründet und belegt sind und 
die Haushaltsrechnung sowie die Nachweisungen über das 
Vermögen und die Schulden ordnungsgemäß aufgestellt sind, 

3.	 wirtschaftlich und sparsam verfahren wird, 
4.	 die Aufgabe mit geringerem Personal- oder Sachaufwand 

oder auf andere Weise wirksamer erfüllt werden kann. 

§ 91 
Prüfung bei Stellen außerhalb der Landesverwaltung 

(1) Der Landesrechnungshof ist unbeschadet weiter gehender 
rechtlicher Bestimmungen1) berechtigt, bei Stellen außerhalb der 
Landesverwaltung zu prüfen, wenn sie 

1.	 Teile des Landeshaushaltsplans ausführen oder vom Land 
Ersatz von Aufwendungen erhalten, 

2.	 Landesmittel oder Vermögensgegenstände des Landes ver­
walten, 

3.	 vom Land Zuwendungen erhalten, 
4.	 aufgrund eines Gesetzes Geldleistungen für einzelne abge­

grenzte Projekte erhalten, 
5.	 aufgrund eines Finanzausgleichsgesetzes Umlagen oder 

ähnliche Geldleistungen an das Land abzuführen haben oder 
6.	 als juristische Personen des Privatrechts, an denen das Land 

einschließlich seiner Sondervermögen unmittelbar oder mit­
telbar mit Mehrheit beteiligt ist, nicht im Wettbewerb stehen, 
bestimmungsgemäß ganz oder überwiegend öffentliche 
Aufgaben erfüllen oder diesem Zweck dienen und hierfür 
Haushaltsmittel oder Gewährleistungen des Landes oder ei­
nes seiner Sondervermögen erhalten.1) 

Leiten diese Stellen die Mittel nach den Nummern 1 bis 3 an Drit­
te weiter, so kann der Landesrechnungshof auch bei diesen prüfen. 

(2) Die Prüfung erstreckt sich auf die bestimmungsmäßige und 
wirtschaftliche Verwaltung und Verwendung (Absatz 1 Nr. 1 bis 
4) oder auf die vorschriftsmäßige Abführung (Absatz 1 Nr. 5). 

VV-LHO §§ 89 - 94 

Bei Zuwendungen kann sie sich auch auf die sonstige Haushalts­
und Wirtschaftsführung des Empfängers erstrecken, soweit es 
der Landesrechnungshof für seine Prüfung für notwendig hält. 
Das verfassungsrechtlich garantierte Selbstbestimmungsrecht 
der Kirchen und Religionsgesellschaften nach Artikel 140 des 
Grundgesetzes ist dabei zu beachten. 

(3) Bei der Gewährung von Krediten aus Haushaltsmitteln sowie 
bei der Übernahme von Bürgschaften, Garantien oder sonstigen 
Gewährleistungen durch das Land kann der Landes­
rechnungshof bei den Beteiligten prüfen, ob sie ausreichende 
Vorkehrungen gegen Nachteile für das Land getroffen oder ob 
die Voraussetzungen für eine Inanspruchnahme des Landes vor­
gelegen haben. 

(4) Bei den juristischen Personen des Privatrechts im Sinne des 
Absatzes 1 Satz 1 Nr. 6 erstreckt sich die Prüfung auf die ge­
samte Haushalts- und Wirtschaftsführung. Betreibt die juristi­
sche Person im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 6 ein Unterneh­
men, erfolgt die Prüfung unter Beachtung kaufmännischer 
Grundsätze.1) 

§ 92 
Prüfung staatlicher Betätigung 


bei privatrechtlichen Unternehmen


(1) Der Landesrechnungshof prüft die Betätigung des Landes 
bei Unternehmen in einer Rechtsform des privaten Rechts, an 
denen das Land unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist, unter Be­
achtung kaufmännischer Grundsätze. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend bei Erwerbs- und Wirtschaftsge­
nossenschaften, in denen das Land Mitglied ist. 

§ 93 
Gemeinsame Prüfung 

Ist für die Prüfung sowohl der Landesrechnungshof als auch der 
Bundesrechnungshof oder der Rechnungshof eines anderen 
Landes zuständig, so soll gemeinsam geprüft werden. Soweit 
nicht die Landesverfassung die Prüfung durch den Landes­
rechnungshof vorschreibt, kann der Landesrechnungshof durch 
Vereinbarung Prüfungsaufgaben auf den Bundesrechnungshof 
oder einen anderen Landesrechnungshof übertragen. Der 
Landesrechnungshof kann von ihnen durch Vereinbarung auch 
Prüfungsaufgaben übernehmen. 

§ 94 
Zeit und Art der Prüfung 

(1) Der Landesrechnungshof bestimmt Zeit und Art der Prüfung 
und lässt erforderliche örtliche Erhebungen durch Beauftragte 
vornehmen. 

(2) Der Landesrechnungshof kann Sachverständige hinzuzie­
hen. 
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§ 95 
Auskunftspflicht 

(1) Unterlagen, die der Landesrechnungshof zur Erfüllung sei­
ner Aufgaben für erforderlich hält, sind ihm auf Verlangen in­
nerhalb einer von ihm zu bestimmenden Frist zu übersenden 
oder seinen Beauftragten vorzulegen. 

(2) Dem Landesrechnungshof und seinen Beauftragten sind die 
erbetenen Auskünfte zu erteilen. 

§ 96 
Prüfungsergebnis 

(1) Der Landesrechnungshof teilt das Prüfungsergebnis unver­
züglich den zuständigen Stellen zur Äußerung innerhalb einer von 
ihm zu bestimmenden Frist mit. Er hat es auch anderen Dienst­
stellen mitzuteilen, soweit er dies aus besonderen Gründen, insbe­
sondere zur Durchsetzung eines Schadenersatzanspruchs, für er­
forderlich hält. Von einer Mitteilung kann er absehen, wenn es sich 
um unerhebliche Mängel handelt oder Weiterungen oder Kosten 
zu erwarten sind, die in keinem angemessenen Verhältnis zu der 
Bedeutung der Angelegenheit stehen würden. 

(2) Prüfungsergebnisse von grundsätzlicher oder erheblicher fi­
nanzieller Bedeutung teilt der Landesrechnungshof dem Minis­
terium1) der Finanzen mit. 

§ 97 
Jahresbericht über das Ergebnis der Prüfung 

(1) Der Landesrechnungshof fasst das Ergebnis seiner Prüfung, 
soweit es für die Entlastung der Landesregierung wegen der 
Haushaltsrechnung von Bedeutung sein kann, unter Beachtung 
des Datenschutzes jährlich in einem Bericht für den Landtag zu­
sammen, den er auch der Landesregierung zuleitet. 

(2) In dem Jahresbericht ist insbesondere mitzuteilen, 

1.	 ob die in der Haushaltsrechnung und die in den Büchern 
aufgeführten Beträge übereinstimmen und die geprüften 
Einnahmen und Ausgaben ordnungsgemäß belegt sind, 

2.	 in welchen Fällen von Bedeutung die für die Haushalts- und 
Wirtschaftsführung geltenden Vorschriften und Grundsätze 
nicht beachtet worden sind, 

3.	 welche wesentlichen Beanstandungen sich aus der Prüfung 
der Betätigung bei Unternehmen mit eigener Rechtspersön­
lichkeit ergeben haben, 

4.	 welche Maßnahmen für die Zukunft empfohlen werden. 

(3) In den Jahresbericht können Feststellungen auch über späte­
re oder frühere Haushaltsjahre aufgenommen werden. 

(4) Feststellungen zu geheimzuhaltenden Angelegenheiten wer­
den dem Präsidenten des Landtags, dem Ministerpräsidenten 
und dem Ministerium1) der Finanzen mitgeteilt. 

gebnisse aus der Prüfung des Präsidenten des Landtages, des 
Präsidenten des Verfassungsgerichtes und aus der überörtlichen 
Prüfung der Gemeinden und Landkreise aufnehmen.4) 

§ 98 
Nichtverfolgung von Ansprüchen 

Der Landesrechnungshof ist zu hören, wenn die Verwaltung An­
sprüche des Landes, die in Prüfungsmitteilungen erörtert wor­
den sind, nicht verfolgen will. Er kann auf die Anhörung ver­
zichten. 

§ 99 
Angelegenheiten von besonderer Bedeutung 

Über Angelegenheiten von besonderer Bedeutung unterrichtet 
der Landesrechnungshof den Landtag und gleichzeitig die Lan­
desregierung durch Sonderbericht, es sei denn, die Angelegen­
heit ist Gegenstand des Jahresberichtes gemäß § 97. 

§ 100 
Prüfung durch staatliche Rechnungsprüfungsämter 

Aufgaben nach § 89 Abs. 1 werden auch durch dem Landes­
rechnungshof nachgeordnete staatliche Rechnungsprüfungsäm­
ter wahrgenommen.1) Die §§ 90, 91, 94, 95, 96 und 98 gelten für 
die staatlichen Rechnungsprüfungsämter entsprechend. 

§ 101 
Rechnung des Landesrechnungshofes 

Die Rechnung des Landesrechnungshofes wird von dem Land­
tag geprüft, der auch die Entlastung erteilt. 

§ 102 
Unterrichtung des Landesrechnungshofes 

(1) Der Landesrechnungshof ist unverzüglich nach Entschei­
dung zu unterrichten, wenn 

1.	 oberste Landesbehörden allgemeine Vorschriften erlassen 
oder erläutern, welche die Bewirtschaftung der Haushalts­
mittel des Landes betreffen oder sich auf dessen Einnahmen 
und Ausgaben auswirken, 

2.	 den Landeshaushalt berührende Verwaltungseinrichtungen 
oder Landesbetriebe geschaffen, wesentlich geändert oder 
aufgelöst werden, 

3.	 unmittelbare Beteiligungen des Landes oder mittelbare Be­
teiligungen im Sinne des § 65 Abs. 3 an Unternehmen be­
gründet, wesentlich geändert oder aufgegeben werden, 

4.	 Vereinbarungen zwischen dem Land und einer Stelle außer­
halb der Landesverwaltung oder zwischen obersten Landes­
behörden über die Bewirtschaftung von Haushaltsmitteln 
des Landes getroffen werden, 

5.	 von den obersten Landesbehörden organisatorische oder 
sonstige Maßnahmen von erheblicher finanzieller Tragwei­
te getroffen werden. 

(5) Der Landesrechnungshof kann in den Jahresbericht auch Er­
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(2) Dem Landesrechnungshof sind auf Anforderung Vorschrif­
ten oder Erläuterungen der in Absatz 1 Nr. 1 genannten Art auch 
dann mitzuteilen, wenn andere Stellen des Landes sie erlassen. 

(3) Der Landesrechnungshof kann sich jederzeit zu den in den 
Absätzen 1 und 2 genannten Maßnahmen äußern. 

Zu § 102 

1	 In den Fällen des § 102 Abs. 1 ist der Landesrechnungs­
hof von der zuständigen, gegebenenfalls federführenden 
Stelle unverzüglich zu unterrichten, sobald die im Ein­
zelnen bestimmten Maßnahmen getroffen sind. Eine den 
Entscheidungsprozess begleitende Unterrichtung kommt 
nicht in Betracht. 

2	 Die Verpflichtung zur Unterrichtung über Maßnahmen 
nach § 102 Abs. 1 Nr. 3 erstreckt sich auf alle Maßnah­
men, die der Einwilligung des Ministeriums der Finan­
zen nach § 65 bedürfen. Sie geschieht daher in der Form, 
dass das zuständige Ministerium eine Abschrift eines 
Antrages an das Ministerium der Finanzen und dieses ei­
ne Abschrift seines Antwortschreibens dem Landesrech­
nungshof übersendet. 

§ 103 
Anhörung des Landesrechnungshofes 

(1) Der Landesrechnungshof ist vor dem Erlass von allgemeinen 
Verwaltungsvorschriften zur Durchführung der Landeshaushalts­
ordnung zu hören. 

(2) Zu den Verwaltungsvorschriften im Sinne des Absatzes 1 
gehören auch allgemeine Dienstanweisungen über die Verwal­
tung der Kassen und Zahlstellen, über die Buchführung und den 
Nachweis des Vermögens. 

§ 104 
Prüfung der juristischen Personen des privaten Rechts 

(1) Der Landesrechnungshof prüft die Haushalts- und Wirt­
schaftsführung der juristischen Personen des privaten Rechts, 
wenn 

1.	 sie aufgrund eines Gesetzes vom Land Zuschüsse erhalten 
oder eine Garantieverpflichtung des Landes gesetzlich be­
gründet ist oder 

2.	 sie vom Land oder einer vom Land bestellten Person allein 
oder überwiegend verwaltet werden oder 

3.	 mit dem Landesrechnungshof eine Prüfung durch ihn ver­
einbart ist oder 

4.	 sie nicht Unternehmen sind und in ihrer Satzung mit Zu­
stimmung des Landesrechnungshofs eine Prüfung durch ihn 
vorgesehen ist. 

(2) Absatz 1 ist auf die vom Land verwalteten Treuhandvermö­
gen anzuwenden. 

(3) Steht dem Land vom Gewinn eines Unternehmens, an dem 

VV-LHO §§ 102 - 105 

es nicht beteiligt ist, mehr als der vierte Teil zu, so prüft der Lan­
desrechnungshof den Abschluss und die Geschäftsführung da­
raufhin, ob die Interessen des Landes nach den bestehenden Be­
stimmungen gewahrt worden sind. 

Teil VI

Landesunmittelbare juristische Personen 


des öffentlichen Rechts


§ 105 
Grundsatz 

(1) Für landesunmittelbare juristische Personen des öffentlichen 
Rechts gelten 

1.	 die §§ 106 bis 110, 
2.	 die §§ 1 bis 87 entsprechend, 

soweit nicht durch Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes etwas 
anderes bestimmt ist. 

(2) Für landesunmittelbare juristische Personen des öffentlichen 
Rechts kann das zuständige Ministerium1) im Einvernehmen mit 
dem Ministerium der Finanzen und dem Landesrechnungshof 
Ausnahmen von den in Absatz 1 bezeichneten Vorschriften zu­
lassen, soweit kein erhebliches finanzielles Interesse des Landes 
besteht. 

Zu § 105 

Stellt das Land einer landesunmittelbaren juristischen Person 
des öffentlichen Rechts zur Durchführung der ihr übertragenen 
Aufgaben Mittel zur Verfügung, so ist Folgendes zu beachten: 

1	 Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen für eine 
landesunmittelbare juristische Person des öffentlichen 
Rechts dürfen im Entwurf des Landeshaushaltsplans 
erst veranschlagt werden, wenn dem zuständigen Minis­
terium der Entwurf des Haushaltsplans (§ 106) oder des 
Wirtschaftsplans (§ 110) einschließlich des Stellenplans 
vorliegt. 

2	 Der im Rahmen des § 108 Satz 1 genehmigte Stellen­
plan für Angestellte ist hinsichtlich der Zahl der für die 
einzelnen Vergütungsgruppen angegebenen Stellen für 
verbindlich zu erklären; Abweichungen bedürfen der 
Einwilligung des zuständigen Ministeriums. 

3	 Finanzielle Verpflichtungen zur Erfüllung der Aufgaben 
der juristischen Person, die zu einer Erhöhung der vom 
Land zur Verfügung gestellten Mittel im laufenden 
Haushaltsjahr führen können, dürfen nur eingegangen 
werden, wenn das zuständige Ministerium eingewilligt 
hat. Entsprechendes gilt für Maßnahmen, die zu zusätz­
lichen Verpflichtungen in künftigen Haushaltsjahren 
führen können. Die Verwaltungsvorschriften zu den 
§§ 37 und 38 finden Anwendung. 
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4	 Das zuständige Ministerium hat die Verwendung der 
vom Land zur Verfügung gestellten Mittel zur Durch­
führung der Aufgaben der juristischen Person sicherzu­
stellen. Es kann dazu Bedingungen und Auflagen für die 
Mittelverwendung festsetzen. 

5	 Das zuständige Ministerium hat im Rahmen der Entlas­
tung nach § 109 Abs. 3 an Hand der aufzustellenden 
Rechnung die Verwendung der vom Land zur Verfügung 
gestellten Mittel zu prüfen. Entsprechendes gilt für die 
nach § 110 Satz 2 aufzustellenden Unterlagen. 

6	 Soweit die §§ 1 bis 87 entsprechend anzuwenden sind, 
sind auch die zu diesen Bestimmungen erlassenen Ver­
waltungsvorschriften zu beachten. 

§ 106 
Haushaltsplan 

(1) Das zur Geschäftsführung berufene Organ einer landesun­
mittelbaren juristischen Person des öffentlichen Rechts hat vor 
Beginn jedes Haushaltsjahres einen Haushaltsplan festzustellen. 
Er muss alle im Haushaltsjahr zu erwartenden Einnahmen, vo­
raussichtlich zu leistenden Ausgaben und voraussichtlich 
benötigten Verpflichtungsermächtigungen enthalten. In den 
Haushaltsplan dürfen nur die Ausgaben und Verpflichtungser­
mächtigungen eingestellt werden, die zur Erfüllung der Aufga­
ben der juristischen Person notwendig sind. 

(2) Hat die juristische Person neben dem zur Geschäftsführung 
berufenen Organ ein besonderes Beschlussorgan, das in wichti­
gen Verwaltungsangelegenheiten zu entscheiden oder zu­
zustimmen oder die Geschäftsführung zu überwachen hat, so hat 
dieses den Haushaltsplan festzustellen. Das zur Geschäfts­
führung berufene Organ hat den Entwurf dem Beschlussorgan 
vorzulegen. 

§ 107 
Umlagen, Beiträge 

Ist die landesunmittelbare juristische Person des öffentlichen 
Rechts berechtigt, von ihren Mitgliedern Umlagen oder Beiträ­
ge zu erheben, so ist die Höhe der Umlagen oder der Beiträge für 
das neue Haushaltsjahr gleichzeitig mit der Feststellung des 
Haushaltsplans festzusetzen. 

§ 108 
Genehmigung des Haushaltsplans 

Der Haushaltsplan und die Festsetzung der Umlagen oder der 
Beiträge bedürfen bei landesunmittelbaren juristischen Perso­
nen des öffentlichen Rechts der Genehmigung des zuständigen 
Ministeriums1). Die Festsetzung der Umlagen oder der Beiträge 
bedarf außerdem der Genehmigung des Ministeriums1) der Fi­
nanzen. Der Haushaltsplan und der Beschluss über die Festset­
zung der Umlagen oder der Beiträge sind dem zuständigen Mi­
nisterium1) spätestens einen Monat vor Beginn des Haushalts­

jahres vorzulegen. Der Haushaltsplan und der Beschluss können 
nur gleichzeitig in Kraft treten. 

§ 109 
Rechnungslegung, Prüfung, Entlastung 

(1) Nach Ende des Haushaltsjahres hat das zur Geschäfts­
führung berufene Organ der landesunmittelbaren juristischen 
Person des öffentlichen Rechts eine Rechnung aufzustellen. 

(2) Die Rechnung und die Haushalts- und Wirtschaftsführung 
der landesunmittelbaren juristischen Person des öffentlichen 
Rechts sind, unbeschadet einer Prüfung durch den Landesrech­
nungshof nach § 111, von durch Gesetz oder Satzung bestimm­
ten Stellen zu prüfen. Die Satzungsvorschrift über die Durch­
führung der Prüfung bedarf der Zustimmung des zuständigen 
Ministeriums im Einvernehmen mit dem Ministerium der Fi­
nanzen und dem Landesrechnungshof. Die Ergebnisse der Prü­
fung sind dem Landesrechnungshof vorzulegen. Er kann zulas­
sen, dass die Prüfung beschränkt wird.1) 

(3) Die Entlastung erteilt das zuständige Ministerium1) im Ein­
vernehmen mit dem Ministerium1) der Finanzen. Ist ein beson­
deres Beschlussorgan vorhanden, obliegt ihm die Entlastung; 
die Entlastung bedarf dann der Genehmigung des zuständigen 
Ministeriums1) und des Ministeriums1) der Finanzen. 

§ 110 
Wirtschaftsplan 

Landesunmittelbare juristische Personen des öffentlichen Rechts, 
bei denen ein Wirtschaften nach Einnahmen und Ausgaben des 
Haushaltsplans nicht zweckmäßig ist, haben einen Wirtschafts­
plan aufzustellen. Buchen sie nach den Regeln der kaufmänni­
schen doppelten Buchführung, so stellen sie einen Jahresab­
schluss und einen Lagebericht in entsprechender Anwendung der 
Vorschrift des § 264 Abs. 1 Satz 1 des Handelsgesetzbuchs auf. 

§ 111 
Prüfung durch den Landesrechnungshof 

(1) Der Landesrechnungshof prüft die Haushalts- und Wirt­
schaftsführung der landesunmittelbaren juristischen Personen 
des öffentlichen Rechts, soweit nicht durch Gesetz etwas ande­
res bestimmt ist. Die §§ 89 bis 99, §§ 102, 103, 112 Abs. 3 sind 
entsprechend anzuwenden. 

(2) Für landesunmittelbare juristische Personen des öffentlichen 
Rechts kann das zuständige Ministerium1) im Einvernehmen mit 
dem Ministerium1) der Finanzen und dem Landesrechnungshof 
Ausnahmen von Absatz 1 zulassen, soweit kein erhebliches fi­
nanzielles Interesse des Landes besteht. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Religionsgesellschaften 
und Weltanschauungsgemeinschaften des öffentlichen Rechts 
nach Artikel 137 Abs. 5 und 7 der Deutschen Verfassung vom 
11. August 1919 in Verbindung mit Artikel 140 des Grundgeset­
zes vom 23. Mai 1949.4) 
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§ 112 
Sonderregelungen 

(1) Auf die landesunmittelbaren Träger der gesetzlichen Kran­
kenversicherung, der sozialen Pflegeversicherung1), der gesetz­
lichen Unfallversicherung und der gesetzlichen Rentenversiche­
rung ist nur § 111 Abs. 1 Satz 2 anzuwenden, und zwar nur dann, 
wenn sie aufgrund eines Landesgesetzes vom Land Zuschüsse 
erhalten oder eine Garantieverpflichtung des Landes gesetzlich 
begründet ist. Auf die Verbände der in Satz 1 genannten Sozial­
versicherungsträger ist unabhängig von ihrer Rechtsform § 111 
Abs. 1 und 2 anzuwenden, wenn Mitglieder dieser Verbände der 
Prüfung durch den Landesrechnungshof unterliegen. Auf sonsti­
ge Vereinigungen auf dem Gebiet der Sozialversicherung finden 
die Vorschriften dieses Gesetzes keine Anwendung. 

(2) Auf Unternehmen in der Rechtsform einer landesunmittel­
baren juristischen Person des öffentlichen Rechts sind unabhän­
gig von der Höhe der Beteiligung des Landes § 65 Abs. 1 Nr. 3 
und 4 und Abs. 2, 3 und 4, § 68 Abs. 1 und § 69 entsprechend, 
§ 111 Abs. 1 und 2 unmittelbar anzuwenden. Dies gilt nicht für 
die Sparkassen, die Girozentrale sowie die Sparkassen- und 
Giroverbände im Sinne des Sparkassengesetzes. 

(3) Für Unternehmen in der Rechtsform einer juristischen Per­
son des privaten Rechts, an denen die in Absatz 2 genannten Un­
ternehmen unmittelbar oder mittelbar mit Mehrheit beteiligt 
sind, gelten die §§ 53 und 54 des Haushaltsgrundsätzegesetzes 
und die §§ 65 bis 69 entsprechend. 

Teil VII

Sondervermögen


§ 113 
Grundsatz, Grundstock 

(1) Auf Sondervermögen des Landes sind die Teile I bis IV, VIII 
und IX dieses Gesetzes entsprechend anzuwenden, soweit nicht 
durch Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes etwas anderes be­
stimmt ist. Der Landesrechnungshof prüft die Haushalts- und 
Wirtschaftsführung der Sondervermögen; Teil V dieses Geset­
zes ist entsprechend anzuwenden. 

(2) Einnahmen aus der Veräußerung von Grundstücken und 
grundstücksgleichen Rechten können einem Sondervermögen 
zugeführt werden, das das Ministerium1) der Finanzen verwal­
tet (Grundstock). Die Mittel dürfen nur zum Erwerb von Ver­
mögensgegenständen der in Satz 1 genannten Art verwendet 
werden; das Ministerium1) der Finanzen kann Ausnahmen zu­
lassen. 

Teil VIII

Entlastung


§ 114 
Entlastung 

(1) Das Ministerium1) der Finanzen hat dem Landtag über alle 
Einnahmen und Ausgaben des Landes im Laufe des nächsten 
Haushaltsjahres zur Entlastung der Landesregierung Rechnung 
zu legen.4) Der Haushaltsrechnung sind Übersichten über das 
Vermögen und die Schulden des Landes beizufügen. 

(2) Der Landtag beschließt aufgrund der Haushaltsrechnung und 
des Jahresberichtes über das Ergebnis der Prüfung des Landes­
rechnungshofes über die Entlastung der Landesregierung und, 
soweit die Ausführung des Haushaltes dem Präsidenten des 
Landtages und dem Präsidenten des Verfassungsgerichtes ob-
liegt, über deren Entlastung.4) Er stellt hierbei die wesentlichen 
Sachverhalte fest und beschließt über einzuleitende Maßnah­
men. 

(3) Der Landtag kann einzelne Sachverhalte zur weiteren Auf­
klärung an den Landesrechnungshof zurückverweisen. 

(4) Der Landtag bestimmt einen Termin, zu dem die Landesre­
gierung über die eingeleiteten Maßnahmen dem Landtag zu be­
richten hat. Das Gleiche gilt für den Präsidenten des Landtages 
und den Präsidenten des Verfassungsgerichtes.4) Soweit Maß­
nahmen nicht zu dem beabsichtigten Erfolg geführt haben, kann 
der Landtag die Sachverhalte wieder aufgreifen. 

(5) Der Landtag kann bestimmte Sachverhalte ausdrücklich miss­
billigen. 

Teil IX

Ergänzende Vorschriften,


Übergangs- und Schlussbestimmungen


§ 115 
Öffentlich-rechtliche Dienst- oder Amtsverhältnisse 

Vorschriften dieses Gesetzes für Beamte sind auf andere öffent­
lich-rechtliche Dienst- oder Amtsverhältnisse entsprechend an­
zuwenden. 

Zu § 115 

1	 In einem anderen öffentlich-rechtlichen Dienstverhält­
nis stehen vor allem die Richter des Landes. 
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Die Verwaltungsvorschriften zu den Vorschriften dieses 
Gesetzes gelten entsprechend. Für Richter gelten sie ent­
sprechend mit der Maßgabe, dass die Bestimmungen für 

a) planmäßige Beamte für Richter auf Lebenszeit, 
b) abgeordnete Beamte für abgeordnete Richter und 

Richter kraft Auftrags und 
c) Beamte zur Anstellung für Richter auf Probe 

anzuwenden sind. 

§ 116 
Endgültige Entscheidung 

Das Ministerium1) der Finanzen entscheidet in den Fällen des 
§ 37 Abs. 1 und des § 38 Abs. 1 Satz 2 endgültig. Soweit dieses 
Gesetz in anderen Fällen Befugnisse des Ministeriums1) der Fi­
nanzen enthält, kann das zuständige Ministerium1) über die Maß­
nahme des Ministeriums1) der Finanzen die Entscheidung der 
Landesregierung einholen; die Landesregierung entscheidet an­
stelle des Ministeriums1) der Finanzen endgültig. Entscheidet die 
Landesregierung gegen oder ohne die Stimme des Ministeri­
ums1) der Finanzen, so gilt § 28 Abs. 2 Satz 2 bis 4 entsprechend. 

§ 117 
(aufgehoben durch das 1. LHOÄndG 

vom 3. Juni 1994, GVBl. I S. 197) 

§ 118 
(aufgehoben durch das Zweite Gesetz zur Änderung 


der Landeshaushaltsordnung 

vom 21. Dezember 1998, GVBl. I S. 300)


§ 119 
(aufgehoben durch das 1. LHOÄndG 

vom 3. Juni 1994, GVBl. I S. 197) 

§ 120 
(In-Kraft-Treten) 

Zu § 120 

Unbeschadet anderweitiger gesetzlicher Regelungen gelten die 
Vorschriften der Landeshaushaltsordnung und die Verwaltungs­
vorschriften auch für alle anderen obersten Landesbehörden, so­
weit in den Vorschriften die Ministerien allgemein ausdrücklich 
erwähnt werden. 

Fußnotenverzeichnis 

1)	 geändert durch das Zweite Gesetz zur Änderung der Lan­
deshaushaltsordnung vom 21. Dezember 1998 (GVBl. I 
S. 300) 

2)	 Mit dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit sind – in Über­
einstimmung mit der herrschenden Meinung in den Verwal­
tungswissenschaften – die Grundsätze der Wirtschaftlich­
keit und Sparsamkeit im Sinne des § 7 LHO gemeint. 

3) eingefügt durch das Zweite Gesetz zur Änderung der Landes­
haushaltsordnung vom 21. Dezember 1998 (GVBl. I S. 300) 

4) geändert durch das 1. LHOÄndG vom 3. Juni 1994 (GVBl. I 
S. 197) 

5)	 Die Grundsätze für die Prüfung von Unternehmen bedürfen 
der Aktualisierung, da die in Bezug genommenen Vorschrif­
ten durch das Gesetz zur Kontrolle und Transparenz im Un­
ternehmensbereich vom 27. April 1998 (KonTraG – BGBl. I 
S. 786) teilweise geändert wurden. Die bisherigen Bestim­
mungen gelten bis zur bundeseinheitlichen Formulierung 
der erforderlichen Änderungen vorläufig weiter. 

6)	 Vgl. Fachgutachten 1/1970 des Instituts der Wirtschaftsprü­
fer (Zeitschrift „Die Wirtschaftsprüfung“ 1970 S. 614 ff.) 
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